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Seit 1. Januar 2007 ist die CD-ROM neu gestaltet und preisgünstiger.

Die CD-ROM wird jetzt als Doppel-CD „SGV. NRW. und SMBl. NRW.“ herausgegeben.

Sie enthält somit stets das gesamte Landesrecht und alle Verwaltungsvorschriften (Erlasse) auf dem 

aktuellen Stand.

Im Abonnement kostet diese Doppel-CD nicht mehr als früher eine Einzel-CD, nämlich nur 77 € pro Jahr.

Die aktuelle CD-ROM, Stand 1. Januar 2009, ist erhältlich.

Das Bestellformular mit den Preisen befi ndet sich im GV-Blatt 2006 Nr. 29, S. 472.

Informationen zur CD-ROM fi nden Sie auch im Internet über das Portal: http://sgv.im.nrw.de.

Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: http://sgv.im.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: http://sgv.im.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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20320

Gesetz
zur Stärkung der Personalhoheit der Kommunen 

in Nordrhein-Westfalen
Vom 24. März 2009

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zur Stärkung der Personalhoheit der Kommunen 

in Nordrhein-Westfalen

Artikel 1

Das Besoldungsgesetz für das Land Nordrhein-West-
falen (Landesbesoldungsgesetz – LBesG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Februar 2005 (GV. NRW. 
S. 154), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 18. November 2008 (GV. NRW. S. 710), wird wie 
folgt geändert:

1.  Der § 6 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 6
 Leistungsbezüge

  (1) Beamtinnen und Beamten der Gemeinden und 
Gemeindeverbände dürfen abweichend von § 51 Bun-
desbesoldungsgesetz in der am 31. August 2006 gel-
tenden Fassung Leistungsbezüge nach Maßgabe eines 
in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung festge-
legten betrieblichen Systems gewährt werden. Vor-
aussetzungen sind, dass das betriebliche System 
 einheilich für Beamtinnen und Beamte sowie Tarif-
beschäftigte gilt und dass der Dienstherr keine Ver-
gütungen auf der Grundlage der Verordnung über die 
Gewährung von Prämien und Zulagen für besondere 
Leistungen vom 10. März 1998 gewährt.

  (2) Das betriebliche System muss Art und Umfang 
der Leistungsbezüge sowie einen einheitlichen Maß-
stab für die Leistungsbewertung in Form von Zielver-
einbarungen oder einer systematischen Leistungsbe-
wertung festlegen.

  (3) Leistungsbezüge können nur im Rahmen bereit-
stehender Haushaltsmittel gewährt werden. Der jähr-
liche Gesamtbetrag darf einen in der Betriebs- oder 
Dienstvereinbarung festzulegenden Vomhundertsatz 
der im Vorjahr an die Beamtinnen und Beamten aus-
gezahlten Grundgehälter nicht übersteigen. Der Vom-
hundertsatz ist so festzulegen, dass für Beamtinnen 
und Beamte im gleichen Verhältnis Mittel für eine 
Leistungsvergütung zur Verfügung stehen wie für 
Tarifbeschäftigte.

  (4) Leistungsbezüge sind nicht ruhegehaltfähig, 
gehören nicht zu den Bezügen im Sinne des § 6 des 
Sonderzahlungsgesetzes und sind auf Überleitungs-
zulagen und Ausgleichszulagen nicht anzurechnen. 
Beamtinnen und Beamte dürfen innerhalb eines 
Kalenderjahres Leistungsvergütungen insgesamt nur 
bis zur Höhe des Anfangsgrundgehalts der Besol-
dungsgruppe erhalten, der sie im Zeitpunkt der Ent-
scheidung angehören.“

2.  Es wird folgender § 9 a eingefügt:

 „§ 9 a

  § 26 Absatz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in der 
am 31. August 2006 geltenden Fassung gilt nicht für 
die Gemeinden, Gemeindeverbände sowie für die 
Gemeindeprüfungsanstalt, den Landesverband Lippe 
und den Regionalverband Ruhr.“

3.   In der Anlage 1 – Landesbesoldungsordnungen – wer-
den

 a)   in der Besoldungsgruppe A 16 die Amtsbezeich-
nung „Direktor beim Landesinstitut für Gesund-
heit und Arbeit“ eingefügt,

 b)   in der Besoldungsgruppe B 2 die Amtsbezeichnung 
„Direktor des Landesinstituts für den öffentlichen 
Gesundheitsdienst“ gestrichen und die Amtsbe-
zeichnung „Direktor beim Landesinstitut für 
Gesundheit und Arbeit“ eingefügt,

 c)   in der Besoldungsgruppe B 3 die Amtsbezeichnun-
gen „Direktor des Landesversicherungsamts“ 
sowie „Präsident der Landesanstalt für Arbeits-
schutz“ gestrichen und die Amtsbezeichnung 
„Präsident des Landesinstituts für Gesundheit 
und Arbeit“ eingefügt,

 d)   in dem Abschnitt „Künftig wegfallende Ämter“ in

  aa)  der Besoldungsgruppe B 2 die Amtsbezeich-
nung „Direktor des Landesinstituts für den 
öffentlichen Gesundheitsdienst“ eingefügt,

  bb)  der Besoldungsgruppe B 3 die Amtsbezeich-
nung „Präsident der Landesanstalt für 
Arbeitsschutz“ eingefügt.

Artikel 2

Die Verordnung zur Festsetzung besonderer Stellenober-
grenzen im kommunalen Bereich (Stellenobergrenzen-
verordnung – StOV-Gem –) vom 10. Mai 2005 (GV. NRW. 
S. 536) wird aufgehoben.

Artikel 3

Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2008 in 
Kraft.

Düsseldorf, den 24. März 2009

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Für den
Finanzminister

der 
Minister für Umwelt und Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Eckhard  U h l e n b e r g

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

– GV. NRW. 2009 S. 186

232

Gesetz
zur Ausführung des Baugesetzbuches 

in Nordrhein-Westfalen
(BauGB-AG NRW)
Vom 24. März 2009

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Ausführung des Baugesetzbuches 

in Nordrhein-Westfalen
(BauGB-AG NRW)

§ 1

Die Sieben-Jahres-Frist nach § 35 Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 1 Buchstabe c des Baugesetzbuches (BauGB) ist als 
Voraussetzung für die Zulässigkeit der Änderung der 
Nutzung eines Gebäudes einer Hofstelle im Außenbe-
reich nicht anzuwenden.

§ 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz zur Ausführung des 
Baugesetzbuches in NRW vom 15. Dezember 2005 (GV. 
NRW. S. 952) außer Kraft. Dieses Gesetz tritt mit Ablauf 
des 31. Dezember 2014 außer Kraft.
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Düsseldorf, den 24. März 2009

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

Der Minister
für Bauen und Verkehr

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Der Minister
für Umwelt und Naturschutz,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Eckhard  U h l e n b e r g

– GV. NRW. 2009 S. 186

7126

Bekanntmachung
des Inkrafttretens des Staatsvertrages zwischen 

den Ländern Berlin, Brandenburg,
Freie Hansestadt Bremen, Freie und 

Hansestadt Hamburg, Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen, Mecklenburg-Vorpommern, 

Saarland, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein 
(kurz: Vertragsländer) über die

Nordwestdeutsche Klassenlotterie (kurz: NKL)
Vom 24. März 2009

Nachdem alle Vertragspartner die Ratifi kationsurkun-
den bei der Finanzbehörde der Freien und Hansestadt 
Hamburg hinterlegt haben, tritt der Staatsvertrag gemäß 
§ 18 Absatz 1 des Staatsvertrages am 1. April 2009 in 
Kraft.

Düsseldorf, den 24. März 2009

Der Ministerpräsident
des Landes Nordrhein-Westfalen

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

– GV. NRW. 2009 S. 187

201
640

Gesetz
zur Umsetzung des Zukunftsinvestitionsgesetzes

in Nordrhein-Westfalen
Vom 2 April 2009

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

201

Artikel 1
Gesetz 

zur Förderung zusätzlicher Investitionen 
in Nordrhein Westfalen

(Investitionsförderungsgesetz NRW – InvföG)

1. Abschnitt
Allgemeines

§ 1
Förderziel und Fördervolumen

(1) Zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaft-
lichen Gleichgewichts unterstützen der Bund und das 
Land zusätzliche Investitionen mit den Schwerpunkten 
Bildungsinfrastruktur und Infrastruktur. Hierzu stellen 
der Bund und das Land insgesamt 2 844 586 666 Euro 
nach Maßgabe des Gesetzes zur Umsetzung von Zu-
kunftsinvestitionen der Kommunen und Länder (Zu-
kunftsinvestitionsgesetz – ZuInvG) (Artikel 7 des Geset-
zes zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in 
Deutschland vom 2. März 2009, BGBl. I S. 416).

(2) Der Bundesanteil beträgt 2 133 440 000 Euro, der 
Anteil des Landes einschließlich der Gemeinden (GV) 
711 146 666 Euro. Die einzelnen Investitionsmaßnahmen 
werden zu 75 Prozent aus Bundesmitteln und zu 25 Pro-
zent aus Landesmitteln fi nanziert.

(3) Für den Investitionsschwerpunkt Bildungsinfra-
struktur gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 1 ZuInvG werden 
insgesamt 1 848 981 333 Euro bereitgestellt. Für den 
Investitionsschwerpunkt Infrastruktur gemäß § 3 Absatz 
1 Nummer 2 ZuInvG werden insgesamt 995 605 333 Euro 
bereitgestellt.

(4) Investitionen, die aus den gemäß der Anlage zu die-
sem Gesetz für die Gemeinden (GV) bereitzustellenden 
Mitteln oder aus den Mitteln für Investitionen in Kran-
kenhäusern gemäß § 2 Absatz 2 Satz 1 fi nanziert werden, 
gelten als kommunalbezogen. Bei kommunalbezogenen 
Investitionsmaßnahmen tragen das Land und die 
Gemeinden (GV) jeweils 12,5 Prozent der förderungsfä-
higen Kosten. Der kommunale Anteil wird vom Land 
vorfi nanziert und ist ab 2012 nach Maßgabe des 
Zukunftsinvestitions- und Tilgungsfondsgesetzes (ZTFoG) 
zurückzuzahlen.

(5) Die Investitionen erfolgen bedarfsgerecht und trä-
gerneutral.

§ 2
Aufteilung der Mittel

(1) Von den Mitteln für Bildungsinfrastruktur gemäß § 1 
Absatz 3 Satz 1 werden 464 000 000 Euro vom Land für 
Investitionen in Hochschulen und Forschung verwendet. 
Über die Verwendung dieser Mittel entscheidet das für 
Wissenschaft und Forschung zuständige Ministerium 
nach Maßgabe des Landeshaushalts. Für kommunalbe-
zogene Investitionen in Bildungsinfrastruktur werden 
1 384 981 333 Euro bereitgestellt.

(2) Von den Mitteln für Infrastruktur gemäß § 1 Absatz 3 
Satz 2 stellen die Gemeinden (GV) vorab 170 000 000 
Euro für Investitionen in Krankenhäusern zur Verfü-
gung. 825 605 333 Euro werden nach den Kriterien des 
§ 4 Absatz 2 auf die Gemeinden (GV) verteilt.

§ 3
Investitionsbegriff

Investitionen im Sinne dieses Gesetzes sind Mittelver-
wendungen, die Investitionsausgaben nach § 13 Absatz 3 
Nummer 2 Buchstabe a bis c BHO sind. Für § 13 Absatz 
3 Buchstabe g gilt das nur insoweit, als die Zuschüsse 
und Zuweisungen für die in § 13 Absatz 3 Nummer 2 
Buchstabe a bis c genannten Zwecke gewährt werden.

2. Abschnitt
Regelungen für Gemeinden (GV)

§ 4
Verteilungsschlüssel

(1) Der Betrag nach § 2 Absatz 1 Satz 3 für Bildungsin-
frastruktur wird auf der Basis der Schülerzahl der allge-
meinbildenden, der berufsbildenden Schulen und der 
Ersatzschulen verteilt. Soweit Zweckverbände Schulträ-
ger sind, werden die Schüler den dem Zweckverband 
angehörenden Gemeinden entsprechend dem Anteil an 
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der Umlage zugerechnet. Schüler der Ersatzschulen wer-
den der Belegenheitsgemeinde zugerechnet. Als Zahl der 
Schüler gilt die in der vom Landesbetrieb Information 
und Technik Nordrhein-Westfalen geführten Schulsta-
tistik festgesetzte Schülerzahl zum Stichtag 15. Oktober 
2007.

(2) Von dem Betrag nach § 2 Absatz 2 Satz 2 für Infra-
struktur werden

1.   den Gemeinden 362 853 543,85 Euro bereitgestellt. 
Die Verteilung erfolgt zu sieben Zehntel nach der 
maßgeblichen Einwohnerzahl und drei Zehntel nach 
der maßgeblichen Gebietsfl äche.

2.   den Kreisen 20 640 133,33 Euro und den Landschafts-
verbänden 29 308 989,32 Euro bereitgestellt. Die Ver-
teilung erfolgt nach der maßgeblichen Einwohnerzahl.

3.   den Gemeinden 324 008 812,94 Euro, den Kreisen 
48 297 911,98 Euro und den Landschaftsverbänden 
40 495 941,58 Euro bereitgestellt. Die Verteilung 
erfolgt anteilig im Verhältnis der festgesetzten 
Schlüsselzuweisungen gemäß §§ 7, 10 und 13 des 
Gesetzes zur Regelung der Zuweisungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen an die Gemeinden und Gemein-
deverbände im Haushaltsjahr 2009 vom 17. Februar 
2009 (GV. NRW. S. 54).

(3) Als maßgebliche Einwohnerzahl im Sinne des Absat-
zes 2 gilt die vom Landesbetrieb Information und Tech-
nik Nordrhein-Westfalen fortgeschriebene Bevölke-
rungszahl zum Stichtag 31. Dezember 2007. Als 
Gebietsfl äche im Sinne des Absatzes 2 ist der Gebiets-
stand zum Stichtag 31. Dezember 2007 zugrunde zu 
legen, der im Jahresabschluss des Liegenschaftskatasters 
ermittelt und an den Landesbetrieb Information und 
Technik Nordrhein-Westfalen abgegeben wurde.

(4) Die Höhe der für die einzelnen Gemeinden (GV) 
bereitzustellenden Mittel ergibt sich aufgeschlüsselt nach 
den Investitionsschwerpunkten Bildungsinfrastruktur 
und Infrastruktur aus der Anlage zu diesem Gesetz.

§ 5
Neubereitstellung von Mitteln

(1) Mittel, die von einer Gemeinde (GV) nicht in An-
spruch genommen werden oder aus anderen Gründen 
nicht im Sinne des ZuInvG verwendet werden, können 
abweichend von der in der Anlage geregelten Verteilung 
vom Innenministerium neu bereitgestellt werden.

(2) Die Gemeinden (GV) können von der Aufteilung der 
Mittel nach den Investitionsschwerpunkten Bildungsin-
frastruktur und Infrastruktur abweichen, sofern sie den 
Gesamtbetrag nach der Anlage zu diesem Gesetz nicht 
überschreiten und das Verhältnis 65 zu 35 landesweit 
nicht verändert wird. Eine Abweichung erfordert eine 
schriftliche Vereinbarung zwischen den beteiligten 
Gemeinden (GV), die die Abweichung ausgleicht. Die 
Vereinbarung ist von der für die jeweilige Gemeinde (GV) 
zuständigen Bezirksregierung schriftlich zu bestätigen.

§ 6
Beschleunigung der Investitionen

Im Haushaltsjahr 2009 sind Aufwendungen und Auszah-
lungen der Gemeinden (GV) für nach diesem Gesetz 
geförderte Investitionsmaßnahmen als überplanmäßige 
oder außerplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlun-
gen zu behandeln und bedürfen der vorherigen Zustim-
mung des Rates. § 81 und § 83 Absätze 1 und 2 GO NRW 
fi nden insoweit keine Anwendung.

§ 7
Erleichterung für fi nanzschwache Gemeinden (GV)

(1) Soweit die nach diesem Gesetz geförderten Investiti-
onsmaßnahmen ausschließlich aus den bereitgestellten 
Mitteln fi nanziert werden, fi ndet § 82 GO NRW keine 
Anwendung.

(2) Investitionsmaßnahmen von Gemeinden (GV) mit 
nicht genehmigungsfähigem Haushaltssicherungskon-
zept sollen künftige Haushalte entlasten. Investitions-
maßnahmen, deren Folgekosten ihre Entlastungswirkung 
für künftige Haushalte übersteigen, sind in Gemeinden 

(GV) mit nicht genehmigungsfähigem Haushaltssiche-
rungskonzept unzulässig.

§ 8
Eigenanteil anderer Träger

Fördert die Gemeinde (GV) Investitionsmaßnahmen 
anderer Träger, ergeben sich die förderungsfähigen Kos-
ten aus der Differenz zwischen den Gesamtkosten der 
Maßnahme und dem Eigenanteil des anderen Trägers. 
Die Höhe des Eigenanteils des anderen Trägers soll in 
der Regel der des kommunalen Eigenanteils entsprechen.

3. Abschnitt
Regelungen für Investitionen in Krankenhäusern

§ 9
Investitionen in Krankenhäusern

(1) Die Mittel gem. § 2 Absatz 2 Satz 1 können von 
Krankenhäusern nach § 8 Absatz 1 KHG im Rahmen 
ihres Versorgungsauftrages in Anspruch genommen wer-
den, denen für das Jahr 2008 pauschale Fördermittel 
nach § 18 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 KHGG 
NRW bewilligt wurden.

(2) Für jedes Krankenhaus wird von der Bewilligungs-
behörde ein Förderrahmen festgelegt, der aus Fallwert-, 
Tageswert- und Budgetbeträgen in entsprechender 
Anwendung der §§ 2 bis 4 PauschKHFVO mit folgenden 
Maßgaben berechnet wird:

1.   An die Stelle der Haushaltsansätze im Sinne von § 2 
PauschKHFVO tritt der Betrag gemäß § 2 Absatz 2 
Satz 1.

2.   Als Bemessungsgrundlagen werden die bei der Be-
rechnung pauschaler Fördermittel gem. § 18 Absatz 1 
KHGG NRW für das Jahr 2008 verwendeten Werte 
übernommen.

3.   Der Fallwert im Sinne von § 2 PauschKHFVO beträgt 
44,126 Euro.

4.   Der Tageswert im Sinne von § 3 PauschKHFVO 
beträgt 2,506 Euro für vollstationäre Berechnungs-
tage und 1,566 Euro für teilstationäre Berechnungs-
tage.

5.   Die Berechnung der Budgetbeträge im Sinne von § 4 
PauschKHFVO erfolgt mit einem Vomhundertsatz in 
Höhe von 1,45.

6.   Die Übergangsregelungen der §§ 9 und 10 
PauschKHFVO fi nden keine Anwendung.

(3) Ein Krankenhaus kann die Inanspruchnahme seines 
Förderrahmens gemäß Absatz 2 ganz oder teilweise 
anderen förderungsberechtigten Krankenhäusern über-
lassen. Die Überlassung ist der Bewilligungsbehörde 
unverzüglich schriftlich anzuzeigen.

(4) Mittel, die von einem Krankenhaus nicht abgerufen 
oder einem anderen Krankenhaus zur Inanspruchnahme 
gemäß Absatz 3 überlassen werden, können abweichend 
von der Verteilung gemäß Absatz 2 durch das zuständige 
Ministerium neu bereitgestellt werden.

4. Abschnitt
Verfahren

§ 10
Zuständige Behörde

(1) Zuständiges Ministerium für Investitionen gemäß § 2 
Absatz 1 Satz 3 und § 2 Absatz 2 Satz 2 ist das Innenmi-
nisterium. Zuständiges Ministerium für Investitionen 
gemäß § 2 Absatz 2 Satz 1 ist das für das Krankenhaus-
wesen zuständige Ministerium.

(2) Bewilligungsbehörde ist die örtlich zuständige 
Bezirksregierung. Für den Landschaftsverband Rhein-
land ist die Bezirksregierung Köln Bewilligungsbehörde. 
Für den Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist die 
Bezirksregierung Münster Bewilligungsbehörde.

(3) Die Bereitstellung der Mittel sowie die Einzelheiten 
insbesondere des Mittelabrufs, des Nachweises der 
Zusätzlichkeit, der Mittelweiterleitung an Dritte, des 

Anlage
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Verwendungsnachweises und der Rückforderung regelt 
die zuständige Bezirksregierung gegenüber jeder 
Gemeinde (GV) und jedem Krankenhaus vor dem ersten 
Mittelabruf auf der Grundlage des § 11 durch Bescheid.

§ 11
Mittelabruf, Verwendungsnachweis

(1) Die Gemeinden (GV) und Krankenhäuser können im 
Förderzeitraum gem. § 5 des ZuInvG Mittel für Maßnah-
men gem. § 3 Absatz 1 Nummer 1 und 2 ZuInvG bis zur 
Höhe der für sie nach diesem Gesetz bereit gestellten 
Mittel bei der Bezirksregierung abrufen, sobald diese zur 
Begleichung erforderlicher Zahlungen benötigt werden.

(2) Spätestens mit dem ersten Mittelabruf legt die 
Gemeinde (GV) oder das Krankenhaus die erforderlichen 
Informationen zur jeweiligen Maßnahme vor. Dem Mit-
telabruf ist eine Bestätigung der Hauptverwaltungsbe-
amtin / des Hauptverwaltungsbeamten beizufügen, dass 
die Voraussetzungen, insbesondere

–  die Übereinstimmung der Maßnahme mit § 3 Absatz 1 
Nummer 1 und 2 des ZuInvG

– die Zusätzlichkeit der Maßnahme
–  das Nichtvorliegen einer Doppelförderung gem. § 4 

Absatz 1 und 2 ZuInvG
–  die Nachhaltigkeit der Maßnahme gem. § 4 Absatz 3 

ZuInvG und
–  die Voraussetzungen des § 5 ZuInvG
–  die Erforderlichkeit der abgerufenen Mittel zur Beglei-

chung von Zahlungen gem. § 6 Absatz 2 Satz 2 ZuInvG

gegeben sind. Bei Investitionen in Krankenhäusern 
gemäß § 2 Absatz 2 Satz 1 erfolgt die Bestätigung nach 
Satz 2 durch den Krankenhausträger.

(3) Die Beendigung einer Maßnahme ist der Bezirksre-
gierung unverzüglich, spätestens 2 Monate nach der 
Beendigung, anzuzeigen. Dieser Anzeige ist ein Testat 
der örtlichen Rechnungsprüfung über die zweckentspre-
chende Verwendung der Mittel beizufügen, bei Investiti-
onen in Krankenhäusern gemäß § 2 Absatz 2 Satz 1 kann 
das Testat auch durch die Wirtschaftsprüferin oder den 
Wirtschaftsprüfer erfolgen. Die testierte Beendigungsan-
zeige gilt als Verwendungsnachweis.

(4) Die Informationen und die Bestätigung gemäß 
Absatz 2 sowie gemäß Absatz 3 erfolgen nach dem durch 
das zuständige Ministerium vorgegebenen Muster.

(5) Gemeinden (GV) rufen auch die Mittel für Maßnah-
men anderer Träger ab, soweit es sich nicht um Investiti-

onen in Krankenhäusern gemäß § 2 Absatz 2 Satz 1 han-
delt. Das Verhalten der anderen Träger wird den 
Gemeinden (GV) zugerechnet.

§ 12
Berichtspfl ichten

(1) Die Gemeinden (GV) und Krankenhäuser übersenden 
den Bezirksregierungen vierteljährlich eine Liste der 
laufenden und geplanten Investitionsmaßnahmen nach 
Muster gemäß § 11 Absatz 4. Den ersten Berichtstermin 
legen die zuständigen Ministerien gemeinsam fest. Die 
Meldung erfolgt auch elektronisch.

(2) Die Gemeinden (GV) und Krankenhäuser berichten 
unverzüglich der zuständigen Bezirksregierung, sobald 
absehbar wird, dass sie die Mittel nicht vollständig in 
Anspruch nehmen können.

§ 13
Rückforderung

(1) Das Land kann die nach diesem Gesetz gezahlten 
Mittel zurückfordern,

1.  wenn der Bund Finanzhilfen vom Land gemäß § 7 
ZuInvG zurückfordert

 oder

2.   bei Verstoß gegen dieses Gesetz oder gegen aufgrund 
dieses Gesetzes ergangener Bescheide.

(2) Fordert das Land Fördermittel zurück, so richtet sich 
die Höhe der Verzinsung für den gesamten Erstattungs-
betrag nach § 7 Absatz 1 ZuInvG.

(3) Eine Rückforderung ist ausgeschlossen, wenn Rück-
forderungsansprüche nicht innerhalb eines Jahres nach 
Erhalt der in § 11 genannten Unterlagen gegenüber dem 
jeweiligen Empfänger geltend gemacht werden. Satz 1 
gilt nicht, wenn nachträglich Tatsachen bekannt werden, 
die einen Rückforderungsanspruch begründen oder der 
Bund seinen Rückforderungsanspruch geltend macht. In 
diesem Fall endet die Rückforderungsfrist mit Ablauf 
eines Jahres nach Bekanntwerden der Tatsache oder 
nach Geltendmachung des Anspruchs durch den Bund.

§ 14
Inkrafttreten, Befristung

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Es tritt am 31. Dezember 2022 außer Kraft.

Anlage

Pauschale Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände in Nordrhein-Westfalen 
für Zukunftsinvestitionen im Rahmen des Konjunkturpaktes II

Gemeinde / Kreis / Landschafts-
verband 

Investitionsschwerpunkt 
Bildung 
(in Euro)

Investitionsschwerpunkt 
Infrastruktur 

(in Euro)

Summe „Bildung“ 
und „Infrastruktur“ 

(in Euro)

Düsseldorf, kreisfreie Stadt  41.591.471 8.894.794 50.486.265

Duisburg, kreisfreie Stadt    37.932.603 28.897.837 66.830.440

Essen, kreisfreie Stadt       41.774.997 28.341.297 70.116.294

Krefeld, kreisfreie Stadt     19.395.985 8.541.167 27.937.152

Mönchengladbach, krfr. Stadt  21.282.225 10.935.364 32.217.589

Mülheim a.d. Ruhr, krfr. Stadt 11.253.352 2.675.680 13.929.032

Oberhausen, kreisfreie Stadt  14.818.515 10.631.885 25.450.400

Remscheid, kreisfreie Stadt   9.349.633 3.437.687 12.787.320

Solingen, kreisfreie Stadt    11.686.920 4.928.914 16.615.834

Wuppertal, kreisfreie Stadt   26.004.380 16.554.745 42.559.125

Aachen, kreisfreie Stadt      19.566.888 9.655.969 29.222.857

Bonn, kreisfreie Stadt        26.295.691 20.561.854 46.857.545

Köln, kreisfreie Stadt        72.597.665 27.724.162 100.321.827

Leverkusen, kreisfreie Stadt  12.420.539 2.849.322 15.269.861

Bottrop, kreisfreie Stadt     7.655.173 5.762.980 13.418.153
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Gemeinde / Kreis / Landschafts-
verband 

Investitionsschwerpunkt 
Bildung 
(in Euro)

Investitionsschwerpunkt 
Infrastruktur 

(in Euro)

Summe „Bildung“ 
und „Infrastruktur“ 

(in Euro)

Gelsenkirchen, krfr. Stadt    21.002.567 11.750.234 32.752.801

Münster, krfr. Stadt          25.394.083 5.804.035 31.198.118

Bielefeld, kreisfreie Stadt   27.077.376 11.871.750 38.949.126

Bochum, kreisfreie Stadt      26.159.260 17.591.507 43.750.767

Dortmund, kreisfreie Stadt    43.247.090 34.666.144 77.913.234

Hagen, kreisfreie Stadt       17.542.761 9.125.199 26.667.960

Hamm, kreisfreie Stadt        14.599.546 10.124.123 24.723.669

Herne, kreisfreie Stadt       11.444.161 9.649.223 21.093.384

Bedburg-Hau                   416.575 694.678 1.111.253

Emmerich am Rhein, Stadt               1.748.353 1.086.122 2.834.475

Geldern, Stadt                3.552.540 1.325.728 4.878.268

Goch, Stadt                   2.565.481 1.517.514 4.082.995

Issum                         350.544 448.178 798.722

Kalkar, Stadt                 1.008.422 807.698 1.816.120

Kerken                        430.170 528.218 958.388

Kevelaer, Stadt               1.764.860 1.246.511 3.011.371

Kleve, Stadt                  3.157.328 1.928.393 5.085.721

Kranenburg                    309.275 628.966 938.241

Rees, Stadt                   1.557.058 1.217.275 2.774.333

Rheurdt                       207.802 302.637 510.439

Straelen, Stadt               978.806 458.161 1.436.967

Uedem                         408.321 466.433 874.754

Wachtendonk                   270.919 315.322 586.241

Weeze                         432.112 468.259 900.371

Erkrath, Stadt                2.406.716 765.729 3.172.445

Haan, Stadt                   1.701.257 491.179 2.192.436

Heiligenhaus, Stadt           1.584.733 473.204 2.057.937

Hilden, Stadt                 3.505.930 875.794 4.381.724

Langenfeld (Rhld.), Stadt     3.465.632 964.907 4.430.539

Mettmann, Stadt               2.091.129 777.457 2.868.586

Monheim am Rhein, Stadt                2.689.773 708.509 3.398.282

Ratingen, Stadt               4.688.168 1.585.394 6.273.562

Velbert, Stadt                4.878.006 2.278.440 7.156.446

Wülfrath, Stadt               1.510.449 407.973 1.918.422

Dormagen, Stadt               4.599.318 2.030.334 6.629.652

Grevenbroich, Stadt           4.109.430 1.378.488 5.487.918

Jüchen                        1.328.865 968.731 2.297.596

Kaarst, Stadt                 2.179.979 712.214 2.892.193

Korschenbroich, Stadt         1.698.344 647.083 2.345.427

Meerbusch, Stadt              2.948.555 969.870 3.918.425

Neuss, Stadt                  9.921.089 2.455.332 12.376.421

Rommerskirchen                287.913 551.032 838.945

Brüggen                       722.452 577.935 1.300.387

Grefrath                      1.076.395 441.678 1.518.073

Kempen, Stadt                 2.451.869 767.749 3.219.618

Nettetal, Stadt               2.543.147 1.398.615 3.941.762

Niederkrüchten                712.741 675.155 1.387.896

Schwalmtal                    1.626.973 840.951 2.467.924

Tönisvorst, Stadt             1.480.346 880.249 2.360.595

Viersen, Stadt                5.005.212 3.073.586 8.078.798

Willich, Stadt                3.478.256 950.989 4.429.245

Alpen                         601.558 372.697 974.255
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Gemeinde / Kreis / Landschafts-
verband 

Investitionsschwerpunkt 
Bildung 
(in Euro)

Investitionsschwerpunkt 
Infrastruktur 

(in Euro)

Summe „Bildung“ 
und „Infrastruktur“ 

(in Euro)

Dinslaken, Stadt              4.506.099 2.664.831 7.170.930

Hamminkeln                    1.187.093 1.103.971 2.291.064

Hünxe                         649.138 703.385 1.352.523

Kamp-Lintfort, Stadt          2.483.428 1.911.506 4.394.934

Moers, Stadt                  6.252.995 4.582.839 10.835.834

Neukirchen-Vluyn, Stadt       2.170.268 1.166.388 3.336.656

Rheinberg, Stadt              1.825.065 894.836 2.719.901

Schermbeck                    791.881 821.969 1.613.850

Sonsbeck                      365.596 411.384 776.980

Voerde (Niederrhein), Stadt   2.278.539 1.508.423 3.786.962

Wesel, Stadt                  3.907.940 2.356.640 6.264.580

Xanten, Stadt                 1.776.998 1.053.105 2.830.103

Alsdorf, Stadt                2.738.325 1.984.526 4.722.851

Baesweiler, Stadt             1.860.993 1.192.765 3.053.758

Eschweiler, Stadt             3.490.394 1.988.114 5.478.508

Herzogenrath, Stadt           2.504.791 2.175.128 4.679.919

Monschau, Stadt               1.332.749 645.482 1.978.231

Roetgen                       189.838 281.482 471.320

Simmerath                     484.062 811.179 1.295.241

Stolberg (Rhld.), Stadt       3.052.456 2.322.098 5.374.554

Würselen, Stadt               2.594.126 1.127.298 3.721.424

Aldenhoven                    727.792 688.746 1.416.538

Düren, Stadt                  6.437.007 3.955.555 10.392.562

Heimbach, Stadt               127.206 379.536 506.742

Hürtgenwald                   744.300 560.340 1.304.640

Inden                         318.500 261.661 580.161

Jülich, Stadt                 2.689.288 1.308.273 3.997.561

Kreuzau                       1.179.810 594.798 1.774.608

Langerwehe                    766.148 600.808 1.366.956

Linnich, Stadt                649.138 625.364 1.274.502

Merzenich                     417.546 411.443 828.989

Nideggen, Stadt               550.093 605.016 1.155.109

Niederzier                    659.334 442.749 1.102.083

Nörvenich                     332.580 588.413 920.993

Titz                          269.948 482.225 752.173

Vettweiß                      293.739 584.054 877.793

Bedburg, Stadt                1.581.334 1.101.678 2.683.012

Bergheim, Stadt               3.816.177 2.411.947 6.228.124

Brühl, Stadt                  3.394.261 1.582.062 4.976.323

Elsdorf                       851.114 834.416 1.685.530

Erftstadt, Stadt              3.057.797 2.040.822 5.098.619

Frechen, Stadt                2.495.566 844.724 3.340.290

Hürth, Stadt                  2.816.494 959.128 3.775.622

Kerpen, Stadt                 4.375.980 2.110.451 6.486.431

Pulheim, Stadt                3.472.430 1.398.392 4.870.822

Wesseling, Stadt              1.857.109 572.161 2.429.270

Bad Münstereifel, Stadt       1.536.181 959.619 2.495.800

Blankenheim                   607.869 814.128 1.421.997

Dahlem                        102.930 427.819 530.749

Euskirchen, Stadt             3.446.212 2.148.851 5.595.063

Hellenthal                    331.609 559.890 891.499

Kall                          855.484 485.635 1.341.119
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Gemeinde / Kreis / Landschafts-
verband 

Investitionsschwerpunkt 
Bildung 
(in Euro)

Investitionsschwerpunkt 
Infrastruktur 

(in Euro)

Summe „Bildung“ 
und „Infrastruktur“ 

(in Euro)

Mechernich, Stadt             1.653.677 1.556.360 3.210.037

Nettersheim                   282.086 413.288 695.374

Schleiden, Stadt              1.598.813 945.168 2.543.981

Weilerswist                   850.143 697.274 1.547.417

Zülpich, Stadt                1.717.765 957.201 2.674.966

Erkelenz, Stadt               3.371.442 1.833.711 5.205.153

Gangelt                       578.738 612.840 1.191.578

Geilenkirchen, Stadt          2.081.419 1.170.856 3.252.275

Heinsberg (Rhld.), Stadt      1.834.775 1.273.862 3.108.637

Hückelhoven, Stadt            2.460.609 1.914.413 4.375.022

Selfkant                      391.328 580.814 972.142

Übach-Palenberg, Stadt        1.812.927 995.590 2.808.517

Waldfeucht                    398.125 450.734 848.859

Wassenberg, Stadt             1.063.771 878.814 1.942.585

Wegberg, Stadt                1.828.949 1.210.060 3.039.009

Bergneustadt, Stadt           1.348.285 1.015.904 2.364.189

Engelskirchen                 1.122.519 677.636 1.800.155

Gummersbach, Stadt            3.658.869 1.355.875 5.014.744

Hückeswagen, Stadt            956.472 593.390 1.549.862

Lindlar                       1.433.737 814.021 2.247.758

Marienheide                   797.222 531.383 1.328.605

Morsbach                      634.573 444.188 1.078.761

Nümbrecht                     1.088.047 640.067 1.728.114

Radevormwald, Stadt           1.487.144 502.335 1.989.479

Reichshof                     1.090.960 763.970 1.854.930

Waldbröl, Stadt               1.939.647 1.050.105 2.989.752

Wiehl, Stadt                  1.865.848 538.334 2.404.182

Wipperfürth, Stadt            2.268.343 765.903 3.034.246

Bergisch Gladbach, Stadt      8.224.686 3.408.229 11.632.915

Burscheid, Stadt              945.305 510.117 1.455.422

Kürten                        1.201.173 835.772 2.036.945

Leichlingen (Rhld.), Stadt    1.808.072 868.680 2.676.752

Odenthal                      1.037.553 523.667 1.561.220

Overath                       1.994.025 856.471 2.850.496

Rösrath                       1.852.254 830.466 2.682.720

Wermelskirchen, Stadt         2.541.205 749.963 3.291.168

Alfter                        574.854 771.833 1.346.687

Bad Honnef, Stadt             1.704.656 691.697 2.396.353

Bornheim, Stadt               3.079.159 1.878.229 4.957.388

Eitorf                        1.149.708 806.944 1.956.652

Hennef (Sieg), Stadt          3.258.801 1.964.840 5.223.641

Königswinter, Stadt           2.677.635 1.296.716 3.974.351

Lohmar                        1.713.395 824.533 2.537.928

Meckenheim, Stadt             1.280.313 459.432 1.739.745

Much                          746.242 736.695 1.482.937

Neunkirchen-Seelscheid        1.522.587 790.664 2.313.251

Niederkassel, Stadt           2.008.591 1.324.763 3.333.354

Rheinbach, Stadt              2.482.942 964.547 3.447.489

Ruppichteroth                 415.604 524.101 939.705

Sankt Augustin, Stadt         3.189.858 1.821.252 5.011.110

Siegburg, Stadt               2.549.459 828.369 3.377.828

Swisttal                      575.825 789.603 1.365.428
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Gemeinde / Kreis / Landschafts-
verband 

Investitionsschwerpunkt 
Bildung 
(in Euro)

Investitionsschwerpunkt 
Infrastruktur 

(in Euro)

Summe „Bildung“ 
und „Infrastruktur“ 

(in Euro)

Troisdorf, Stadt              4.358.501 1.256.245 5.614.746

Wachtberg                     602.043 658.651 1.260.694

Windeck                       1.460.440 1.224.776 2.685.216

Ahaus, Stadt                  3.697.225 1.150.578 4.847.803

Bocholt, Stadt                5.839.333 2.441.754 8.281.087

Borken, Stadt                 3.702.080 1.654.045 5.356.125

Gescher, Stadt                987.545 656.552 1.644.097

Gronau (Westf.), Stadt        3.249.091 1.044.813 4.293.904

Heek                          394.727 450.482 845.209

Heiden                        309.275 404.021 713.296

Isselburg, Stadt              406.865 458.710 865.575

Legden                        276.260 370.794 647.054

Raesfeld                      421.430 459.695 881.125

Reken                         1.367.706 761.208 2.128.914

Rhede, Stadt                  966.182 697.568 1.663.750

Schöppingen                   256.354 431.291 687.645

Stadtlohn, Stadt              1.883.327 727.338 2.610.665

Südlohn                       335.493 355.908 691.401

Velen                         786.540 602.429 1.388.969

Vreden, Stadt                 1.789.136 755.205 2.544.341

Ascheberg                     787.026 743.421 1.530.447

Billerbeck, Stadt             617.580 562.796 1.180.376

Coesfeld, Stadt               3.553.997 1.488.307 5.042.304

Dülmen, Stadt                 3.208.307 1.720.337 4.928.644

Havixbeck                     826.353 620.804 1.447.157

Lüdinghausen, Stadt           2.122.688 1.114.007 3.236.695

Nordkirchen                   812.273 532.829 1.345.102

Nottuln                       1.254.580 854.836 2.109.416

Olfen, Stadt                  662.247 574.114 1.236.361

Rosendahl                     410.749 636.096 1.046.845

Senden                        1.238.558 911.612 2.150.170

Castrop-Rauxel, Stadt         4.274.506 3.983.804 8.258.310

Datteln, Stadt                1.908.574 1.422.777 3.331.351

Dorsten, Stadt                5.017.350 3.781.729 8.799.079

Gladbeck, Stadt               5.150.382 3.191.504 8.341.886

Haltern am See, Stadt                2.204.740 1.690.183 3.894.923

Herten, Stadt                 3.387.949 2.795.041 6.182.990

Marl, Stadt                   5.060.076 4.090.021 9.150.097

Oer-Erkenschwick, Stadt       1.625.031 1.557.883 3.182.914

Recklinghausen, Stadt         8.368.400 6.278.450 14.646.850

Waltrop, Stadt                2.210.567 1.420.943 3.631.510

Altenberge                    405.408 342.254 747.662

Emsdetten, Stadt              2.354.766 903.176 3.257.942

Greven, Stadt                 2.386.810 1.452.485 3.839.295

Hörstel, Stadt                1.169.129 923.332 2.092.461

Hopsten                       813.729 592.823 1.406.552

Horstmar, Stadt               265.579 236.383 501.962

Ibbenbüren, Stadt             3.760.828 2.209.985 5.970.813

Ladbergen                     149.054 257.309 406.363

Laer                          208.773 306.326 515.099

Lengerich, Stadt              1.533.753 605.175 2.138.928

Lienen                        266.550 520.120 786.670
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Gemeinde / Kreis / Landschafts-
verband 

Investitionsschwerpunkt 
Bildung 
(in Euro)

Investitionsschwerpunkt 
Infrastruktur 

(in Euro)

Summe „Bildung“ 
und „Infrastruktur“ 

(in Euro)

Lotte                         704.002 404.980 1.108.982

Metelen                       247.615 343.970 591.585

Mettingen                     1.410.432 341.942 1.752.374

Neuenkirchen                  1.453.157 550.943 2.004.100

Nordwalde                     676.328 478.938 1.155.266

Ochtrup, Stadt                1.551.718 853.573 2.405.291

Recke                         1.422.570 635.751 2.058.321

Rheine, Stadt                 7.797.430 3.215.232 11.012.662

Saerbeck                      655.450 289.954 945.404

Steinfurt, Stadt              2.975.744 1.512.307 4.488.051

Tecklenburg, Stadt            836.549 562.710 1.399.259

Westerkappeln                 538.440 628.244 1.166.684

Wettringen                    368.509 385.430 753.939

Ahlen, Stadt                  3.978.340 2.290.406 6.268.746

Beckum, Stadt                 2.391.665 1.156.418 3.548.083

Beelen                        284.028 189.974 474.002

Drensteinfurt, Stadt          725.365 737.022 1.462.387

Ennigerloh, Stadt             947.247 902.857 1.850.104

Everswinkel                   481.149 392.481 873.630

Oelde, Stadt                  1.741.555 745.124 2.486.679

Ostbevern                     913.746 587.846 1.501.592

Sassenberg, Stadt             824.411 541.033 1.365.444

Sendenhorst, Stadt            819.070 496.404 1.315.474

Telgte, Stadt                 1.294.878 715.374 2.010.252

Wadersloh                     1.015.705 742.764 1.758.469

Warendorf, Stadt              3.268.026 1.564.781 4.832.807

Borgholzhausen, Stadt         208.773 301.466 510.239

Gütersloh, Stadt              6.138.898 2.524.592 8.663.490

Halle (Westf.), Stadt         938.508 520.147 1.458.655

Harsewinkel, Stadt            1.735.244 663.075 2.398.319

Herzebrock-Clarholz           740.416 481.260 1.221.676

Langenberg                    316.073 284.673 600.746

Rheda-Wiedenbrück, Stadt      3.151.502 935.925 4.087.427

Rietberg, Stadt               2.062.483 911.804 2.974.287

Schloß Holte-Stukenbrock, Stadt      1.669.213 585.080 2.254.293

Steinhagen                    1.246.812 460.912 1.707.724

Verl                          1.739.128 579.998 2.319.126

Versmold, Stadt               1.547.348 726.718 2.274.066

Werther (Westf.), Stadt       623.891 354.285 978.176

Bünde, Stadt                  3.643.818 1.534.687 5.178.505

Enger, Stadt                  1.463.839 722.557 2.186.396

Herford, Stadt                4.720.213 1.690.242 6.410.455

Hiddenhausen                  1.035.611 612.475 1.648.086

Kirchlengern                  669.530 376.240 1.045.770

Löhne, Stadt                  2.490.711 1.271.304 3.762.015

Rödinghausen                  652.537 258.937 911.474

Spenge, Stadt                 936.080 645.503 1.581.583

Vlotho, Stadt                 1.146.310 624.291 1.770.601

Bad Driburg, Stadt            1.769.230 1.063.911 2.833.141

Beverungen, Stadt             1.053.090 777.602 1.830.692

Borgentreich, Stadt           469.011 786.109 1.255.120

Brakel, Stadt                 1.963.923 1.009.190 2.973.113
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Gemeinde / Kreis / Landschafts-
verband 

Investitionsschwerpunkt 
Bildung 
(in Euro)

Investitionsschwerpunkt 
Infrastruktur 

(in Euro)

Summe „Bildung“ 
und „Infrastruktur“ 

(in Euro)

Höxter, Stadt                 1.827.492 1.531.360 3.358.852

Marienmünster, Stadt          200.034 408.533 608.567

Nieheim, Stadt                548.636 536.205 1.084.841

Steinheim, Stadt              1.099.700 647.650 1.747.350

Warburg, Stadt                2.088.216 1.191.520 3.279.736

Willebadessen, Stadt          532.614 811.263 1.343.877

Augustdorf                    631.174 490.030 1.121.204

Bad Salzufl en, Stadt          2.696.571 1.644.404 4.340.975

Barntrup, Stadt               731.677 424.551 1.156.228

Blomberg, Stadt               1.410.432 553.715 1.964.147

Detmold, Stadt                5.713.098 2.139.483 7.852.581

Dörentrup                     234.020 436.880 670.900

Extertal                      753.525 743.229 1.496.754

Horn-Bad Meinberg, Stadt      1.173.499 1.048.984 2.222.483

Kalletal                      785.569 890.240 1.675.809

Lage, Stadt                   1.861.964 1.583.553 3.445.517

Lemgo, Stadt                  2.784.935 995.460 3.780.395

Leopoldshöhe                  871.992 517.017 1.389.009

Lügde, Stadt                  564.173 640.064 1.204.237

Oerlinghausen, Stadt          1.076.880 560.632 1.637.512

Schieder-Schwalenberg, Stadt  314.616 563.943 878.559

Schlangen                     304.906 549.640 854.546

Bad Oeynhausen, Stadt         3.216.561 1.598.293 4.814.854

Espelkamp, Stadt              2.227.074 629.977 2.857.051

Hille                         890.441 853.023 1.743.464

Hüllhorst                     925.399 512.007 1.437.406

Lübbecke, Stadt               1.675.039 575.308 2.250.347

Minden, Stadt                 5.789.810 3.390.438 9.180.248

Petershagen, Stadt            1.821.181 1.437.567 3.258.748

Porta Westfalica, Stadt       2.208.624 956.556 3.165.180

Preußisch Oldendorf, Stadt    712.256 596.626 1.308.882

Rahden, Stadt                 1.415.772 960.793 2.376.565

Stemwede                      759.351 823.399 1.582.750

Altenbeken                    328.696 619.288 947.984

Bad Lippspringe, Stadt        724.394 802.960 1.527.354

Borchen                       807.903 683.221 1.491.124

Büren, Stadt                  2.037.236 1.132.807 3.170.043

Delbrück, Stadt               2.185.320 1.193.549 3.378.869

Hövelhof                      816.642 529.736 1.346.378

Lichtenau, Stadt              570.970 963.933 1.534.903

Paderborn, Stadt              10.846.487 5.371.737 16.218.224

Salzkotten, Stadt             1.372.561 1.104.399 2.476.960

Bad Wünnenberg, Stadt             658.363 743.483 1.401.846

Breckerfeld, Stadt            513.679 395.760 909.439

Ennepetal, Stadt              1.734.273 627.114 2.361.387

Gevelsberg, Stadt             1.732.816 873.527 2.606.343

Hattingen, Stadt              3.363.188 2.028.049 5.391.237

Herdecke, Stadt               1.301.190 555.022 1.856.212

Schwelm, Stadt                1.506.079 668.782 2.174.861

Sprockhövel, Stadt            614.181 516.016 1.130.197

Wetter (Ruhr), Stadt          1.877.501 505.263 2.382.764

Witten, Stadt                 5.660.662 3.118.765 8.779.427
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Gemeinde / Kreis / Landschafts-
verband 

Investitionsschwerpunkt 
Bildung 
(in Euro)

Investitionsschwerpunkt 
Infrastruktur 

(in Euro)

Summe „Bildung“ 
und „Infrastruktur“ 

(in Euro)

Arnsberg, Stadt               5.243.602 2.795.067 8.038.669

Bestwig                       998.226 546.174 1.544.400

Brilon, Stadt                 1.689.119 1.188.996 2.878.115

Eslohe (Sauerland)            1.100.671 522.313 1.622.984

Hallenberg, Stadt             160.221 353.483 513.704

Marsberg, Stadt               1.319.640 1.269.986 2.589.626

Medebach, Stadt               449.105 668.499 1.117.604

Meschede, Stadt               2.298.931 1.259.261 3.558.192

Olsberg, Stadt                970.066 596.853 1.566.919

Schmallenberg, Stadt          1.673.097 1.787.780 3.460.877

Sundern (Sauerland), Stadt    1.782.339 1.256.240 3.038.579

Winterberg, Stadt             954.530 974.237 1.928.767

Altena, Stadt                 1.112.809 495.731 1.608.540

Balve, Stadt                  694.292 464.329 1.158.621

Halver, Stadt                 1.188.550 615.096 1.803.646

Hemer, Stadt                  2.133.855 1.228.784 3.362.639

Herscheid                     223.339 293.568 516.907

Iserlohn, Stadt               5.983.532 2.783.622 8.767.154

Kierspe, Stadt                1.156.505 789.251 1.945.756

Lüdenscheid, Stadt            4.878.006 1.764.138 6.642.144

Meinerzhagen, Stadt           1.553.174 816.707 2.369.881

Menden (Sauerland), Stadt     3.964.745 1.683.240 5.647.985

Nachrodt-Wiblingwerde         212.172 205.731 417.903

Neuenrade, Stadt              489.888 345.124 835.012

Plettenberg, Stadt            1.771.172 694.198 2.465.370

Schalksmühle                  523.389 284.964 808.353

Werdohl, Stadt                1.287.596 384.141 1.671.737

Attendorn, Stadt              1.875.073 662.765 2.537.838

Drolshagen, Stadt             586.992 387.141 974.133

Finnentrop                    922.971 677.591 1.600.562

Kirchhundem                   499.113 698.101 1.197.214

Lennestadt, Stadt             2.193.573 899.906 3.093.479

Olpe, Stadt                   2.249.408 635.300 2.884.708

Wenden                        976.378 513.044 1.489.422

Bad Berleburg, Stadt          1.144.853 1.383.783 2.528.636

Burbach                       661.762 461.977 1.123.739

Erndtebrück                   409.292 331.719 741.011

Freudenberg, Stadt            1.118.149 516.732 1.634.881

Hilchenbach, Stadt            655.936 485.658 1.141.594

Kreuztal, Stadt               1.960.039 673.477 2.633.516

Bad Laasphe, Stadt            1.505.108 722.770 2.227.878

Netphen, Stadt                       1.419.657 784.529 2.204.186

Neunkirchen                   905.978 324.355 1.230.333

Siegen, Stadt                 7.080.804 2.953.560 10.034.364

Wilnsdorf                     1.433.737 555.948 1.989.685

Anröchte                      685.067 462.661 1.147.728

Bad Sassendorf                328.696 655.804 984.500

Ense                          449.590 343.340 792.930

Erwitte, Stadt                899.666 509.312 1.408.978

Geseke, Stadt                 1.702.714 1.092.952 2.795.666

Lippetal                      674.385 855.500 1.529.885

Lippstadt, Stadt              5.217.384 2.302.326 7.519.710
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verband 
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Bildung 
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Investitionsschwerpunkt 
Infrastruktur 

(in Euro)

Summe „Bildung“ 
und „Infrastruktur“ 
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Möhnesee                      370.936 696.625 1.067.561

Rüthen, Stadt                 749.155 717.882 1.467.037

Soest, Stadt                  4.109.916 2.000.842 6.110.758

Warstein, Stadt               1.508.992 1.108.722 2.617.714

Welver                        451.047 744.692 1.195.739

Werl, Stadt                   2.597.039 1.386.375 3.983.414

Wickede (Ruhr)                415.118 253.030 668.148

Bergkamen, Stadt              3.637.506 2.653.673 6.291.179

Bönen                         1.258.464 389.009 1.647.473

Fröndenberg/Ruhr, Stadt            1.194.861 983.551 2.178.412

Holzwickede                   959.870 489.118 1.448.988

Kamen, Stadt                  2.603.351 1.975.782 4.579.133

Lünen, Stadt                  5.249.428 4.029.338 9.278.766

Schwerte, Stadt               2.864.560 1.351.374 4.215.934

Selm, Stadt                   1.671.641 1.271.705 2.943.346

Unna, Stadt                   4.515.809 2.655.039 7.170.848

Werne, Stadt                  2.047.918 942.743 2.990.661

    

Kleve, Kreis 4.382.292 2.393.745 6.776.037

Mettmann, Kreis 4.697.879 978.121 5.676.000

Rhein-Kreis Neuss, Kreis 4.982.878 2.135.716 7.118.594

Viersen, Kreis 3.330.658 2.264.998 5.595.656

Wesel, Kreis 6.495.269 3.386.103 9.881.372

Aachen, Kreis 4.165.750 2.380.056 6.545.806

Düren, Kreis 3.641.876 2.126.394 5.768.270

Rhein-Erft-Kreis, Kreis 4.663.407 2.730.603 7.394.010

Euskirchen, Kreis 2.184.348 1.553.176 3.737.524

Heinsberg, Kreis 4.143.416 2.308.205 6.451.621

Oberbergischer Kreis 3.786.075 2.013.886 5.799.961

Rhein.-Berg. Kreis 187.896 1.741.193 1.929.089

Rhein-Sieg-Kreis 5.687.366 4.760.768 10.448.134

Borken, Kreis 6.768.616 3.170.788 9.939.404

Coesfeld, Kreis 3.284.534 2.102.746 5.387.280

Recklinghausen, Kreis 9.235.536 3.437.227 12.672.763

Steinfurt, Kreis 4.147.300 3.380.006 7.527.306

Warendorf, Kreis 3.485.539 2.267.743 5.753.282

Gütersloh, Kreis 5.861.667 910.339 6.772.006

Herford, Kreis 4.916.848 1.863.463 6.780.311

Höxter, Kreis 2.221.248 1.387.866 3.609.114

Lippe, Kreis 5.784.469 2.500.508 8.284.977

Minden-Lübbecke, Kreis 5.182.426 1.995.894 7.178.320

Paderborn, Kreis 5.147.469 2.002.016 7.149.485

Ennepe-Ruhr-Kreis 3.801.126 1.556.531 5.357.657

Hochsauerlandkreis 5.183.883 2.378.472 7.562.355

Märkischer, Kreis 7.448.827 2.386.043 9.834.870

Olpe, Kreis 2.156.674 755.014 2.911.688

Siegen-Wittgenstein, Kreis 5.161.549 955.688 6.117.237

Soest, Kreis 4.884.318 2.455.887 7.340.205

Unna, Kreis 5.125.135 2.658.850 7.783.985

    

LV Rheinland 4.448.322 32.301.467 36.749.789

LV Westfalen 3.852.105 37.503.464 41.355.569
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Artikel 2
Gesetz 

zur Errichtung eines Fonds des Landes 
Nordrhein-Westfalen zur Umsetzung des Gesetzes 
zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität 

in Deutschland (Zukunftsinvestitions- und 
Tilgungsfondsgesetz – ZTFoG)

§ 1
Errichtung des Sondervermögens

Das Land Nordrhein-Westfalen errichtet unter dem 
Namen „Zukunftsinvestitions- und Tilgungsfonds Nord-
rhein-Westfalen“ ein Sondervermögen.

§ 2
Zweck des Sondervermögens

(1) Der Bund hat mit dem Gesetz zur Errichtung eines 
Sondervermögens „Investitions- und Tilgungsfonds“ 
(ITFG) und dem Gesetz zur Umsetzung von Zukunfts-
investitionen der Kommunen und Länder (Zukunfts-
investitionsgesetz – ZuInvG) (Artikel 6 und 7 des Geset-
zes zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in 
Deutschland vom 2. März 2009, BGBl. I S. 416) die Vor-
aussetzungen für die Gewährung von Finanzhilfen nach 
Artikel 104 b GG für Zukunftsinvestitionen der Kommu-
nen und der Länder geschaffen. Das Sondervermögen 
des Landes hat die Aufgabe, die Finanzhilfen des Bundes 
für die Zukunftsinvestitionen der Kommunen und des 
Landes Nordrhein-Westfalen sowie den vom Land Nord-
rhein-Westfalen und den Kommunen gemeinsam aufzu-
bringenden Finanzierungsanteil durch Vereinnahmung 
zu bündeln und zu verausgaben.

(2) Ansprüche Dritter gegen das Sondervermögen wer-
den durch dieses Gesetz nicht begründet.

§ 3
Stellung im Rechtsverkehr

(1) Das Sondervermögen ist teilrechtsfähig. Es kann 
unter seinem Namen im rechtsgeschäftlichen Verkehr 
handeln, klagen und verklagt werden. Der allgemeine 
Gerichtsstand des Sondervermögens ist Düsseldorf.

(2) Das Sondervermögen ist von dem übrigen Vermögen 
des Landes Nordrhein-Westfalen, seinen Rechten und 
Verbindlichkeiten getrennt zu halten.

(3) Das Land Nordrhein-Westfalen haftet unmittelbar 
für die Verbindlichkeiten des Sondervermögens; dieses 
haftet nicht für die sonstigen Verbindlichkeiten des Lan-
des.

§ 4
Kreditermächtigung

Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Namen und 
für Rechnung des Sondervermögens zur Deckung der 
Ausgaben des Sondervermögens Kredite bis zur Höhe 
von 712 000 000 Euro aufzunehmen.

§ 5
Verwaltung der Mittel

Die Verwaltung des Sondervermögens erfolgt durch das 
Finanzministerium.

§ 6
Tilgung

Die Verbindlichkeiten des Sondervermögens zum Stich-
tag 31. Dezember 2011 sind ab dem Haushaltsjahr 2012 
bis 31. Dezember 2021 zu tilgen. Beginnend mit dem 
Haushaltsjahr 2012 erfolgen hierzu jährlich Zuweisun-
gen an das Sondervermögen nach Maßgabe des Haus-
haltsplans. An den Zins- und Tilgungszahlungen des 
Sondervermögens beteiligen sich die Kommunen durch 
einen pauschalen Abzug bei den fi nanzkraftunabhängi-
gen Zuweisungen nach Maßgabe des jährlichen Gemein-
defi nanzierungsgesetzes.

§ 7
Verwendung der Mittel

(1) Die Mittel des Sondervermögens dürfen ausschließ-
lich zur Umsetzung der Maßnahmen nach dem Gesetz 
zur Umsetzung von Zukunftsinvestitionen der Kommu-
nen und Länder und der entsprechenden Verwaltungs-
vereinbarung zwischen Bund und Länder sowie der 
 konkretisierenden Vorschriften des Landes Nordrhein-
Westfalen verwendet werden.

(2) Die Zuweisungen aus dem Landeshaushalt zur Abfi -
nanzierung des Sondervermögens bleiben hiervon unbe-
rührt.

§ 8
Wirtschaftsplan

Das Finanzministerium erstellt für jedes Jahr einen 
Wirtschaftsplan, in dem die voraussichtlichen Einnah-
men und Ausgaben darzustellen sind.

§ 9
Jahresrechnung

(1) Das Finanzministerium stellt am Schluss eines jeden 
Haushaltsjahres eine Jahresrechnung für das Sonderver-
mögen auf. Diese wird als Anhang der Haushaltsrech-
nung des Landes beigefügt.

(2) In der Jahresrechnung sind der Bestand des Sonder-
vermögens einschließlich der Forderungen sowie die Ein-
nahmen und Ausgaben nachzuweisen.

(3) Der Landesrechnungshof prüft gemäß § 113 Satz 2 
Landeshaushaltsordnung die Haushalts- und Wirt-
schaftsführung des Sondervermögens.

§ 10
Aufl ösung des Sondervermögens

Das Sondervermögen wird mit Tilgung seiner Verbind-
lichkeiten aufgelöst.

§ 11
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am Tag seiner Verkündung in Kraft.

Artikel 3
Gesetz zur Änderung 

des Gesetzes 
zur Regelung der Zuweisungen des Landes 

Nordrhein-Westfalen an die Gemeinden und 
Gemeindeverbände im 

Haushaltsjahr 2009

§ 1

Das Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen an die Gemeinden und Gemeinde-
verbände im Haushaltsjahr 2009 (Gemeindefi nanzie-
rungsgesetz – GFG 2009) vom 17. Februar 2009 (GV. 
NRW. S. 54) wird für das Haushaltsjahr 2009 wie folgt 
geändert:

In § 21 Absatz 3 wird die Zahl „575 000 000“ Euro durch 
die Zahl „620 000 000“ Euro ersetzt.

§ 2

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2009 in 
Kraft und gilt bis zur Verkündung eines neuen Gemein-
defi nanzierungsgesetzes.

Düsseldorf, den 2. April 2009

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s
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Der Minister
für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Finanzminister

Dr. Helmut  L i n s s e n

Die Ministerin
für Wirtschaft, Mittelstand und Energie 

Christa  T h o b e n

Der Innenminister 

Dr. Ingo  W o l f

Der Minister 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

Barbara  S o m m e r

Der Minister
für Bauen und Verkehr

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Die Justizministerin

Roswitha  M ü l l e r - P i e p e n k ö t t e r

Der Minister 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Eckhard  U h l e n b e r g

Der Minister
für Generationen, Familie,

Frauen und Integration 

Armin  L a s c h e t

Der Minister 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien

Andreas  K r a u t s c h e i d

– GV. NRW. 2009 S. 187

2251

Bekanntmachung
des Zwölften Staatsvertrages zur Änderung

rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Zwölfter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Vom 2. April 2009

Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat in seiner Sitzung 
am 1. April 2009 gemäß Artikel 66 Satz 2 der Landesver-
fassung dem Zwölften Staatsvertrag zur Änderung rund-
funkrechtlicher Staatsverträge (Zwölfter Rundfunkän-
derungsstaatsvertrag) zugestimmt. 

Der Staatsvertrag wird nachfolgend bekannt gemacht. 

Der Tag des Inkrafttretens des Staatsvertrages wird 
gemäß Artikel 7 Abs. 4 gesondert bekannt gemacht.

Düsseldorf, den 2. April 2009

 
Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Zwölfter Staatsvertrag
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge

(Zwölfter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1
Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt 
geändert durch den Zehnten Rundfunkänderungsstaats-
vertrag vom 19. Dezember 2007, wird wie folgt geändert:

 1.  Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

 a)  § 3 wird wie folgt neu gefasst:

  „§ 3 Allgemeine Grundsätze“.

 b)  Es werden folgende neue §§ 11 a bis f eingefügt:

  „§ 11 a Angebote

  § 11 b Fernsehprogramme

  § 11 c Hörfunkprogramme

  § 11 d Telemedien

  § 11 e Satzungen, Richtlinien, Berichtspfl ichten

  § 11 f  Telemedienkonzepte sowie neue oder ver-
änderte Telemedien“.

 c)  Es werden folgende neue §§ 16 a bis e eingefügt:

  „§ 16 a Kommerzielle Tätigkeiten

  § 16 b Beteiligung an Unternehmen

  § 16 c  Kontrolle der Beteiligung an Unterneh-
men

  § 16 d Kontrolle der kommerziellen Tätigkeiten

  § 16 e  Haftung für kommerziell tätige Beteili-
gungsunternehmen“.

 d)  Der bisherige § 16 a wird der neue § 16 f.

 e)  § 19 wird wie folgt neu gefasst:

  „§ 19 Versorgungsauftrag“.

 f)  § 19 a wird wie folgt neu gefasst:

  „§ 19 a Veröffentlichung von Beanstandungen“.

 g)  Es wird folgender neuer § 20 b eingefügt:

  „§ 20 b Hörfunk im Internet“.
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 2.  In § 1 wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:

  „(3) Die Bestimmungen des I. und III. Abschnitts 
dieses Staatsvertrages gelten für Teleshoppingkanä-
le nur, sofern dies ausdrücklich bestimmt ist.“

 3.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

     „Rundfunk ist ein linearer Informations- und 
Kommunikationsdienst; er ist die für die All-
gemeinheit und zum zeitgleichen Empfang 
bestimmte Veranstaltung und Verbreitung 
von Angeboten in Bewegtbild oder Ton ent-
lang eines Sendeplans unter Benutzung elek-
tromagnetischer Schwingungen.“

  bb)   In Satz 2 wird das Wort „Darbietungen“ 
durch das Wort „Angebote“ ersetzt.

  cc)  Satz 4 wird gestrichen.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)   Es werden folgende neue Nummern 1 und 2 
eingefügt:

    „1.  Rundfunkprogramm eine nach einem 
Sendeplan zeitlich geordnete Folge von 
Inhalten,

    2.  Sendung ein inhaltlich zusammenhän-
gender, geschlossener, zeitlich begrenzter 
Teil eines Rundfunkprogramms,“.

  bb)   Die bisherigen Nummern 1 bis 7 werden die 
neuen Nummern 3 bis 9.

  cc)   Die bisherige Nummer 8 wird die neue Num-
mer 10 und es werden nach dem Wort „Ent-
gelt“ die Wörter „in Form von Teleshopping-
kanälen, -fenstern und -spots“ eingefügt.

  dd)   Die bisherigen Nummern 9 und 10 werden 
die neuen Nummern 11 und 12.

  ee)   Die bisherige Nummer 11 wird die neue 
Nummer 13 und der Punkt durch ein Komma 
ersetzt.

  ff)   Es werden folgende neue Nummern 14 bis 19 
angefügt:

     „14. unter Information insbesondere Folgen-
des zu verstehen: Nachrichten und Zeitge-
schehen, politische Information, Wirtschaft, 
Auslandsberichte, Religiöses, Sport, Regio-
nales, Gesellschaftliches, Service und Zeitge-
schichtliches,

     15. unter Bildung insbesondere Folgendes zu 
verstehen: Wissenschaft und Technik, Alltag 
und Ratgeber, Theologie und Ethik, Tiere 
und Natur, Gesellschaft, Kinder und Jugend, 
Erziehung, Geschichte und andere Länder,

     16. unter Kultur insbesondere Folgendes zu 
verstehen: Bühnenstücke, Musik, Fernseh-
spiele, Fernsehfi lme und Hörspiele, bildende 
Kunst, Architektur, Philosophie und Reli-
gion, Literatur und Kino,

     17. unter Unterhaltung insbesondere Folgen-
des zu verstehen: Kabarett und Comedy, Fil-
me, Serien, Shows, Talk-Shows, Spiele, Mu-
sik,

     18. unter sendungsbezogenen Telemedien zu 
verstehen: Angebote, die der Aufbereitung 
von Inhalten aus einer konkreten Sendung 
einschließlich Hintergrundinformationen 
dienen soweit auf für die jeweilige Sendung 
genutzte Materialien und Quellen zurückge-
griffen wird und diese Angebote thematisch 
und inhaltlich die Sendung unterstützend 
vertiefen und begleiten, ohne jedoch bereits 
ein eigenständiges neues oder verändertes 
Angebot nach § 11 f Abs. 3 darzustellen,

     19. ein presseähnliches Angebot nicht nur 
elektronische Ausgaben von Printmedien, 
sondern alle journalistisch-redaktionell ge-

stalteten Angebote, die nach Gestaltung und 
Inhalt Zeitungen oder Zeitschriften entspre-
chen.“

 c)  Es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:

  „(3) Kein Rundfunk sind Angebote, die

  1.   jedenfalls weniger als 500 potenziellen Nutzern 
zum zeitgleichen Empfang angeboten werden,

  2.   zur unmittelbaren Wiedergabe aus Speichern 
von Empfangsgeräten bestimmt sind,

  3.   ausschließlich persönlichen oder familiären 
Zwecken dienen,

  4.   nicht journalistisch-redaktionell gestaltet sind,

  5.   aus Sendungen bestehen, die jeweils gegen 
Einzelentgelt freigeschaltet werden oder

  6.  Eigenwerbekanäle sind.“

 4.  § 3 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 3
 Allgemeine Grundsätze

  (1) Die in der Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik 
Deutschland (ARD) zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das Zweite Deutsche Fern-
sehen (ZDF), das Deutschlandradio und alle Veran-
stalter bundesweit verbreiteter Rundfunkpro gramme 
haben in ihren Angeboten die Würde des Menschen 
zu achten und zu schützen; die sittlichen und religi-
ösen Überzeugungen der Bevölkerung sind zu 
 achten. Die Angebote sollen dazu beitragen, die 
Achtung vor Leben, Freiheit und körperlicher Un-
versehrtheit, vor Glauben und Meinungen anderer 
zu stärken. Weitergehende landesrechtliche Anfor-
derungen an die Gestaltung der Angebote sowie § 41 
dieses Staatsvertrages bleiben unberührt.

  (2) Die Veranstalter nach Absatz 1 Satz 1 sollen 
über ihr bereits bestehendes Engagement hinaus im 
Rahmen ihrer technischen und fi nanziellen Möglich-
keiten barrierefreie Angebote vermehrt aufnehmen.“

 5.   In § 6 Absatz 4 Satz 1 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgender neuer Halbsatz ange-
fügt:

  „ohne dass unmittelbar eine Gegenleistung erfolgen 
muss.“

 6.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 5 wird folgender neuer Satz 3 ange-
fügt:

   „Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Teleshop-
ping.“

 b)   In Absatz 6 wird folgender neuer Satz 3 ange-
fügt:

   „Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Teleshop-
ping.“

 7.  In § 8 wird folgender neuer Absatz 7 angefügt:

  „(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten auch für Teleshop-
pingkanäle.“

 8.  In § 8 a wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:

  „(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Teleshop-
pingkanäle.“

 9.   In § 9 Absatz 3 wird folgender neuer Satz 2 ange-
fügt:

 „Satz 1 gilt auch für Teleshoppingkanäle.“

10.  In § 9 b wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

 „Satz 1 gilt auch für Teleshoppingkanäle.“

11.  § 11 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 11
 Auftrag

  (1) Auftrag der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten ist, durch die Herstellung und Verbreitung 
ihrer Angebote als Medium und Faktor des Prozes-
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ses freier individueller und öffentlicher Meinungs-
bildung zu wirken und dadurch die demokratischen, 
sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Gesell-
schaft zu erfüllen. Die öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten haben in ihren Angeboten einen um-
fassenden Überblick über das internationale, euro-
päische, nationale und regionale Geschehen in allen 
wesentlichen Lebensbereichen zu geben. Sie sollen 
hierdurch die internationale Verständigung, die eu-
ropäische Integration und den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt in Bund und Ländern fördern. Ihre An-
gebote haben der Bildung, Information, Beratung 
und Unterhaltung zu dienen. Sie haben Beiträge ins-
besondere zur Kultur anzubieten. Auch Unterhal-
tung soll einem öffentlich-rechtlichen Angebotspro-
fi l entsprechen.

  (2) Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
haben bei der Erfüllung ihres Auftrags die Grund-
sätze der Objektivität und Unparteilichkeit der Be-
richterstattung, die Meinungsvielfalt sowie die Aus-
gewogenheit ihrer Angebote zu berücksichtigen.“

12.  Es werden folgende neue §§ 11 a bis f eingefügt:

 „§ 11 a
 Angebote

  (1) Angebote des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
sind Rundfunkprogramme (Hörfunk- und Fernseh-
programme) und Telemedien nach Maßgabe dieses 
Staatsvertrages und der jeweiligen landesrechtlichen 
Regelungen. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
kann programmbegleitend Druckwerke mit pro-
grammbezogenem Inhalt anbieten.

  (2) Rundfunkprogramme, die über unterschiedliche 
Übertragungswege zeitgleich verbreitet werden, gel-
ten zahlenmäßig als ein Angebot.

 § 11 b
 Fernsehprogramme

  (1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten veranstalten gemeinsam fol-
gende Fernsehprogramme:

 1.   das Vollprogramm „Erstes Deutsches Fernsehen 
(Das Erste)“,

 2.   drei Programme als Zusatzangebote nach Maßga-
be der als Anlage beigefügten Konzepte, und 
zwar die Programme

  a) „EinsExtra“,

  b) „EinsPlus“ und

  c) „EinsFestival“.

  (2) Folgende Fernsehprogramme von einzelnen oder 
mehreren in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten werden nach Maßgabe ihres 
jeweiligen Landesrechts veranstaltet:

 1.   die Dritten Fernsehprogramme einschließlich re-
gionaler Auseinanderschaltungen, und zwar je-
weils

  a) des Bayerischen Rundfunks (BR),

  b) des Hessischen Rundfunks (HR),

  c)  des Mitteldeutschen Rundfunks (MDR),

  d) des Norddeutschen Rundfunks (NDR),

  e)  von Radio Bremen (RB),

  f)  vom Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB),

  g) des Südwestrundfunks (SWR),

  h) des Saarländischen Rundfunks (SR) und

  i) des Westdeutschen Rundfunks (WDR),

 2.   das Spartenprogramm „BR-alpha“ mit dem 
Schwerpunkt Bildung.

  (3) Das ZDF veranstaltet folgende Fernsehprogram-
me:

 1.   das Vollprogramm „Zweites Deutsches Fernse-
hen (ZDF)“,

 2.   drei Programme als Zusatzangebote nach Maß-
gabe der als Anlage beigefügten Konzepte, und 
zwar die Programme

  a)  „ZDFinfokanal“,

  b)  „ZDFkulturkanal“ und

  c)  „ZDF-Familienkanal“.

  (4) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten und das ZDF veranstalten ge-
meinsam folgende Fernsehprogramme:

 1.   das Vollprogramm „3sat“ mit kulturellem 
Schwer punkt unter Beteiligung öffentlich-recht-
licher europäischer Veranstalter,

 2.   das Vollprogramm „arte – Der Europäische Kul-
turkanal“ unter Beteiligung öffentlich-rechtli-
cher europäischer Veranstalter,

 3.   das Spartenprogramm „PHOENIX – Der Ereig-
nis- und Dokumentationskanal“ und

 4.   das Spartenprogramm „KI.KA – Der Kinder-
kanal“.

  (5) Die analoge Verbreitung eines bislang aus-
schließlich digital verbreiteten Programms ist unzu-
lässig.

 § 11 c
 Hörfunkprogramme

  (1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten veranstalten Hörfunkpro-
gramme einzeln oder zu mehreren für ihr jeweiliges 
Versorgungsgebiet auf Grundlage des jeweiligen 
Landesrechts; bundesweit ausgerichtete Hörfunk-
programme fi nden nicht statt. Ausschließlich im In-
ternet verbreitete Hörfunkprogramme sind nur nach 
Maßgabe eines nach § 11 f durchgeführten Verfah-
rens zulässig.

  (2) Die Gesamtzahl der terrestrisch verbreiteten 
Hörfunkprogramme der in der ARD zusammenge-
schlossenen Rundfunkanstalten darf die Zahl der 
zum 1. April 2004 terrestrisch verbreiteten Hörfunk-
programme nicht übersteigen. Das jeweilige Landes-
recht kann vorsehen, dass terrestrisch verbreitete 
Hörfunkprogramme gegen andere terrestrisch ver-
breitete Hörfunkprogramme, auch gegen ein Koope-
rationsprogramm, ausgetauscht werden, wenn da-
durch insgesamt keine Mehrkosten entstehen und 
sich die Gesamtzahl der Programme nicht erhöht. 
Kooperationsprogramme werden jeweils als ein Pro-
gramm der beteiligten Anstalten gerechnet. Regiona-
le Auseinanderschaltungen von Programmen bleiben 
unberührt. Der Austausch eines in digitaler Technik 
verbreiteten Programms gegen ein in analoger Tech-
nik verbreitetes Programm ist nicht zulässig.

  (3) Das Deutschlandradio veranstaltet folgende 
Hörfunkprogramme mit den Schwerpunkten in den 
Bereichen Information, Bildung und Kultur:

 1.  das Programm „Deutschlandfunk“,

 2.  das Programm „Deutschlandradio Kultur“,

 3.   das in digitaler Technik verbreitete Programm 
„DRadio Wissen“ nach Maßgabe des als Anlage 
beigefügten Konzepts, insbesondere unter Rück-
griff auf die Möglichkeiten nach § 5 Abs. 2 des 
Deutschlandradio-Staatsvertrages; die in der 
ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten kooperieren hierzu mit dem Deutsch-
landradio,

 4.   ausschließlich im Internet verbreitete Hörfunk-
programme mit Inhalten aus den in Nummer 1 
bis 3 aufgeführten Programmen nach Maßgabe 
eines nach § 11 f durchgeführten Verfahrens.

  (4) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten und das Deutschlandradio 
veröffentlichen in den amtlichen Verkündungsblät-
tern der Länder jährlich, erstmals zum 1. Januar 
2010, eine Aufl istung der von allen Anstalten insge-
samt veranstalteten Hörfunkprogramme.
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 § 11 d
 Telemedien

  (1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio bieten Telemedien an, die journalistisch-
redaktionell veranlasst und journalistisch-redaktio-
nell gestaltet sind.

  (2) Der Auftrag nach Absatz 1 umfasst das Angebot 
von

 1.   Sendungen ihrer Programme auf Abruf bis zu 
sieben Tage nach deren Ausstrahlung, Sendungen 
auf Abruf von Großereignissen gemäß § 4 Abs. 2 
sowie von Spielen der 1. und 2. Fußball-Bundes-
liga bis zu 24 Stunden danach,

 2.   inhaltlich und zeitlich bis zu sieben Tage danach 
auf eine konkrete Sendung bezogenen Teleme-
dien soweit auf für die jeweilige Sendung genutz-
te Materialien und Quellen zurückgegriffen wird 
und diese Telemedien thematisch und inhaltlich 
die Sendung unterstützend vertiefen und beglei-
ten, ohne jedoch bereits ein eigenständiges Tele-
medienangebot nach § 11 f Abs. 3 darzustellen; 
diese sendungsbezogenen Telemedien sind in Te-
lemedienkonzepten entsprechend § 11 f Abs. 1 zu 
beschreiben; Vorankündigungen sind zulässig,

 3.   Sendungen und sendungsbezogenen Telemedien 
nach Ablauf der Fristen nach Nummer 1 1. Halb-
satz und Nummer 2 sowie von nichtsendungsbe-
zogenen Telemedien nach Maßgabe eines nach 
§ 11 f durchgeführten Verfahrens; in den Teleme-
dienkonzepten ist angebotsabhängig eine Befris-
tung für die Verweildauer vorzunehmen; nicht-
sendungsbezogene presseähnliche Angebote sind 
nicht zulässig und

 4.   zeitlich unbefristeten Archiven mit zeit- und kul-
turgeschichtlichen Inhalten nach Maßgabe der 
gemäß § 11 f zu erstellenden Telemedienkonzepte.

  Im Übrigen bleiben Angebote nach Maßgabe der 
§ 16 a bis e unberührt.

  (3) Durch die Telemedienangebote soll allen Bevöl-
kerungsgruppen die Teilhabe an der Informationsge-
sellschaft ermöglicht, Orientierungshilfe geboten so-
wie die technische und inhaltliche Medienkompetenz 
aller Generationen und von Minderheiten gefördert 
werden. Bei sendungsbezogenen Telemedien muss 
der zeitliche und inhaltliche Bezug zu einer be-
stimmten Sendung im jeweiligen Telemedienangebot 
ausgewiesen werden.

  (4) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio bieten ihre Angebote in elektronischen 
Portalen an und fassen ihre Programme unter elek-
tronischen Programmführern zusammen.

  (5) Werbung und Sponsoring sind in Telemedien 
nicht zulässig. Das Angebot auf Abruf von ange-
kauften Spielfi lmen und angekauften Folgen von 
Fernsehserien, die keine Auftragsproduktionen sind, 
ist nicht zulässig. Eine fl ächendeckende lokale Be-
richterstattung in Telemedien ist nicht zulässig. Die 
in der Anlage zu diesem Staatsvertrag aufgeführten 
Angebotsformen sind in Telemedien nicht zulässig.

 § 11 e
 Satzungen, Richtlinien, Berichtspfl ichten

  (1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio erlassen jeweils Satzungen oder Richt-
linien zur näheren Durchführung ihres jeweiligen 
Auftrags sowie für das Verfahren zur Erstellung von 
Angebotskonzepten und das Verfahren für neue oder 
veränderte Telemedien. Die Satzungen oder Richtli-
nien enthalten auch Regelungen zur Sicherstellung 
der Unabhängigkeit der Gremienentscheidungen. 
Die Satzungen oder Richtlinien sind in den amtli-
chen Verkündungsblättern der Länder zu veröffent-
lichen.

  (2) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio veröffentlichen alle zwei Jahre, erstmals 
am 1. Oktober 2004, einen Bericht über die Erfül-
lung ihres jeweiligen Auftrages, über die Qualität 
und Quantität der bestehenden Angebote sowie die 
Schwerpunkte der jeweils geplanten Angebote.

 § 11 f
 Telemedienkonzepte sowie neue oder 

veränderte Telemedien

  (1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio konkretisieren die inhaltliche Ausrichtung 
ihrer Telemedien nach § 11 d Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und 
4 jeweils in Telemedienkonzepten, die Zielgruppe, 
Inhalt, Ausrichtung und Verweildauer der geplanten 
Angebote näher beschreiben.

  (2) Die Beschreibung aller Telemedien muss einer 
Nachprüfung des Finanzbedarfs durch die KEF er-
möglichen.

  (3) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio legen in den Satzungen oder Richtlinien 
übereinstimmende Kriterien fest, die sie in jedem 
Einzelfall bei der Entscheidung der Frage anzuwen-
den haben, in welchen Fällen ein neues oder verän-
dertes Telemedienangebot vorliegt, das nach dem 
nachstehenden Verfahren zu prüfen ist. Ein verän-
dertes Angebot liegt insbesondere vor, wenn die in-
haltliche Gesamtausrichtung des Angebots oder die 
angestrebte Zielgruppe verändert wird.

  (4) Ist ein neues Angebot oder die Veränderung ei-
nes bestehenden Angebots nach Absatz 1 geplant, 
hat die Rundfunkanstalt gegenüber ihrem zuständi-
gen Gremium darzulegen, dass das geplante, neue 
oder veränderte, Angebot vom Auftrag umfasst ist. 
Es sind Aussagen darüber zu treffen,

 1.   inwieweit das Angebot den demokratischen, so-
zialen und kulturellen Bedürfnissen der Gesell-
schaft entspricht,

 2.   in welchem Umfang durch das Angebot in quali-
tativer Hinsicht zum publizistischen Wettbewerb 
beigetragen wird und

 3.   welcher fi nanzielle Aufwand für das Angebot er-
forderlich ist.

  Dabei sind Quantität und Qualität der vorhandenen 
frei zugänglichen Angebote, die marktlichen Aus-
wirkungen des geplanten Angebots sowie dessen 
meinungsbildende Funktion angesichts bereits vor-
handener vergleichbarer Angebote, auch des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks, zu berücksichtigen. 
Darzulegen ist der voraussichtliche Zeitraum, inner-
halb dessen das Angebot stattfi nden soll.

  (5) Zu den Anforderungen des Absatzes 4 ist vor 
Aufnahme eines neuen oder veränderten Angebots 
durch das zuständige Gremium Dritten in geeigneter 
Weise, insbesondere im Internet, Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme besteht innerhalb einer Frist von min-
destens sechs Wochen nach Veröffentlichung des 
Vorhabens. Das zuständige Gremium der Rundfunk-
anstalt hat die eingegangenen Stellungnahmen zu 
prüfen. Das zuständige Gremium kann zur Entschei-
dungsbildung gutachterliche Beratung durch unab-
hängige Sachverständige auf Kosten der jeweiligen 
Rundfunkanstalt in Auftrag geben; zu den marktli-
chen Auswirkungen ist gutachterliche Beratung hin-
zuzuziehen. Der Name des Gutachters ist bekannt-
zugeben. Der Gutachter kann weitere Auskünfte und 
Stellungnahmen einholen; ihm können Stellungnah-
men unmittelbar übersandt werden.

  (6) Die Entscheidung, ob die Aufnahme eines neuen 
oder veränderten Angebots den Voraussetzungen des 
Absatzes 4 entspricht, bedarf der Mehrheit von zwei 
Dritteln der anwesenden Mitglieder, mindestens der 
Mehrheit der gesetzlichen Mitglieder des zuständi-
gen Gremiums. Die Entscheidung ist zu begründen. 
In den Entscheidungsgründen muss unter Berück-
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sichtigung der eingegangenen Stellungnahmen und 
eingeholten Gutachten dargelegt werden, ob das 
neue oder veränderte Angebot vom Auftrag umfasst 
ist. Die jeweilige Rundfunkanstalt hat das Ergebnis 
ihrer Prüfung einschließlich der eingeholten Gut-
achten unter Wahrung von Geschäftsgeheimnissen 
in gleicher Weise wie die Veröffentlichung des Vor-
habens bekannt zu machen.

  (7) Der für die Rechtsaufsicht zuständigen Behörde 
sind vor der Veröffentlichung alle für eine rechts-
aufsichtliche Prüfung notwendigen Auskünfte zu er-
teilen und Unterlagen zu übermitteln. Nach Ab-
schluss des Verfahrens nach Absatz 5 und 6 und 
nach Prüfung durch die für die Rechtsaufsicht zu-
ständige Behörde ist die Beschreibung des neuen 
oder veränderten Angebots in den amtlichen Ver-
kündungsblättern der betroffenen Länder zu veröf-
fentlichen.“

13.  § 14 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 2 Nummer 4 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgende neue Nummer 5 an-
gefügt:

   „5. die Anlage, Verzinsung und zweckbestimmte 
Verwendung der Überschüsse, die dadurch ent-
stehen, dass die jährlichen Gesamterträge der in 
der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten, des ZDF oder des Deutschlandra-
dios die Gesamtaufwendungen für die Erfüllung 
ihres Auftrags übersteigen.“

 b)  Es wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt:

   „(4) Die KEF wird von den Rechnungshöfen über 
die Ergebnisse der Prüfungen der in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, 
des ZDF und des Deutschlandradios einschließ-
lich deren Beteiligungsunternehmen unterrich-
tet.“

 c)  Der bisherige Absatz 4 wird der neue Absatz 5.

14.  Es werden folgende neue §§ 16 a bis e eingefügt:

 „§ 16 a
 Kommerzielle Tätigkeiten

  (1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio sind berechtigt, kommerzielle Tätigkeiten 
auszuüben. Kommerzielle Tätigkeiten sind Betäti-
gungen, bei denen Leistungen auch für Dritte im 
Wettbewerb angeboten werden, insbesondere Wer-
bung und Sponsoring, Verwertungsaktivitäten, Mer-
chandising, Produktion für Dritte und die Vermie-
tung von Senderstandorten an Dritte. Diese Tätig-
keiten dürfen nur unter Marktbedingungen erbracht 
werden. Die kommerziellen Tätigkeiten sind durch 
rechtlich selbständige Tochtergesellschaften zu er-
bringen. Bei geringer Marktrelevanz kann eine kom-
merzielle Tätigkeit durch die Rundfunkanstalt selbst 
erbracht werden; in diesem Fall ist eine getrennte 
Buchführung vorzusehen. Die in der ARD zusam-
mengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das 
ZDF und das Deutschlandradio haben sich bei den 
Beziehungen zu ihren kommerziell tätigen Tochter-
unternehmen marktkonform zu verhalten und die 
entsprechenden Bedingungen, wie bei einer kom-
merziellen Tätigkeit, auch ihnen gegenüber einzu-
halten.

  (2) Die Tätigkeitsbereiche sind von den zuständigen 
Gremien der Rundfunkanstalten vor Aufnahme der 
Tätigkeit zu genehmigen. Die Prüfung umfasst fol-
gende Punkte:

 1.   die Beschreibung der Tätigkeit nach Art und Um-
fang, die die Einhaltung der marktkonformen Be-
dingungen begründet (Marktkonformität) ein-
schließlich eines Fremdvergleichs,

 2.   der Vergleich mit Angeboten privater Konkur-
renten,

 3.  Vorgaben für eine getrennte Buchführung und

 4.  Vorgaben für eine effiziente Kontrolle.

 § 16 b
 Beteiligung an Unternehmen

  (1) An einem Unternehmen, das einen gewerblichen 
oder sonstigen wirtschaftlichen Zweck zum Gegen-
stand hat, dürfen sich die in der ARD zusammenge-
schlossen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und 
das Deutschlandradio unmittelbar oder mittelbar 
beteiligen, wenn

 1.   dies im sachlichen Zusammenhang mit ihren ge-
setzlichen Aufgaben steht,

 2.   das Unternehmen die Rechtsform einer juristi-
schen Person besitzt und

 3.   die Satzung oder der Gesellschaftsvertrag des 
Unternehmens einen Aufsichtsrat oder ein ent-
sprechendes Organ vorsieht.

  Die Voraussetzungen nach Satz 1 müssen nicht er-
füllt sein, wenn die Beteiligung nur vorübergehend 
eingegangen wird und unmittelbaren Programm-
zwecken dient.

  (2) Bei Beteiligungsunternehmen haben sich die 
Rundfunkanstalten in geeigneter Weise den nötigen 
Einfl uss auf die Geschäftsleitung des Unternehmens, 
insbesondere eine angemessene Vertretung im Auf-
sichtsgremium, zu sichern. Eine Prüfung der Betäti-
gung der Anstalten bei dem Unternehmen unter Be-
achtung kaufmännischer Grundsätze durch einen 
Wirtschaftsprüfer ist auszubedingen.

  (3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für ju-
ristische Personen des Privatrechts, die von den 
Rundfunkanstalten gegründet werden und deren 
Geschäftsanteile sich ausschließlich in ihrer Hand 
befi nden.

  (4) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Be-
teiligungen der Rundfunkanstalten an gemeinnützi-
gen Rundfunkunternehmen und Pensionskassen.

 § 16c
 Kontrolle der Beteiligung an Unternehmen

  (1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio haben ein effektives Controlling über ihre 
Beteiligungen nach § 16 b einzurichten. Der Inten-
dant hat das jeweils zuständige Aufsichtsgremium 
der Rundfunkanstalt regelmäßig über die wesentli-
chen Vorgänge in den Beteiligungsunternehmen, ins-
besondere über deren fi nanzielle Entwicklung, zu 
unterrichten.

  (2) Der Intendant hat dem jeweils zuständigen Auf-
sichtsgremium jährlich einen Beteiligungsbericht 
vorzulegen. Dieser Bericht schließt folgende Berei-
che ein:

 1.   die Darstellung sämtlicher unmittelbarer und 
mittelbarer Beteiligungen und ihrer wirtschaftli-
chen Bedeutung für die Rundfunkanstalt,

 2.   die gesonderte Darstellung der Beteiligungen mit 
kommerziellen Tätigkeiten und Nachweis der Er-
füllung der staatsvertraglichen Vorgaben für 
kommerzielle Tätigkeiten und

 3.   die Darstellung der Kontrolle der Beteiligungen 
einschließlich von Vorgängen mit besonderer Be-
deutung.

  Der Bericht ist den jeweils zuständigen Rechnungs-
höfen und der rechtsaufsichtsführenden Landesre-
gierung zu übermitteln.

  (3) Die für die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das 
Deutschlandradio zuständigen Rechnungshöfe prü-
fen die Wirtschaftsführung bei solchen Unterneh-
men des Privatrechts, an denen die Anstalten unmit-
telbar, mittelbar, auch zusammen mit anderen An-
stalten oder Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
mit Mehrheit beteiligt sind und deren Gesellschafts-
vertrag oder Satzung diese Prüfungen durch die 
Rechnungshöfe vorsieht. Die Anstalten sind ver-
pfl ichtet, für die Aufnahme der erforderlichen Rege-
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lungen in den Gesellschaftsvertrag oder die Satzung 
des Unternehmens zu sorgen.

  (4) Sind mehrere Rechnungshöfe für die Prüfung zu-
ständig, können sie die Prüfung einem dieser Rech-
nungshöfe übertragen.

 § 16 d

 Kontrolle der kommerziellen Tätigkeiten

  (1) Bei Mehrheitsbeteiligungen der in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, 
des ZDF, des Deutschlandradios oder bei Gesell-
schaften, bei denen ein Prüfungsrecht der zuständi-
gen Rechnungshöfe besteht, sind die Rundfunkan-
stalten zusätzlich zu den allgemein bestehenden 
Prüfungsrechten der Rechnungshöfe verpfl ichtet da-
rauf hinzuwirken, dass die Beteiligungsunternehmen 
den jährlichen Abschlussprüfer nach § 319 Abs. 1 
Satz 1 des Handelsgesetzbuches nur im Einverneh-
men mit den zuständigen Rechnungshöfen bestellen. 
Die Rundfunkanstalten haben dafür Sorge zu tra-
gen, dass das Beteiligungsunternehmen vom Ab-
schlussprüfer im Rahmen der Prüfung des Jahres-
abschlusses auch die Marktkonformität seiner 
 kommerziellen Tätigkeiten auf der Grundlage zu-
sätzlicher von den jeweils zuständigen Rechnungs-
höfen festzulegender Fragestellungen prüfen lässt 
und den Abschlussprüfer ermächtigt, das Ergebnis 
der Prüfung zusammen mit dem Abschlussbericht 
den zuständigen Rechnungshöfen mitzuteilen. Diese 
Fragestellungen werden von dem für die Prüfung 
zuständigen Rechnungshof festgelegt und umfassen 
insbesondere den Nachweis der Einhaltung der 
staatsvertraglichen Vorgaben für kommerzielle Ak-
tivitäten. Die Rundfunkanstalten sind verpfl ichtet, 
für die Aufnahme der erforderlichen Regelungen in 
den Gesellschaftsvertrag oder die Satzung des Betei-
ligungsunternehmens zu sorgen. Die Wirtschaftsprü-
fer testieren den Jahresabschluss der Beteiligungs-
unternehmen und berichten den zuständigen Rech-
nungshöfen auch hinsichtlich der in Satz 2 und 3 ge-
nannten Fragestellungen. Sie teilen das Ergebnis 
und den Abschlussbericht den zuständigen Rech-
nungshöfen mit. Die zuständigen Rechnungshöfe 
werten die Prüfung aus und können in  jedem Einzel-
fall selbst Prüfmaßnahmen bei den betreffenden Be-
teiligungsunternehmen ergreifen. Über festgestellte 
Verstöße gegen die Bestimmungen zur Marktkonfor-
mität unterrichten die Rechnungshöfe die für die 
Rechtsaufsicht über die jeweilige Rundfunkanstalt 
zuständige Stelle. Die durch die ergänzenden Prü-
fungen zusätzlich entstehenden Kosten tragen die 
jeweiligen Beteiligungsunternehmen.

  (2) Die Rechungshöfe teilen das Ergebnis der Prü-
fungen dem jeweiligen Intendanten, dem jeweiligen 
Aufsichtsgremium der Rundfunkanstalt und den Be-
teiligungsunternehmen mit. Über die wesentlichen 
Ergebnisse unterrichten die Rechnungshöfe die Lan-
desregierungen und die Landtage der die Rundfunk-
anstalt tragenden Länder und die unabhängige 
Kommission zur Überprüfung und Ermittlung des 
Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF). Dabei 
achten sie darauf, dass die Wettbewerbsfähigkeit der 
geprüften Beteiligungsunternehmen nicht beein-
trächtigt wird und insbesondere Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse gewahrt werden.

 § 16 e

 Haftung für kommerziell tätige Beteiligungs-
unternehmen

  Für kommerziell tätige Beteiligungsunternehmen 
dürfen die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio keine Haftung übernehmen.“

15.  Der bisherige § 16 a wird der neue § 16 f.

16.  § 19 wird gestrichen.

17.   Der bisherige § 19 a wird der neue § 19 und wie folgt 
neu gefasst:

 „§ 19
 Versorgungsauftrag

  Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschland-
radio können ihrem gesetzlichen Auftrag durch Nut-
zung geeigneter Übertragungswege nachkommen. 
Bei der Auswahl des Übertragungswegs sind die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
zu beachten. Die analoge Verbreitung bisher aus-
schließlich digital verbreiteter Programme ist unzu-
lässig.“

18.  Es wird folgender neuer § 19 a eingefügt:

 „§ 19 a
 Veröffentlichung von Beanstandungen

  Die zuständigen Aufsichtsgremien der in der ARD 
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, 
des ZDF und des Deutschlandradios können vom In-
tendanten verlangen, dass er bei Rechtsverstößen 
Beanstandungen der Gremien im Programm veröf-
fentlicht.“

19.  Es wird folgender neuer § 20 b eingefügt:

 „§ 20 b
 Hörfunk im Internet

  Wer Hörfunkprogramme ausschließlich im Internet 
verbreitet, bedarf keiner Zulassung. Er hat das An-
gebot der zuständigen Landesmedienanstalt anzu-
zeigen. Im Übrigen gilt § 20 a entsprechend.“

20.   In § 36 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 wird nach der Verwei-
sung auf die „§§ 20 a, 38 Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 4 
Nr. 1“ der Halbsatz „sowie Anzeige der Veranstal-
tung von Hörfunk im Internet nach § 20 b Satz 2“ 
eingefügt.

21.  § 39 wird wie folgt geändert:

 a)  Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

   „Die §§ 20, 20 a, § 21 Abs. 1, § 24 und die §§ 35 
bis 38 und 39 a gelten auch für Teleshopping-
kanäle.“

 b)   Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die neuen 
Sätze 3 und 4.

22.  In § 45 wird folgender neuer Absatz 4 angefügt:

  „(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Teleshop-
pingkanäle.“

23.  In § 47 wird folgender neuer Absatz 4 angefügt:

  „(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Teleshop-
pingkanäle.“

24.  § 49 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Satz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Es wird folgende neue Nummer 13 eingefügt:

     „13. entgegen § 20 b Satz 1 und 2 Hörfunkpro-
gramme ausschließlich im Internet verbreitet 
und dies der zuständigen Landesmedienan-
stalt nicht oder nicht vollständig anzeigt,“.

  bb)   Die bisherigen Nummern 13 bis 23 werden 
die neuen Nummern 14 bis 24.

 b)  Satz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Nummer 8 wird nach dem Wort „Pro-
gramm“ das Wort „und“ durch das Wort 
„oder“ ersetzt.

  bb)  Nummer 11 wird wie folgt neu gefasst:

     „11. entgegen § 52 d Satz 1 Anbieter von Pro-
grammen oder vergleichbaren Telemedien 
durch die Ausgestaltung der Entgelte oder Ta-
rife unbillig behindert oder gegenüber gleich-
artigen Anbietern ohne sachlich gerechtfer-
tigten Grund unterschiedlich behandelt

    oder

     entgegen § 52 d Satz 3 Entgelte oder Tarife 
für Angebote nach § 52 b Abs. 1 Satz 1 oder 
Abs. 2 Satz 2 nicht oder nicht vollständig of-
fen legt,“.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 9 vom 7. April 2009 205

25.  § 51 a wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Mei-
nungsvielfalt“ die Wörter „und Angebotsvielfalt“ 
eingefügt.

 b)   In Absatz 3 Satz 2 werden nach den Wörtern 
„Vielfalt der Meinungen“ die Wörter „und Ange-
botsvielfalt“ eingefügt.

 c)   In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Mei-
nungsvielfalt“ die Wörter „und Angebotsvielfalt“ 
eingefügt.

 d)   In Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 werden nach dem 
Wort „Meinungsvielfalt“ die Wörter „und Ange-
botsvielfalt“ eingefügt.

26.   In § 51 b Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Meinungsvielfalt“ die Wörter „und Angebotsviel-
falt“ eingefügt.

27.  § 52 b wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 werden nach den 
Wörtern „vergleichbare Telemedien“ die Wörter 
„und Teleshoppingkanäle“ eingefügt.

 b)   In Absatz 3 Nummer 2 werden nach dem Wort 
„Meinungsvielfalt“ die Wörter „und Angebots-
vielfalt“ eingefügt.

28.   In § 52 c Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Meinungsvielfalt“ die Wörter „und Angebotsviel-
falt“ eingefügt.

29.  § 58 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird gestrichen.

 b)   Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die neuen 
Absätze 2 und 3.

30.  § 62 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

  „Die §§ 11 a bis d bleiben im Falle der Kündigung 
einzelner Länder unberührt.“

Artikel 2
Änderung des ARD-Staatsvertrages

Der ARD-Staatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt 
geändert durch den Neunten Rundfunkänderungsstaats-
vertrag vom 31. Juli bis 10. Oktober 2006, wird wie folgt 
geändert:

1.  Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

 a)  § 1 wird wie folgt neu gefasst:

  „§ 1 Fernsehprogramme“.

 b)  § 4 wird gestrichen.

2.  § 1 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 1
 Fernsehprogramme

  (1) Die in der Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik 
Deutschland (ARD) zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten veranstalten gemeinsam Fernseh-
programme nach Maßgabe dieses Staatsvertrages und 
des Rundfunkstaatsvertrages.

  (2) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten veranstalten gemeinsam das Fern-
sehvollprogramm „Das Erste“.

  (3) Das Recht jeder Rundfunkanstalt, daneben Fern-
sehprogramme auch zusammen mit einzelnen anderen 
Rundfunkanstalten zu gestalten und auszustrahlen, 
bleibt unberührt.“

3.  § 4 wird gestrichen.

Artikel 3
Änderung des ZDF-Staatsvertrages

Der ZDF-Staatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt 
geändert durch den Zehnten Rundfunkänderungsstaats-
vertrag vom 19. Dezember 2007, wird wie folgt geändert:

1.  § 4 des Inhaltsverzeichnisses wird gestrichen.

2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Es wird folgender neuer Absatz 1 eingefügt:

   „(1) Das ZDF veranstaltet Fernsehprogramme 
nach Maßgabe dieses Staatsvertrages und des 
Rundfunkstaatsvertrages.“

 b)   Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden die neuen 
Absätze 2 und 3.

3.  § 4 wird gestrichen.

4.   In § 20 Absatz 3 wird die Verweisung auf „§ 19 des 
Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Verweisung auf 
„§ 11 b des Rundfunkstaatsvertrages“ ersetzt.

Artikel 4
Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

Der Deutschlandradio-Staatsvertrag vom 17. Juni 1993, 
zuletzt geändert durch den Zehnten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vom 19. Dezember 2007, wird wie 
folgt geändert:

1.   § 4 des Inhaltsverzeichnisses wird wie folgt neu 
gefasst:

 „§ 4 Programmerstellung, Verwertung“.

2.  § 2 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

  „(1) Die Körperschaft veranstaltet folgende Hörfunk-
programme mit den Schwerpunkten in den Bereichen 
Information, Bildung und Kultur:

 1.  das Programm „Deutschlandfunk“,

 2.  das Programm „Deutschlandradio Kultur“,

 3.  das in digitaler Technik verbreitete Programm 
„DRadio Wissen“ nach Maßgabe des als Anlage 
beigefügten Konzepts, insbesondere unter Rück-
griff auf die Möglichkeiten nach § 5 Abs. 2; die in 
der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten kooperieren hierzu mit dem Deutsch-
landradio,

 4.   ausschließlich im Internet verbreitete Hörfunk-
programme mit Inhalten aus den in Nummer 1 bis 
3 aufgeführten Programmen nach Maßgabe eines 
nach § 11 f des Rundfunkstaatsvertrages durchge-
führten Verfahrens.“

3.  § 4 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 4
 Programmerstellung, Verwertung

  Die Körperschaft kann in Erfüllung ihrer Aufgaben 
zum Erwerb, zur Herstellung und zur wirtschaftli-
chen Verwertung von Hörfunkproduktionen und der 
damit zusammenhängenden Rechte mit Dritten 
zusammenarbeiten. Sie kann sich zu diesem Zweck 
an Unternehmen beteiligen. Sie darf jedoch Hörfunk-
produktionen nicht in erster Linie zum Zwecke der 
wirtschaftlichen Verwertung erwerben, herstellen 
oder herstellen lassen.“

Artikel 5
Änderung des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages

Der Rundfunkfi nanzierungsstaatsvertrag vom 26. August 
bis 11. September 1996, zuletzt geändert durch den Elf-
ten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 12. Juni 2008, 
wird wie folgt geändert:

1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 werden hinter den Wörtern „ihren 
Finanzbedarf“ die Wörter „zur Erfüllung des 
öffentlichen Auftrages“ eingefügt.

 b)  Es wird folgender neuer Absatz 4 angefügt:

   „(4) Übersteigen die Gesamterträge der in der 
ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkan-
stalten, des ZDF oder des Deutschlandradios die 
Gesamtaufwendungen für die Erfüllung ihres Auf-
trages, sind diese Beträge verzinslich anzulegen 
und bei zehn vom Hundert der jährlichen Gebüh-
reneinnahmen übersteigende Beträge als Rücklage 
zu bilden.“
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2.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 3 bis 5 werden gestrichen.

 b)   Es werden folgende neue Absätze 2 und 3 einge-
fügt:

   „(2) Bei der Prüfung und Ermittlung des Finanz-
bedarfs berücksichtigt die KEF sämtliche Erträge 
der Rundfunkanstalten. Die Gesamterträge der 
Rundfunkanstalten aus Gebühren und weiteren 
direkten oder indirekten Einnahmen sollen die zur 
Erfüllung des öffentlichen Auftrags notwendigen 
Ausgaben und Aufwendungen decken. Über-
schüsse am Ende der Gebührenperiode werden 
vom Finanzbedarf für die folgende Gebührenperi-
ode abgezogen. Die Übertragung von Defi ziten ist 
nicht zulässig.

   (3) Die Prüfung, ob der Finanzbedarf im Einklang 
mit den Grundsätzen von Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit ermittelt worden ist, umfasst auch, in 
welchem Umfang Rationalisierungs- einschließlich 
Kooperationsmöglichkeiten genutzt werden, ob 
bei Beteiligungen ein marktangemessener Rück-
fl uss der Investitionen stattfi ndet und inwieweit 
die Rundfunkanstalten zunächst nicht verwendete 
Mittel für im Voraus festgelegte Zwecke verwen-
det haben. Sie erstreckt sich auch auf entgegen 
dem Grundsatz wirtschaftlichen Handelns nicht 
erzielte Einnahmen. Soweit die in der ARD zusam-
mengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das 
ZDF oder das Deutschlandradio fi nanzwirksame 
Selbstverpfl ichtungen erklärt haben, sind diese 
Bestandteil des Ermittlungsverfahrens und zu 
beachten. Bedarfsanmeldungen, die sich auf tech-
nische oder programmliche Innovationen im Sinne 
von § 14 Abs. 2 Nr. 2 des Rundfunkstaatsvertrages 
beziehen, dürfen von der KEF nur anerkannt wer-
den, wenn sie Beschlüssen der zuständigen Gre-
mien der Rundfunkanstalten, soweit das jeweils 
geltende Landesrecht solche Beschlussfassungen 
vorsieht, entsprechen.“

 c)  Der bisherige Absatz 2 wird der neue Absatz 4.

 d)  Es wird folgender neue Absatz 5 eingefügt:

   „(5) Die Prüfung und Ermittlung des Finanzbe-
darfs soll von der KEF grundsätzlich auf der Basis 
von Ist-Zahlen vorgenommen werden. Soweit der 
Ermittlung des Finanzbedarfs Planzahlen oder 
Schätzwerte zugrunde liegen, werden diese nach-
träglich zur Vermeidung einer Überfi nanzierung 
mit den Ist-Zahlen abgeglichen.“

 e)   Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden die neuen 
Absätze 6 bis 8.

 f)   Der bisherige Absatz 6 wird der neue Absatz 9 und 
die Verweisung auf „Absätze 1 und 5“ wird durch 
die Verweisung auf „Absätze 1 bis 3 und 8“ 
ersetzt.

 g)  Der bisherige Absatz 7 wird der neue Absatz 10.

3.  § 5 a wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 wird die Verweisung auf „§ 3 Abs. 5“ 
durch die Verweisung auf „§ 3 Abs. 8“ ersetzt.

 b)   In Absatz 2 wird die Verweisung auf „§ 19 des 
Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Verweisung 
auf „§ 11 b des Rundfunkstaatsvertrages“ ersetzt.

Artikel 6
Änderung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages

§ 1 des Rundfunkgebührenstaatsvertrages vom 31. Au-
gust 1991, zuletzt geändert durch den Zehnten Rundfun-
känderungsstaatsvertrag vom 19. Dezember 2007, wird 
wie folgt geändert:

1.   In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Rundfunkdarbie-
tungen“ durch das Wort „Rundfunk“ ersetzt.

2.   In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Rundfunkdarbie-
tungen“ durch das Wort „Rundfunk“ ersetzt.

Artikel 7

Übergangsbestimmung, Kündigung,
Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Die Anforderungen des § 11 d des Rundfunkstaats-
vertrages gelten auch für alle bestehenden Angebote, die 
über den 31. Mai 2009 hinaus fortgeführt werden. Dieser 
Bestand ist in Telemedienkonzepten den Ländern darzu-
legen. Für den Bestand gilt § 11 f des Rundfunkstaats-
vertrages entsprechend. Das Verfahren entsprechend 
§ 11 f des Rundfunkstaatsvertrages ist bis zum 31. Au-
gust 2010 abzuschließen. Bis zum Abschluss des Verfah-
rens ist die Fortführung bestehender Angebote zulässig. 
Entsprechendes gilt für Angebote nach § 11 c Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 3 Nr. 4 des Rundfunkstaatsvertrages.

(2) Teleshoppingkanäle, die im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Staatsvertrages verbreitet werden, gelten für 
die Dauer von zehn Jahren als zugelassen. Der Betrieb ist 
der zuständigen Landesmedienanstalt anzuzeigen. Zustän-
dig ist die Landesmedienanstalt des Landes, in der der 
Veranstalter seinen Sitz hat. Im Übrigen gelten die §§ 20 a 
und 38 des Rundfunkstaatsvertrages entsprechend.

(3) Für die Kündigung der in Artikel 1 bis 6 geänderten 
Staatsverträge sind die in diesen vorgesehenen Kündi-
gungsvorschriften maßgebend.

(4) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Juni 2009 in Kraft. 
Sind bis zum 31. Mai 2009 nicht alle Ratifi kationsurkun-
den bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Minister-
präsidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag 
gegenstandslos.

(5) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerprä-
sidentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung 
der Ratifi kationsurkunden mit.

(6) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des 
Rundfunkstaatsvertrages, des ARD-Staatsvertrages, des 
ZDF-Staatsvertrages, des Deutschlandradio-Staatsver-
trages, des Rundfunkfi nanzierungsstaatsvertrages und 
des Rundfunkgebührenstaatsvertrages in der Fassung, 
die sich aus den Artikeln 1 bis 6 ergibt, mit neuem 
Datum bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:

Berlin, den 18.12. 2008  Günter H.  O e t t i n g e r

Für den Freistaat Bayern:

Berlin, den 18.12. 2008  Horst  S e e h o f e r

Für das Land Berlin:

Berlin, den 18.12. 2008  Klaus  W o w e r e i t

Für das Land Brandenburg:

Berlin, den 18.12. 2008  M.  P l a t z e c k

Für die Freie Hansestadt Bremen:

Berlin, den 18.12. 2008  Jens  B ö h r n s e n

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

Berlin, den 18.12. 2008  Ole  von  B e u s t

Für das Land Hessen:

Berlin, den 18.12. 2008  R.  K o c h

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Berlin, den 18.12. 2008  Erwin  S e l l e r i n g

Für das Land Niedersachsen:

Berlin, den 18.12. 2008  Christian  W u l f f

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Berlin, den 18.12. 2008 Jürgen  R ü t t g e r s
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Für das Land Rheinland-Pfalz:

Berlin, den 18.12. 2008  Kurt  B e c k

Für das Saarland:

Berlin, den 18.12. 2008  Peter  M ü l l e r

Für den Freistaat Sachsen:

Berlin, den 18.12. 2008  St.  T i l l i c h

Für das Land Sachsen-Anhalt:

Berlin, den 18.12. 2008  B ö h m e r

Für das Land Schleswig-Holstein:

Berlin, den 18.12. 2008  Peter Harry  Ca r s t e n s e n

Für den Freistaat Thüringen:

Berlin, den 18.12. 2008  Dieter  A l t h a u s

 

Anlage

(zu § 11 b Abs. 1 Nr. 2
 des Rundfunkstaatsvertrages)

Programmkonzept Digitale Fernsehprogramme 
der ARD

I. Einleitung

§ 11 b Rundfunkstaatsvertrag (Fernsehprogramme) legt 
in Abs. 1 Nr. 2 fest, dass die in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten drei Spartenfern-
sehprogramme veranstalten, und zwar die Programme 
„EinsExtra“, „EinsPlus“ und „EinsFestival“. Auf diese 
Programme bezieht sich das nachfolgend dargestellte 
Programmkonzept. Die Notwendigkeit hierzu ergibt sich 
aus der Entscheidung der Europäischen Kommission 
vom 24. April 2007 in dem Beihilfeverfahren über die 
Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in 
Deutschland. In dieser Entscheidung vertritt die Kom-
mission die Auffassung, dass die den öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten eingeräumte Möglichkeit, digi-
tale Zusatzkanäle im Fernsehen anzubieten, nach dem 
zum Zeitpunkt der Entscheidung geltenden Recht nicht 
hinreichend präzise abgegrenzt sei (Rdnr. 228). Deswe-
gen verlangt die Kommission, dass durch die Vorgabe 
allgemeiner rechtlicher Anforderungen und die Entwick-
lung hinreichend konkreter Programmkonzepte gewähr-
leistet wird, dass der Umfang des öffentlich-rechtlichen 
Auftrags der Rundfunkanstalten in Bezug auf die digi-
talen Zusatzkanäle klar bestimmt ist (Rdnr. 309). 
Schließlich sieht die Kommission die Entwicklung von 
Programmkonzepten durch die öffentlich-rechtlichen 
Rund funkanstalten auf staatsvertraglicher Grundlage 
als geeignet für eine hinreichend konkrete Auftragsbe-
stimmung im Sinne des europäischen Rechts an (Rdnr. 
360). Vor diesem Hintergrund präzisiert die ARD das 
Konzept für ihre digitalen Zusatzkanäle wie nachste-
hend ausgeführt.

II.  Gemeinsame Grundsätze für die digitalen Fernsehka-
näle der ARD

Mit EinsExtra, EinsPlus und EinsFestival verfügt die 
ARD über drei digitale Kanäle, die eine größere Vielfalt 
und höhere themenorientierte Qualität des öffentlich-
rechtlichen Programmangebots gewährleisten. Dem 
Zuschauer wird durch die verstärkte Diversifi zierung, 
ergänzt durch verschiedene interaktive Dienste und 
Zusatzangebote, ein deutlicher komplementärer pro-
grammlicher Mehrwert geboten.

Die hochwertigen Angebote der Digitalkanäle richten 
sich grundsätzlich an alle Alters- und Zielgruppen. 
Durch die Digitalisierung der Verbreitungstechniken im 
dualen Rundfunksystem verändert sich die Fernsehnut-
zung. Dem tragen die ARD-Digitalkanäle durch klar 
profi lierte Angebote Rechnung, die im Rahmen eines 

Vollprogramms nicht möglich sind. EinsExtra, EinsFes-
tival und EinsPlus erreichen mit einem entsprechend 
profi lierten Programm und begleitet durch ein relevantes 
Angebot im Bereich der Telemedien auch jüngere 
Zuschauer. So bietet EinsExtra ein 24-stündiges lnfor-
mationsangebot mit einem hohen tagesaktuellen Anteil. 
EinsPlus nutzt die Dialog- und Partizipationsmöglich-
keiten des lnternets, nach der TV-Ausstrahlung sind Ser-
vice- und Wissensangebote für die Nutzer crossmedial 
auch auf anderen Plattformen zeit- und ortsunabhängig 
verfügbar. EinsFestival ist ein innovatives, kulturell ori-
entiertes öffentlich-rechtliches Angebot, das einen wich-
tigen Beitrag dazu leistet, jüngere Zielgruppen anzuspre-
chen. Das Erreichen jüngerer Zuschauerinnen und 
Zuschauer ist also eine wesentliche Zielsetzung bei der 
Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Auftrags in der 
digitalen Welt. Vor allem jüngere Menschen fragen 
öffentlich-rechtliche Qualitätsangebote zunehmend im 
lnternet ab. Um sie in relevantem Maße zu erreichen, 
muss eine multimediale Vernetzung gewährleistet sein. 
Die dynamische technische Entwicklung, vor allem die 
Nutzung des lnternetprotokolls für die Verbreitung von 
Rundfunk- und Fernsehprogrammen, erfordert ein ent-
sprechendes Angebot.

Eine wichtige Voraussetzung im Rahmen seines Funkti-
onsauftrages und für die Akzeptanz des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks in der Informations- und Wissensge-
sellschaft ist auch eine entsprechende zeitunabhängige 
Bereitstellung der Angebote, da er nur so seiner gesell-
schaftlichen Verantwortung, insbesondere gegenüber 
einer jüngeren Zielgruppe, gerecht werden kann. Dazu 
gehören die Verbindung von Text, Bild und Ton, aber 
auch sendungsbezogene beziehungsweise an Programm- 
oder Sendermarken ausgerichtete interaktive Angebote 
wie z. B. redaktionell begleitete Chats, Foren, Rankings, 
Bewertungen und sendungsbezogene spielerische Ele-
mente. So bieten EinsFestival und EinsPlus mit jeweils 
vollwertigen Teletextangeboten bzw. mit der Info-Leiste 
bei EinsExtra, vertiefende fernsehbasierte Begleit-
dienste, die durch interaktiv nutzbare programm- und 
sendungsbezogene Vorschau-Angebote ergänzt werden. 
Hinzu kommt, dass die Nutzer im lnternet neue Formen 
der Partizipation erwarten, z. B. Communities, Weblogs 
und Plattformen für den Austausch von Inhalten.

Orientiert an den staatsvertraglichen Vorgaben bieten 
die Digitalkanäle im lnternet einen Kommunikations-
raum für die Vertiefung von Themen, die im Programm 
gesetzt worden sind. Dies ist ein frei zugängliches Ange-
bot für jedermann, während viele kommerziell betrie-
bene Bereiche des lnternet sich nur nach Zahlung von 
Entgelten nutzen lassen. Die Online-Angebote der ARD-
Digitalkanäle sind an dem jeweiligen Programmangebot 
ausgerichtet, wobei sich die Inhalte am Erwartungshori-
zont der Zielgruppe orientieren. Das Verweildauerkon-
zept richtet sich nach den zukünftigen staatsvertragli-
chen Vorgaben und dem auf deren Grundlage zu 
erstellenden Telemedienkonzept.

Als Testfl äche und Probebühne innovativer Formate 
erfüllen die Digitalkanäle zugleich eine weitere wichtige 
Aufgabe:

Nur der öffentlich-rechtliche Rundfunk kann jenseits 
kommerzieller Interessen das Fernsehen dramaturgisch 
und ästhetisch unabhängig sowie im Interesse der 
Zuschauer weiterentwickeln. Der Austausch mit den 
Hörfunkwellen der Landesrundfunkanstalten führt dar-
über hinaus zu Synergien, z. B. in der Themenfi ndung, in 
der Formatentwicklung und durch Zusammenarbeit von 
Programmmitarbeiterinnen und -mitarbeitern.

III.  Die Konzepte der einzelnen digitalen Fernseh-
programme

1.  EinsFestival

 a.  Grundkonzeption

   EinsFestival ist – wie in den ARD-Programmleitli-
nien 07/08 beschrieben – ein innovatives, kulturell 
orientiertes Angebot mit jüngerer Ausrichtung. 
Das Programmangebot ist zwar grundsätzlich an 
einen breiten Zuschauerkreis gerichtet, es orien-
tiert sich strukturell und inhaltlich aber an der 
Alltagskultur eines jüngeren Publikums und hat 
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insofern nicht den Anspruch eines Vollprogramms. 
EinsFestival leistet damit einen wichtigen Beitrag 
dazu, bei jüngeren Menschen mehr Aufmerksam-
keit für öffentlich-rechtliche Programmangebote 
zu erreichen.

   In einem Fernsehangebot, das an die Lebenswelt 
junger Menschen anknüpft, wird deren große 
Bandbreite abwechslungsreich dargestellt und prä-
sentiert. Der Programmgestaltung von EinsFestival 
liegt daher ein breiter Kulturbegriff zugrunde. Sie 
wird besonders durch Film, Musik, Sport, Wissen, 
Medien und Kommunikation geprägt. Tagesaktu-
elle vertiefende lnformationsangebote, z. B. aus den 
Bereichen Innen- und Außenpolitik, Wirtschafts- 
und Finanzpolitik, klassische Service- und Ratge-
berangebote, Kinderprogramme und regelmäßige 
Berichterstattung von Sportveranstaltungen sind 
nicht Bestandteil der regulären Programmgestal-
tung von EinsFestival.

   Bei EinsFestival steht vor allem der Wunsch nach 
Orientierung und einem eigenen Lebensstil jünge-
rer Menschen im Mittelpunkt. Deshalb muss ein 
Angebot für diese Zielgruppe alle adäquaten 
Gestaltungsformen des Mediums nutzen und durch 
eine attraktive Online- Präsenz ergänzen und ver-
tiefen. Der Einsatz jüngerer Moderatorinnen und 
Moderatoren ist ein weiterer Teil des Programm-
konzepts.

 b.  Programminhalte

  (1) Film und Serie

   Fiktionale Angebote sind wesentlicher Bestandteil 
des Programmprofi ls von EinsFestival. Für die 
jüngere Kulturgeschichte ist die Entwicklung in 
den Bereichen Film und Fernsehen zentral. Fern-
sehfi lmen, Spielfi lmen, nationalen und internatio-
nale Serien sowie innovativen, unterhaltenden 
Formaten kommt in der Alltagskultur jüngerer 
Menschen eine besondere Bedeutung zu.

  (2) Dokumentation und Reportage

   Darüber hinaus haben hochwertige Dokumentati-
onen und Reportagen sowie Magazinformate einen 
wichtigen Stellenwert. In allen FäIlen kommt es 
darauf an, relevante und teilweise schwer zu ver-
mittelnde Themen durch eine entsprechende und 
junge Erzählweise auch jüngeren Menschen zu 
erschließen. Kein Medium eignet sich dafür besser 
als das Fernsehen. EinsFestival gibt insoweit Ori-
entierung durch die Auswahl der Themen und 
erleichtert den Zugang durch eine große Band-
breite klassischer und innovativer Vermittlungs-
formen.

  (3) Musik und Unterhaltung

   Unterhaltung bei EinsFestival ist innovativ und 
zielgruppenspezifi sch. Sie fi ndet ihre Anknüp-
fungspunkte in der Alltagskultur jüngerer Men-
schen und grenzt sich dadurch von Unterhaltungs-
angeboten der Vollprogramme ab, die den 
Anspruch haben, ein breites Mainstream-Publi-
kum anzusprechen.

   EinsFestival nutzt auch Schätze aus den Archiven. 
Zum Spektrum des Programms gehören auch 
Kabarett- und Comedysendungen, Unterhaltungs-
shows und Unterhaltungsgalas aus allen Jahr-
zehnten, die Fernsehgeschichte geschrieben haben 
und somit fest zum Repertoire moderner Fernseh-
kultur und damit auch zum Kulturverständnis 
einer jüngeren Zielgruppe gehören. Das gilt auch 
für den Bereich Musik, insbesondere für die ver-
schiedenen Richtungen moderner Pop- und Rock-
Musik.

  (4) Sport

   Viele Sportarten kommen gar nicht auf den Bild-
schirm, obwohl Rechte und Bilder vorliegen. Eins-
Festival sendet auch im Fernsehen ansonsten 
weniger populäre Sportereignisse, in der Vergan-
genheit zum Beispiel den America‘s Cup. Bei 
sportlichen Großereignissen dient EinsFestival als 

,,Überlaufbecken“ für die Übertragung des ERS-
TEN, in der Vergangenheit zum Beispiel anlässlich 
der Fußball EM 2008 oder der Olympischen Spiele 
in Turin und in Peking.

  (5) Wissen

   EinsFestival bietet Orientierung in der modernen 
Wissensgesellschaft. Der Kanal greift wichtige 
Themen aus der Lebenswirklichkeit junger Men-
schen auf, ordnet ein und bietet damit eine 
 wertvolle Grundlage für eine kritische und freie 
Meinungsbildung. Dieser Teil des öffentlich-recht-
lichen Programmauftrags wird gerade von jün-
geren Menschen besonders genutzt und eingefor-
dert.

 c.  Organisation und Entscheidungsstrukturen

   EinsFestival wird vom Westdeutschen Rundfunk 
Köln federführend für die ARD betrieben.

2.  EinsPlus

 a.  Grundkonzeption

   EinsPlus ist ein Fernsehprogramm mit Service-
Charakter, das grundsätzliches Wissen über wis-
senschaftliche, gesellschaftliche und ökonomische 
Zusammenhänge vermittelt.

   In jüngerer Zeit wurde es zu einem öffentlich-
rechtlichen Service-, Ratgeber- und Wissensange-
bot weiterentwickelt, das schnell Akzeptanz bei 
den Fernsehzuschauern gefunden hat. EinsPIus 
positioniert sich als modernes, generationsüber-
greifendes Familienprogramm,das während des 
ganzen Jahres ,,Public Value“und praktischen 
Mehrwert bietet.

   Ziel von EinsPlus ist, im Sinne des öffentlich-
rechtlichen Auftrages, Orientierung und Lebens-
hilfe zu geben, Wissen zu vermitteln, das den All-
tag meistern hilft und die Zuschauer zu mündigen 
Bürgen und Verbrauchern macht.

   In einer unübersichtlicher werdenden Programm-
welt stellt EinsPlus damit für den Zuschauer einen 
wichtigen und verlässlichen Qualitätsanker dar. 
EinsPIus bündelt die gesamte Kompetenz der ARD 
auf dem Programmfeld Service-, Ratgeber- und 
Wissensformate und entwickelt originäre Formate 
als zusätzlichen programmlichen Mehrwert.

 b.  Programminhalte

  (1) Service und Ratgeber

   Information und Orientierung, unabhängig von 
kommerziellen Interessen, sind von zentraler 
Bedeutung für Zusammenhalt und demokratische 
Entwicklung unserer Gesellschaft.

   EinsPlus dient den Zuschauern als unabhängige 
Plattform zum Austausch über das ihr Leben mit-
bestimmende Geschehen auf Märkten, steht für 
eine kritische und freie Meinungsbildung auch in 
der Welt der Waren und Dienstleistungen.

   Als Begleiter des Zuschauers durch den Alltag 
greift EinsPlus Themen aus der Lebenswirklich-
keit der Menschen auf: Gesundheit, Reise, Tech-
nik, Ernährung/Kochen, Natur, Leben, Wissen – 
und verbindet grundsätzliches Wissen mit 
konkreten Problemlösungsstrategien. Das Angebot 
hebt sich deutlich von dem der kommerziellen 
Konkurrenz ab. Sendungen wie ,,Servicezeit: 
Familie“ (WDR), „ARDRatgeber: Technik“ (NDR), 
„Hauptsache gesund“ (MDR), „Schätze der Welt“ 
(SWR), „Plusminus“(BR, HR, MDR, NDR, SR, 
SWR, WDR), „frauTV“ (WDR) und „Service: 
Familie“ (HR) sind Beispiele für unabhängigen, 
professionellen Journalismus mit praktischem 
Mehrwert.

   (2) Wissen

   Als Service-, Ratgeber- und Wissenskanal leistet 
EinsPlus einen Beitrag zur Entwicklung einer 
modernen Wissensgesellschaft. Mit Sendungen wie 
„Odysso“ (SWR), „Faszination Wissen“(BR), „Pla-
net Wissen“ (SWR, WDR, BR), „W wie Wissen“ 
(BR, HR, NDR, SWR, WDR) und ,,Ozon“ (RBB) 
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erweitert EinsPIus Wissenshorizonte, trägt zum 
Verständnis der modernen Welt bei und unter-
stützt die Menschen auf ihrem Weg in die moderne 
Wissensgesellschaft. EinsPlus-Sendungen vermit-
teln zudem Kenntnisse der neuen digitalen Kom-
munikationstechnologien, hinterfragen kritisch 
auch deren Risiken – wie den leichtfertigen Exhi-
bitionismus Jugendlicher im Internet – und tragen 
zur Medienkompetenz der Zuschauer bei. EinsPIus 
stellt auf diese Weise ein Wissensportal für die 
ganze Familie dar. Gezielt kooperiert EinsPIus mit 
Institutionen aus dem Bildungs- und Wissen-
schaftssektor.

 c.  Programmstruktur

  (1) Grundstruktur

   Die Grundstruktur des Programms setzt sich aus 
unterschiedlichen thematischen Bausteinen 
zusammen: Gesundheit, Natur, Reise, Ernährung, 
Kochen, Leben, Wissen und Technik. In diesen 
Themenfeldern bietet EinsPIus jeweils eine Aus-
wahl hochwertiger Produktionen des Ersten und 
der Dritten Programme der ARD. Um auf die spe-
ziellen Publikumserwartungen und Sehgewohn-
heiten am Wochenende einzugehen, präsentiert 
EinsPIus sonntags lineares Programm mit 
3-4-stündigen thematischen Schwerpunkten und 
Reihen wie z. B.: „DeutschlandTour“, „Europa-
Tour“ oder „Geschichte der 0lympischen Spiele“, 
„Faszination Berge“, ,,Museen der Welt“, ,,Inseln“, 
„Straßen der Welt“ oder „Die Donau“.

   Thementage und Themenwochen profi lieren das 
Angebot zusätzlich und schaffen mehr Aufmerk-
samkeit für das Programm. Die Eins-Plus-Schwer-
punkte zu Themen, zum Teil von hoher gesell-
schaftlicher Relevanz sind vielfältig, lebensnah 
und prägnant gestaltet: Reportagen, vertiefende 
Diskussionen, Doku-Serien, Dokumentarspiele, 
unterhaltende Sendungen mit eindeutigem Wis-
sensbezug und hochwertige fi ktionale Produktio-
nen, die politisches und geschichtliches Wissen 
transportieren, gehören zum Formatspektrum.

  (2) Originäre EinsPlus-Produktionen

   EinsPlus verfolgt eine klare Mehrwertstrategie im 
digitalen Markt und stellt dabei den unmittelba-
ren Nutzen für den Fernsehzuschauer in den Mit-
telpunkt. Originäre, profi lbildende Programm-
Marken („Leuchttürme“ sind in diesem 
Zusammenhang zum Beispiel:

  –  ein Servicemagazin mit wertvollen Hintergrund-
informationen, kreativen Anregungen und prak-
tischen Tipps für Zuschauer aller Altersschich-
ten,

  –  ein Programmformat für Werte-, Glaubens- und 
Lebensberatungsthemen,

  –  ein Wissensformat, das Wissensthemen aus ver-
schiedenen, teils ungewöhnlichen Blickwinkeln 
beleuchtet und Wissenschaft unkompliziert und 
spannend vermittelt.

   Dazu kommen eigene Produktionen zu Themen 
wie Erziehung, Tiere und Natur, Umwelt und 
Energie, Kochen. So ist EinsPlus in seiner Pro-
grammierung aktuell und exklusiv.

 d.  Organisation

   Die Federführung für das ARD-Gemeinschafts-
programm EinsPlus liegt beim Südwestrundfunk, 
der dafür in Baden-Baden eine Redaktion unter-
hält.

3.  EinsExtra

 a.  Grundkonzeption

   „EinsExtra“ ist der digitale lnformationskanal der 
ARD. Ziel ist es, „EinsExtra“ unter dem organisa-
torischen Dach von ARD-aktuell und unter der 
Qualitäts-Marke „Tagesschau“ zu einem umfas-
senden Informationsprogramm mit einem verläss-
lichen Nachrichtenservice für alle Nutzungsfor-
men und Verbreitungswege weiter zu entwickeln. 
Kein anderer Programmanbieter verfügt über ein 

vergleichbares Netz von Reportern und Korres-
pondenten wie die ARD. Ihre aktuellen Berichte 
werden unter Nutzung von Synergien in einer 
integrierten Nachrichtenredaktion multimedial 
und plattformgerecht aufbereitet und verfügbar 
gemacht. Die ARD nimmt damit im öffentlich-
rechtlichen Kernbereich „Information“ ihre Auf-
gabe und Verantwortung wahr, jederzeit frei ver-
fügbare, zeitgemäße, dem hohen Anspruch von 
ARD-aktuell entsprechende Nachrichtenangebote 
für alle bereitzustellen.

 b.  Tragende Programmelemente

   Kernangebot des Kanals ,,EinsExtra“ ist das 
Nachrichtenangebot ,,EinsExtra aktuell“ das seine 
Nachrichten zur Zeit im Viertelstundentakt anbie-
tet, weil nach Erkenntnissen der Medienforschung 
informationsinteressierte Zuschauer entspre-
chende Programme nur kurz, dafür aber häufi ger 
am Tag einschalten.

   Mit Hilfe digitaler Technik bereitet ARD-aktuell 
Reporter-Beiträge aus „Tagesschau“, „Tagesthe-
men“ und „Nachtmagazin“auf. Eigenproduzierte 
Berichte und Interviews ergänzen die Berichter-
stattung über das Tagesgeschehen. Zudem werden 
für „EinsExtra aktuell“ auch die Medien vernetzt 
und die Ressourcen des Hörfunks genutzt. Bei-
träge der Nachrichtenwellen wie NDRInfo, 
mdrInfo oder B5aktuell werden bebildert und 
dann gesendet.

   Jede Viertelstunde in „EinsExtra Aktuell“ beginnt 
zurzeit mit einem Nachrichtenüberblick in 100 
Sekunden – und wird abgerundet von den Res-
sorts. Sie bieten Hintergründe und vertiefende 
Informationen zu Themenbereichen wie Kultur, 
Wirtschaft, Sport oder Europa. Dabei greift Eins-
Extra auf bereits gesendete Berichte aus Sendun-
gen der Landesrundfunkanstalten zurück.

   Die Digitalisierung der Programme ermöglicht 
aber auch Angebote, die über das herkömmliche 
Programmangebot hinausgehen, also einen Mehr-
wert für den Zuschauer bilden. EinsExtra bietet 
deshalb – in Zusammenarbeit mit der Internetre-
daktion der Tagesschau – ständig aktualisierte 
Informationen auch außerhalb des speziellen 
Nachrichtenformats an. Sie werden in einer soge-
nannten „lnfoleiste“ zusätzlich zum Programm 
eingeblendet und ebenfalls ständig von tages-
schau.de aktualisiert.

 c.  Einzelne Sendungen / Formate

   In der Primetime und am Wochenende wird dieses 
lnformationsangebot zurzeit durch die Übernahme 
aller Tagesschauausgaben, von Tagesthemen, 
Nachtmagazin und Wochenspiegel ergänzt. Am 
Morgen wird das ARD Morgenmagazin gesendet. 
Durch die Übernahme von Brennpunkten und 
aktuellen politischen Sondersendungen im „Ers-
ten“ oder in den Dritten Programmen, in der Regel 
live, wird das lnformationsprofi l von EinsExtra 
weiter geschärft.

   Über die aktuelle Berichterstattung in den Nach-
richten hinaus nutzt EinsExtra die für „Das Erste“ 
und die Dritten Programme produzierten Politik- 
und Wirtschafts-Magazine sowie Gesprächssen-
dungen, um aktuelle politische Hintergrund-Infor-
mationen aufzuarbeiten.

   Das „EinsExtra-Thema“ am Samstag und Sonn-
tag in der Zeit von 18 bis 20 Uhr wendet sich zur 
Zeit an Zuschauer, die an weiterführenden und 
einordnenden Informationen zu aktuellen Ereig-
nissen, Jahrestagen etc. interessiert sind. Hierzu 
werden die hochwertigen für „Das Erste“ oder die 
Dritten Programme produzierten Reportagen 
genutzt und durch Gesprächsendungen ergänzt. 
Auch die Feiertagsprogramme beschäftigen sich 
inhaltlich-thematisch mit politischen Ereignissen.

   Die regionale Berichterstattung bildet eine wich-
tige Säule im EinsExtra-Programm. Regionalma-
gazine der Landesrundfunkanstalten werden am 
Wochenende und auf der Nachtschiene gesendet.
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   Formate wie „EinsExtra Info“ oder „EinsExtra 
unkommentiert“ dienen der Aktualisierung des 
Programms und erlauben gleichzeitig Lücken zu 
schließen, die sich aus der Struktur des Pro-
gramms ergeben.

   Die Ausstrahlung der „Tagesschau vor 20 Jahren“ 
bietet dem Zuschauer darüber hinaus einen histo-
rischen Nachrichtenrückblick.

   So ergänzt und umschließt das Rahmenprogramm 
den Nachrichtenkern von EinsExtra und macht 
das Programm zu einem vollwertigen politischen 
Informationsangebot.

 d.  Organisation

   EinsExtra wird vom Norddeutschen Rundfunk 
federführend für die ARD betrieben und von der 
Hauptabteilung ARD-Aktuell redaktionell 
betreut.

IV. Produktion

Die Digitalkanäle sind insgesamt auch ein wichtiges Ver-
suchsfeld für technische Innovationen innerhalb der ARD. 
Beispielsweise gibt es bereits heute auf Eins-Festival 
HDTV-Testausstrahlungen im Rahmen von Showcases. 
Entsprechend werden verstärkt Rechte an HD-Produktio-
nen erworben und Archiv-Schätze in HD-Qualität aufbe-
reitet. Die Digitalkanäle nutzen Synergien durch effizi-
ente trimediale Zusammenarbeit. Gerade in der digitalen 
Medienwelt lässt sich Mehrwert durch intelligente Ver-
netzung von Inhalten sowie Fernseh- und Netzstandards 
schaffen. Entsprechende Produktionsmodelle führen zu 
einer erhöhten Wirtschaftlichkeit der Arbeitsprozesse. 
Durch die Prüfung und Implementierung von Low-Cost-
Produktionssystemen verstehen sich die Digitalkanäle als 
wichtiger Innovationsfaktor innerhalb der ARD.

V. Verbreitung

Die Digitalkanäle „EinsExtra“, „EinsPlus“ und 
„EinsFestival“sind über Satellit (DVB-S), Kabel (DVB-
C), in einigen Regionen Deutschlands auch terrestrisch 
(DVB-T), über IP-TV sowie als Web-TV (z. B. Zattoo.
com) empfangbar. Die Sendevorbereitung und -abwick-
lung erfolgen für die drei Programme ebenso wie die 
Bereitstellung von programmbegleitenden Diensten 
durch das ARD Play-Out-Center in Potsdam.

 

Anlage

(zu § 11 b Abs. 3 Nr. 2
des Rundfunkstaatsvertrages)

Konzepte für die Zusatzangebote des ZDF

I. Vorbemerkung

Das ZDF ist gemäß § 11 d Abs. 3 Ziffer 2 12. Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag beauftragt, drei Digitalpro-
gramme als Zusatzangebote zu veranstalten. Dazu legt 
das ZDF die folgenden Programmkonzepte vor. Die 
Bezeichnung der Programme im Staatsvertrag schließt 
ihre Präsentation unter einem noch zu fi ndenden Namen 
nicht aus. Das ZDF legt sich daher auf die nachstehend 
beschriebene programmliche Ausrichtung der Zusatzan-
gebote fest, unbeschadet deren konkreter Benennung.

II. ZDFinfokanal

1.  Ausgangslage / Zielsetzung

  Die digitale Welt ist geprägt durch die technologische 
Konvergenz von Fernsehen und Internet, die Ver-
schmelzung von linearen und nicht-linearen Diens-
ten, die Ergänzung von Echtzeitfernsehen durch 
zeitsouveränes Abruffernsehen. An die Stelle einzel-
ner TV-Programme treten digitale Angebotsbouquets, 
die aus mehreren miteinander vernetzten TV-Pro-
grammen, Abruffernsehen und Onlinediensten beste-
hen. Diese werden über viele Verbreitungswege und 
Plattformen auf unterschiedliche Endgeräte distribu-
iert und ermöglichen somit eine weitgehend orts- und 
zeitsouveräne Nutzung.

  Mit den neuen Möglichkeiten der digitalen Welt ver-
ändern sich gerade auch im Bereich der Informati-

onsbeschaffung Verhalten und Ansprüche der Nutzer. 
Für immer mehr Menschen wird es zur Selbstver-
ständlichkeit, sich zu jeder Zeit und an jedem Ort 
souverän mit den neuesten Nachrichten und wich-
tigsten Informationen versorgen zu können.

  Diesen gewandelten Ansprüchen nach orts- und 
zeitsouveräner Nutzung muss die Weiterentwicklung 
der linearen und nicht-linearen Informationsangebote 
des ZDF Rechnung tragen, wenn das ZDF auch künf-
tig seinem Auftrag gerecht werden will, die Bürger zu 
informieren und damit zur politischen Meinungs- und 
Willensbildung beizutragen.

  Das ZDF-Hauptprogramm alleine kann diesen 
Anspruch nicht mehr erfüllen. Das Informationsbe-
dürfnis der Menschen ist nicht mehr auf vorgegebene 
Tageszeiten festgelegt. Die Tagesabläufe sind indivi-
dualisiert, Sendezeiten von Nachrichtensendungen 
oder Magazinen sind keine Fixpunkte mehr in der 
Zeitplanung unserer Zuschauer.

  Aus diesem Grund ist es mehr denn je notwendig, das 
Hauptprogramm des ZDF um einen Kanal zu ergän-
zen, der unter der Dachmarke des ZDF das neue 
Informationsbedürfnis der Zuschauer befriedigen 
kann.

2.  Gegenstand des Angebots

  Der ZDFinfokanal ist ein digitaler Sparten-Kanal, 
der unter der Dachmarke des ZDF Angebote aus den 
Bereichen aktuelle Information, Hintergrund und 
Service bündelt und gezielt durch eigene Angebote 
ergänzt und vertieft.

  Seit 1997 gehört dieser digital verbreitete Kanal zum 
Angebot des ZDF. Sein Programm war zunächst 
geprägt durch unmoderierte vierstündige Wiederho-
lungsschleifen, deren Programminhalte zum größten 
Teil aus Einzelbeiträgen des Hauptprogramms und 
von 3sat bestanden.

  Vor dem Hintergrund steigender technischer Reich-
weiten und veränderter Zuschauerbedürfnisse hat das 
ZDF bereits im Sommer 2007 mit Zustimmung des 
Fernsehrates das Programmkonzept weiterentwickelt. 
Neben der zeitversetzten Wiederholung von Sendun-
gen wurde das Angebot an aktuellen Kurznachrich-
ten erweitert. Dieser Weg soll in den kommenden 
Jahren fortgesetzt werden.

3.  Beitrag zur Aufgabenerfüllung

  Es zählt zu den Kernaufgaben des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks, aktuell und hintergründig zu infor-
mieren sowie Orientierung zu geben. Mit den neuen 
Möglichkeiten der digitalen Welt verändern sich 
jedoch die klassischen Wege der Informationsbe-
schaffung grundlegend: Für immer mehr Menschen 
wird es zur Selbstverständlichkeit, sich zu jeder Zeit 
und an jedem Ort souverän mit den neuesten Nach-
richten und wichtigsten Informationen versorgen zu 
können. Diesen gewandelten Ansprüchen nach orts- 
und zeitsouveräner Nutzung muss sich das Fernsehen 
in seiner Informationsvermittlung stellen – in Forma-
tierung, Sprache und in den Verbreitungswegen sei-
ner Angebote.

  Der ZDFinfokanal leistet dazu in Verbindung mit 
dem Online-Angebot und dem ZDF-Hauptprogramm 
einen adäquaten Beitrag. Durch das spezifi sche Ange-
bot von gebündelter Information im Infokanal kann 
das ZDF dem veränderten Nutzungsverhalten in sei-
nem linearen Programmangebot gerecht werden und 
die vom Gesetzgeber verlangte Grundversorgung der 
Gesellschaft mit Informationen sicherstellen.

4.  Programmkonzept

  Sachverhalte zu erklären, Hintergründe auszuleuch-
ten und Orientierung zu geben, gehört zu den Stärken 
des ZDF-Informationsprogramms. Auf diesen Stär-
ken ist das Profi l des ZDFinfokanals aufgebaut. 
Dabei wird der ZDFinfokanal mit begrenztem Auf-
wand unter Nutzung des Programmstocks des ZDF 
als Ergänzungsangebot betrieben und weiter entwi-
ckelt.

  Folgende Elemente kennzeichnen das Schema des 
ZDFinfokanals:
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 –  Regelmäßige Nachrichten auch an Wochenenden 
und Feiertagen

 –  Mehrfache Wiederholungen von wochenaktuellen 
Magazinen

 –  Kompaktversionen eines Teils der wochenaktuellen 
Magazine als regelmäßige Wiederholungen

 –  Unmoderierte Kurzmagazine, die Material des Pro-
grammstocks thematisch als kompakte Service- 
und Informationsangebote neu bündeln. Hierin 
werden die bisherigen Angebote des ZDFinfokanals 
in aktueller Form fortgeführt

 –  Kurzreportagen und -dokumentationen, die politi-
sche, wirtschaftliche, wissenschaftliche und gesell-
schaftliche Themen aufgreifen und vertiefen

 –  Flächen für Programminnovationen und neue Pro-
duktionsformen, wie etwa für die Arbeit der Video-
journalisten im ZDF.

  Der ZDFinfokanal bündelt in der derzeitigen Aus-
baustufe alle informationsorientierten Inhalte des 
Hauptprogramms und der Partnerkanäle – Magazine, 
Reportagen, Dokumentationen und Gesprächssen-
dungen –, stellt sie neu zusammen und bietet sie als 
thematische Schwerpunkte an.

  Das Gerüst des Programmschemas bilden die Nach-
richtensendungen, die auch an Wochenenden und 
Feiertagen ausgestrahlt werden: Aus dem Hauptpro-
gramm werden die „heute“-Sendungen um 15.00 und 
19.00 Uhr parallel übernommen, das „heute-journal“ 
wird zeitversetzt um 23.00 Uhr wiederholt. Darüber 
hinaus werden in den „100 Sekunden“ Kurznachrich-
ten stündlich von 8.00 bis 20.00 Uhr aktualisiert. Bei 
unvorhersehbaren Ereignissen von besonderem Nach-
richtenwert können die „100 Sekunden“ auch kurz-
fristig, abweichend vom stündlichen Rhythmus, ins 
Programm eingesetzt werden.

  Die Kurznachrichten des ZDFinfokanals stärken die 
Nachrichtenkompetenz des ZDF insgesamt: Sie 
schließen die Nachrichtenlücke, die an Wochenenden 
und Feiertagen sowie in den ARD-Sendewochen am 
Vormittag im ZDF-Hauptprogramm besteht. Mit der 
redaktionellen und produktionellen Infrastruktur des 
Infokanals ist es möglich, auch zu diesen Zeiten bei 
besonderen Vorkommnissen schnell zu agieren und 
bei Bedarf ins Hauptprogramm aufschalten zu kön-
nen.

  Die kurzen und fortlaufend aktualisierten Nachrich-
tenformate entsprechen in besonderer Weise auch 
dem Bedürfnis von Online-Nutzern nach Orts- und 
Zeitsouveränität. Die „100 Sekunden“ stehen deshalb 
auch in den Online-Diensten des ZDF zum Abruf 
bereit. Sie sind darüber hinaus für mobile Nutzungen 
auf Mobiltelefonen und iPods verfügbar. Damit wird 
der Informationsauftritt des ZDF im Internet bedarfs-
gerecht gestärkt und eine seiner Kernkompetenzen in 
die multimediale Welt verlängert.

  Neben den Nachrichtenleisten stellen Wiederholun-
gen von Magazinen des ZDF-Hauptprogramms (sowie 
von 3sat) ein besonderes Serviceangebot an die 
Zuschauer des ZDFinfokanals dar. Wer eine wichtige 
Informationssendung im ZDF-Programm verpasst 
hat, weil er zur Zeit der Erstausstrahlung nicht seh-
bereit war, der kann dies eine Woche lang zu wech-
selnden Terminen im ZDFinfokanal nachholen.

  Neben der Wiederholung kompletter Magazine gibt es 
kürzere Versionen der jeweiligen Sendungen. Diese 
Zusammenfassungen beinhalten die wichtigsten, für 
diese Form geeigneten Beiträge des jeweiligen Maga-
zins. Zusammen mit unmoderierten Kurzmagazinen, 
die vor allem Schwerpunkte mit Service-Charakter 
haben, bilden sie die kurz getakteten Leisten des 
Schemas. In der 15-minütigen Rubrik „Das Thema“ 
werden zudem relevante Themen des Tages aktuell 
und hintergründig beleuchtet. Hierfür werden bereits 
vorhandene Berichte aus den Nachrichten- und 
Magazinsendungen des ZDF neu zusammengestellt.

  Kurzreportagen und -dokumentationen, die politi-
sche, wirtschaftliche, wissenschaftliche und gesell-
schaftliche Themen aufgreifen, ergänzen die kom-

pakte Programmleiste. Sie können auch zur Stützung 
von Programmschwerpunkten des Hauptprogramms 
oder zur Akzentuierung des eigenen Angebots genutzt 
werden. Das Programm für Wochenenden und Feier-
tage im ZDFinfokanal setzt – vor dem Hintergrund 
der spezifi schen Sehgewohnheiten an diesen Tagen – 
stärker auf Repertoire-Angebote wie Reportagen, 
Features und Dokumentationen. Gleichwohl fi nden 
auch hier kurz getaktete Angebote und aktuelle 
Informationen ihren Platz.

  Im Gegensatz zu PHÖNIX wird die Ereignisbericht-
erstattung keine zentrale Rolle im Programm des 
ZDFinfokanals spielen. Lediglich fallweise und zeit-
lich begrenzt wird der ZDFinfokanal auch live über 
wichtige Ereignisse aus Politik, Gesellschaft, Sport 
und Wissenschaft berichten. Der ZDFinfokanal ist 
zudem kein special-interest-Angebot für Börsen- und 
Wirtschaftsberichterstattung. Eine Entwicklung in 
diese Richtung ist auch in Zukunft nicht vorgesehen.

  Der ZDFinfokanal bietet für das ZDF zudem eine 
Plattform, um neue Angebotsformen und journalisti-
sche Formate testen zu können. Perspektivisch ist 
vorgesehen, spezifi sche Informationsformate zu ent-
wickeln, die insbesondere auf jüngere Zuschauer-
gruppen zugeschnitten sind. Erste Schritte wurden 
mit der Pilotsendung „Wirtschaftswunder“ unter-
nommen: Das 15-minütige moderierte Servicemaga-
zin, das Ende Juni 2008 erstmals ausgestrahlt wurde, 
wendet sich an junge Konsumenten und informiert 
über Themen rund ums Geld. Auch die Rubrik 
„Mojo“ bietet Raum für formale Innovationen: In 
15-minütigen Reportagen greifen Videojournalisten 
lebensnahe Themen des Alltags auf und entwickeln 
neue Handschriften.

  Besonderes Augenmerk wird auf die Entwicklung 
plattformübergreifender Formate gerichtet, die inno-
vativ die Möglichkeiten des Fernsehens mit denen des 
Online-Angebots verbinden und durch Interaktivität 
das Publikum einbinden. Damit ist die Erwartung 
verbunden, Altersgruppen, die die klassische TV-
Plattform nicht mehr nutzen, leichteren Zugang zu 
ZDF-Angeboten zu bieten.

  Das ZDF hat sich verpfl ichtet, die vielfältigen Verän-
derungen des Fernsehens, die sich durch die Digitali-
sierung ergeben, aktiv zu gestalten. Auf dem Weg 
dorthin kann und wird der ZDFinfokanal durch seine 
synergetischen Arbeitsabläufe und plattformüber-
greifenden Ansätze eine wichtige Rolle spielen.

5.  Verbreitung

  Der ZDFinfokanal wird digital verbreitet und ist 
über Kabel, Satellit und Antenne (DVB-T) emp-
fangbar. Die Nutzung und Begleitung von Sendungen 
im Internetangebot des ZDF erfolgt im Rahmen der 
medienrechtlichen Vorgaben.

III. ZDFkulturkanal

1.  Ausgangslage / Zielsetzung

  Entsprechend der Ermächtigung durch die Minister-
präsidenten der Länder und der Genehmigung durch 
den Fernsehrat strahlt das ZDF seit dem 9. Dezember 
1999 den digitalen Theaterkanal via Kabel und Satel-
lit aus.

  Im Zuge der Anpassung an die Herausforderungen 
des digitalen Markts soll das bisherige Schleifenpro-
gramm mit Mehrfachwiederholungen Zug um Zug 
durch ein strukturiertes Ganztagesprogramm ersetzt 
und damit der ZDFtheaterkanal zu einem Kulturka-
nal fortentwickelt werden.

2.  Gegenstand des Angebots

  Der digitale ZDFkulturkanal wird ein Genre-Spar-
tenkanal sein, der sich in besonderer Weise der Dar-
stellung der kulturellen Vielfalt widmet. Er bündelt 
unter der Dachmarke des ZDF das breite Spektrum 
der produktionellen Anstrengungen des Gesamtun-
ternehmens ZDF und seiner Partnerprogramme im 
kulturellen Bereich und verstärkt diese durch gezielte 
Eigenangebote. Das Feld „Performing Arts“, also ins-
besondere die Übertragung und Berichterstattung 
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über Theater- und Opernaufführungen, Konzerte und 
Kleinkunst, soll als zentrales Merkmal erhalten blei-
ben.

  Ziel ist es, dem gestiegenen Bedürfnis nach kulturel-
ler Orientierung in einer vielfältig aufgestellten 
Gesellschaft Rechnung zu tragen und damit einen 
Beitrag zur Integration zu leisten, indem der digitale 
ZDFkulturkanal intelligent informiert und unterhält.

3.  Beitrag zur Aufgabenerfüllung

  Die Darstellung und Vermittlung von Kultur gehört 
unstrittig zu den Kernaufgaben des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks. Der digitale ZDFkulturkanal rich-
tet sich an Zuschauer aller Altersgruppen, die sich im 
weitesten Sinn für Kultur interessieren. Er wird auch 
Spezialangebote für ein jüngeres Publikum auf regel-
mäßigen Sendeleisten vorhalten, um diese für die 
Kultur und einen geistvollen Mediengebrauch im wei-
teren Sinne zu gewinnen. Der digitale ZDFkulturka-
nal stellt das kulturelle Leben in großer Breite und 
Ausführlichkeit dar. Er legt dabei auf die Qualität 
der fernsehmäßigen Umsetzung höchsten Wert.

  Der digitale ZDFkulturkanal sollte auch als Veran-
staltungspartner bei Festivals und als Wegweiser für 
Qualitätsangebote auftreten und kulturelle Projekte 
würdigen und fördern, die der Bewahrung und Ent-
wicklung des kulturellen Erbes dienen. Dies gilt auch 
für den Denkmalschutz und den öffentlich fi nanzier-
ten Kulturbetrieb allgemein.

4.  Programmkonzept

  Im Mittelpunkt des ZDFkulturkanals steht die Pfl ege 
der deutschen Sprache und Literatur, des Theaters, 
der Bildenden Künste und der Musik sowie die Dar-
stellung von Formen der Alltagskultur und die The-
menbereiche Bildung und Erziehung, Lebensqualität, 
urbane Lebenswelten, Pop, Avantgarde und Philoso-
phie. Aber auch die aus dem Medium selbst erwach-
sene Film- und Fernsehkultur wird in ausgewählten 
Premium-Produktionen aus den Bereichen Dokumen-
tar- und Spielfi lm bis hin zum anspruchsvollen Fern-
sehspiel Gegenstand des Angebots des digitalen 
ZDFkulturkanals sein.

  Das Angebot beinhaltet insgesamt Übertragungen 
von Bühnenereignissen aus den Bereichen Theater, 
Ballett, Musiktheater, Konzert, Performance-Kultur, 
die umfassende Darstellung bedeutender regionaler 
Kulturfestivals, die Berichterstattung über und Dar-
stellung von herausragenden kulturellen Wettbewer-
ben. Außerdem wird der digitale ZDFkulturkanal 
Kulturmagazine und genre-spezifi schen Dokumenta-
tionen und Gesprächssendungen der ZDF-Programm-
familie gebündelt und zu bester Sendezeit und zum 
Teil neu aufbereitet präsentieren.

  Ein Angebot im Bereich Jugendkultur mit einem 
Schwerpunkt Jugend, Musik und Jugend-Lebensart 
wird zu den unverwechselbaren Kennzeichen des 
digitalen ZDFkulturkanals gehören. Er unterstreicht 
den Anspruch des Kanals, auch ein jüngeres Publi-
kum an öffentlich-rechtliches Qualitätsprogramm 
heranzuführen. Spielerische Präsentationsformen und 
Publikumsansprache, Edutainment und ein frischer 
Umgang mit Form, Farben und Sounds sind dabei 
wesentliche Mittel. Der digitale ZDFkulturkanal wird 
außerdem dem gewachsenen Interesse an Bildung 
Rechnung tragen und auch die Diskussion um die 
Fortentwicklung der Bildungsinstitutionen wider-
spiegeln. Er wird sich aktiv an Motivationsaktionen 
für Schülerinnen und Schüler beteiligen und mit 
Aktionen wie dem Schülertheaterfestival und einem 
neuen Format, in dem Jugendliche mit Leistungsträ-
gern unserer Gesellschaft zusammentreffen und Fra-
gen zu deren berufl ichen Werdegang, aber auch zum 
Thema Moral und Verantwortung stellen.

  Da das ZDF mit seinem Hauptprogramm, Phoenix 
und dem Infokanal bereits über Flächen für die aktu-
elle politische Berichterstattung verfügt, wird der 
ZDFkulturkanal keine eigene Nachrichtenberichter-
stattung (mit der Ausnahme der Übernahme einer 
Hauptnachrichtensendung), keine politischen Maga-
zine, und keine Übertragung von politischen Ereig-
nissen einplanen. Außerdem wird der ZDFkulturka-

nal keinen Sport und keine Wirtschafts- und 
Ratgebersendungen vorsehen.

  Das Verhältnis zum ZDF-Hauptprogramm und zu 
den Partnerkanälen baut auf den gewachsenen und 
gelebten Erfahrungen des ZDFtheaterkanals im Pro-
grammverbund auf. Dabei sind programmübergrei-
fende Kulturschwerpunkte denkbar, die zu Spitze-
nereignissen auch im Hauptprogramm bzw. in den 
Partnerkanälen aufscheinen, etwa bei der Berlinale, 
beim Berliner Theatertreffen, den Bayreuther und 
Salzburger Festspielen oder großen Pop- und Rock-
festivals sowie in bewusst mehrkanalig operierenden 
Programmen wie unlängst beim Cirque du Soleil mit 
einer Übertragung vor und hinter der Bühne auf zwei 
Kanälen.

  Der digitale ZDFkulturkanal baut auf Erfahrungen 
des ZDFtheaterkanals auf und verinnerlicht dessen 
besondere und in der Medienlandschaft einzigartige 
Aufmerksamkeit für die Darstellenden Künste in 
ihrer Vielfalt als weltweit beispielloses konstituieren-
des Element deutscher Kultur. Dabei spielen auch 
Repertoireangebote eine Rolle, die vor allem im 
Tagesprogramm, aber auch im Zusammenwirken mit 
der ZDF-Mediathek weiterhin vorgehalten werden 
sollten. Dabei sind auch programmbegleitende und 
sendungsergänzende Angebote im Internet nötig, ins-
besondere im Hinblick auf das besondere Augenmerk 
des digitalen ZDFkulturkanals für das jüngere Publi-
kum.

5.  Verbreitung

  Der ZDFkulturkanal wird digital verbreitet und ist 
derzeit über Kabel und Satellit empfangbar. Die Nut-
zung und Begleitung von Sendungen im Internetan-
gebot des ZDF erfolgt im Rahmen der medienrechtli-
chen Vorgaben. Der digitale ZDFkulturkanal sollte 
diskriminierungsfrei verbreitet werden, d. h., auf 
allen digitalen Plattformen gut auffindbar sein.

IV. ZDF-Familienkanal

1.  Ausgangslage/Zielsetzung

  Das ZDF kann nur von bleibendem Wert für die 
Gesellschaft sein, wenn es alle relevanten Teile der 
Gesellschaft erreicht. Angesichts des sich immer stär-
ker diversifi zierenden Fernsehmarktes und der sich 
verändernden Nutzungsgewohnheiten der jüngeren 
Zielgruppen wird dies zusehends schwieriger. Das 
ZDF-Hauptprogramm erreicht vor allem Zuschauer, 
die älter als 60 Jahre sind. In den jüngeren Alters-
gruppen ist das ZDF unterdurchschnittlich vertreten. 
Besorgniserregend ist in diesem Zusammenhang, dass 
sich auch und gerade die jungen Familien immer 
mehr den Privatsendern zuwenden. Die Erfahrung 
zeigt zudem, dass die Zuschauer mit steigendem Alter 
nicht im gewünschten Maße zum ZDF zurückkehren 
werden.

  Bei allem gesellschaftlichen Wandel bleibt die Fami-
lie die kleinste und zugleich bedeutendste Einheit 
eines verbindlichen Miteinanders unterschiedlicher 
Generationen. Sie ermöglicht das Erlernen, Leben 
und Weitergeben grundlegender Regeln der Gesell-
schaft. Umso mehr hat das ZDF als nationaler öffent-
lich-rechtlicher Sender hier in besonderem Maße Ver-
antwortung.

  Es muss das Ziel des ZDF sein, diese Zuschauergrup-
pen wieder zurückzugewinnen und dauerhaft zu bin-
den. Dies kann nur gelingen, wenn das ZDF ein Pro-
gramm anbietet, das sich an der Lebenssituation, den 
Bedürfnissen und der medialen Sozialisation junger 
Familien orientiert. Die Entwicklung des Fernseh-
marktes sowie die veränderten Sehgewohnheiten zei-
gen, dass dies nur mit einem eigenen, passgenauen 
Angebot möglich ist.

  Der ZDFdokukanal soll deshalb konsequent zu einem 
Programm weiterentwickelt werden, das sich insbe-
sondere an junge Familien richtet. Der ZDF-Familien-
kanal soll Zuschauer zwischen 25 und 50 Jahren sowie 
deren Kinder ansprechen. Er soll die öffentlich-recht-
liche Alternative zu den in dieser Altersgruppe vor-
herrschend genutzten Programmangeboten werden.
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2.  Gegenstand des Angebots

  Der ZDF-Familienkanal bietet ein Programm mit 
vielfältigen Inhalten aus den Bereichen Bildung, Kul-
tur, Wissenschaft, Beratung, Information und Unter-
haltung. Er bedient sich aller wichtigen Genres wie 
Dokumentation, Reportage, Fernsehfi lm, Serie, Spiel-
fi lm, Magazin sowie Show/Talk und beschäftigt sich 
insbesondere mit Inhalten aus den Bereichen Gesell-
schaft und Erziehung, Ratgeber und Service, Wissen-
schaft und Natur, Geschichte und Zeitgeschehen 
sowie Kultur.

  Im Mittelpunkt der Zuschaueransprache des ZDF-
Familienkanals steht eine realitätsnahe Orientie-
rungs- und Ratgeberfunktion. Auch das Bedürfnis, 
angesichts der zunehmenden Fragmentierung des All-
tags auf anspruchsvolle Weise Entspannung und 
intelligente Unterhaltung zu fi nden, wird angemessen 
berücksichtigt. Hier sind die Kernkompetenzen des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks gefordert, die mit 
Hilfe eines familienorientierten Angebots der adres-
sierten Altersgruppe vermittelt werden können.

3.  Beitrag zur Aufgabenerfüllung

  Der deutsche Fernsehmarkt hat sich zu einem der 
wettbewerbsstärksten auf der Welt entwickelt. Ein 
Haushalt hat im Schnitt 63 Programme auf der Fern-
bedienung programmiert. In keinem anderen europä-
ischen Land können so viele Zuschauer so viele Pro-
gramme sehen. Die großen Sender konkurrieren 
zunehmend auch mit den kleinen Anbietern. In Zu-
kunft werden noch mehr Programme um Marktan-
teile konkurrieren. Gleichzeitig weist die Marktan-
teilsentwicklung des ZDF-Hauptprogramms der 
letzten 15 Jahre überproportionale Verluste bei den 
jüngeren Zuschauern auf. Es werden aktuell nur noch 
38 % des Marktanteils von 1992 erreicht, während es 
bei über 50-Jährigen noch 70 % des damaligen Ni-
veaus sind.

  Deshalb hat der ZDF-Familienkanal die Aufgabe, die 
Zuschauer, die sich aufgrund ihres Alters, ihrer 
Lebensgewohnheiten und ihrer medialen Sozialisa-
tion im Rahmen des ZDF-Hauptprogramms nur teil-
weise mit ihren spezifi schen Bedürfnissen wieder-
fi nden, an ein wertehaltiges öffentlich-rechtliches 
Programmangebot heranzuführen und sie dauerhaft 
zu binden. Schema-, Programm- und Formatgestal-
tung sollen passgenau den Tagesablauf sowie die Seh-
bedürfnisse junger Familien berücksichtigen.

  Der ZDF-Familienkanal ist komplementär zum 
Hauptprogramm. Er bündelt und ergänzt dessen 
Angebote unter inhaltlichen, demografi schen und 
soziologischen Gesichtspunkten und erweitert sie um 
Programminnovationen, die sich den zentralen Fra-
gen des Alltags junger Familien zuwenden. Der ZDF-
Familienkanal soll inhaltlich, aber auch in Bezug auf 
die Formatentwicklung zum Innovationsmotor für die 
ZDF-Familie werden.

  Gleichzeitig nutzt der Familienkanal die Programm-
vorräte der ZDF-Familie neu und gewinnbringend 
und leistet durch wirtschaftliche und inhaltliche Syn-
ergien einen wichtigen Beitrag zur Amortisation kost-
barer Ressourcen im Gesamtunternehmen. Qualität 
und Modernität zahlreicher ZDF-Programme, die von 
vielen Jüngeren im Hauptprogramm nicht mehr ver-
mutet werden, kommen zu neuer Geltung. Das ZDF-
Hauptprogramm profi tiert selbst wiederum von den 
neuen Erfahrungen bei der Ansprache jüngerer 
Zuschauer. Der Digitalkanal kann die Programmviel-
falt, die vorliegenden Lizenzen und die Stärke des 
Hauptprogramms nutzen.

  Dabei unterscheidet sich der ZDF-Familienkanal 
erkennbar von den Zielgruppenangeboten der kom-
merziellen Anbieter. Sein Ziel ist die Vermittlung von 
Wissen und Werten, die zu einer positiven Gestaltung 
der eigenen wie der gesellschaftlichen Lebenswirk-
lichkeit befähigen. Der ZDF-Familienkanal möchte 
mit seinem Programmangebot dazu beitragen, das 
Vertrauen speziell der Familien in ihre eigene 
Zukunft zu festigen und die Wertschätzung der jun-
gen Familie in der Gesellschaft zu verstärken.

4.  Programmkonzept

  Im Mittelpunkt des ZDF-Familienkanals stehen eine 
realitätsnahe Orientierungs- und Ratgeberfunktion 
sowie die Möglichkeit, angesichts der zunehmenden 
Fragmentierung des Alltags auf anspruchsvolle Weise 
Entspannung und intelligente Unterhaltung zu fi n-
den. Der ZDF-Familienkanal ist somit eine konse-
quente Weiterentwicklung des ZDF.dokukanals. Die 
Stärke des ZDF.dokukanals, mit Dokumentationen 
und Reportagen Orientierung zu bieten und Hinter-
grund zu vermitteln, soll weiter ausgebaut werden. 
Im Vordergrund stehen dabei folgende Funktionen, 
die für die Erfüllung des Programmauftrages zentral 
sind: Wissensvermittlung, Lebens- und Alltagsbewäl-
tigung, politische und (zeit-)geschichtliche Bildung 
sowie anspruchsvolle Unterhaltung.

  Der ZDF-Familienkanal wird sich weiterhin an der 
Bedeutung, die Wissenschaft und kontinuierlicher 
Wissenserwerb gerade für jüngere Zuschauer haben, 
ausrichten. Wissen(schaft)s- und Natursendungen 
werden einen wichtigen inhaltlichen Akzent setzen 
ebenso wie die generationenverbindenden Programm-
Marken „Terra X“ und „Abenteuer Wissen“. Doku-
mentationen und Reportagen entsprechen ohnedies 
einem Grundbedürfnis vieler Menschen, in einer 
immer unübersichtlicheren Welt Orientierung zu 
erfahren, Überblick zu gewinnen, die notwendigen 
Hintergrundinformationen zu erhalten. Fortgesetzt 
werden soll auch die erfolgreiche „Tagesdoku“. 
Dokumentationen und Reportagen beleuchten von 
Montag bis Freitag ein Thema der Woche in unter-
schiedlichsten Facetten und vermitteln auf diese 
Weise abwechslungsreiches und differenziertes Hin-
tergrundwissen. Als Programminnovation geplant ist 
eine Wissenssendung für junge Familien.

  Der ZDF-Familienkanal soll Orientierungshilfe für 
die alltägliche Lebensbewältigung sein. Zentral sind 
hier die Themen „Schule“, „Bildung“ sowie „Fragen 
nach der Vereinbarkeit von Familie und Beruf“. Sen-
dereihen wie beispielsweise „37°“, „Babystation“, 
„S.O.S. Schule“, „Zeit der Wunder“ oder „Mädchen-
geschichten“ haben in diesem Kontext einen festen 
Platz. Darüber hinaus soll praxisnahen Fragen aus 
dem Alltag junger Familien wie z. B. zu den Themen 
„Hausbau“, „Finanzen“, „Versicherungen“ nachge-
gangen werden. Als Programminnovationen sind Rat-
gebersendungen, Ombudsmagazine und neue doku-
mentarische Erzählformen angedacht.

  Der ZDF-Familienkanal setzt darauf, seinen Zu-
schauern Anregungen für die aktuelle politische Dis-
kussion und zur zeitgeschichtlichen Meinungsbildung 
zu liefern. Ein besonderes Augenmerk gilt deshalb 
vor allem den historischen und zeitgeschichtlichen 
Dokumentationen, bei denen das ZDF über eine 
breite internationale Reputation verfügt. In diesem 
Zusammenhang seien die großen zeitgeschichtlichen 
Fernsehereignisse wie „Dresden“ oder „Die Gustloff“ 
erwähnt, die der ZDF-Familienkanal ins Zentrum 
seiner Programmschwerpunkte setzen wird. Eine Pro-
gramminnovation im Bereich der politischen Bildung 
soll die Entwicklung einer neuen Wahlsendung für 
junge Familien darstellen. Auch bei der Nachrichten-
berichterstattung will der ZDF-Familienkanal neue 
Wege gehen, indem er sich auf eine erfolgreiche Pro-
grammentwicklung des Hauptprogramms stützt: eine 
Adaption der „Logo“-Nachrichten für junge Fami-
lien.

  Gleichzeitig soll der Familienkanal auf anspruchs-
volle Weise Entspannung und intelligente Unterhal-
tung bieten. Vor dem Hintergrund der Pluralisierung 
von Lebensformen fi ndet sich ein Alltag, der in erster 
Linie von der Fragmentierung familiärer und gesell-
schaftlicher Zusammenhänge und damit einem 
Gefühl ständiger Überbelastung durch die Anforde-
rungen des täglichen Lebens gekennzeichnet ist. 
Umso mehr tritt neben der Suche nach Sinn und Ori-
entierung auch der Wunsch nach Entspannung und 
Entlastung. Einen eigenen Stellenwert im Programm 
des ZDF-Familienkanals haben deshalb fi ktionale 
Sendungen vom Fernsehfi lm über die Serie bis hin 
zum Spielfi lm. Aufgrund ihres hohen Identifi kations-
potentials eignen sie sich ganz besonders für die Ver-
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mittlung komplexer Zusammenhänge oder vorbild-
hafter Wertesysteme, besonders dann, wenn sie sich 
erkennbar am Alltag und der Lebenswirklichkeit 
ihrer Zuschauer orientieren.

  Für die Hauptsendezeit des neuen ZDF-Digitalka-
nals ist so eine Mischung aus hochwertiger Fiktion 
und erstklassigen Dokumentationen geplant. Sie 
wird von erfolgreichen Reportagen und Dokumenta-
tionen, thematisch ausgerichteten Programmschwer-
punkten sowie preisgekrönter nationaler und inter-
nationaler Fiktion geprägt sein. Aufgabe der 
Programmschwerpunkte und Themenabende wird es 
sein, die Vorteile der Verschränkung von dokumen-
tarischem Informationsprogramm und emotional-
involvierender Fiktion so zu verbinden, dass den 
Zuschauern ein attraktiver, breiter und nachhaltiger 
Zugang zu wichtigen Themenstellungen auch bei 
komplexen Sachverhalten möglich wird. Auf diese 
Weise sollen fi ktionale Programme nicht nur unter-
halten, sondern auch Anregung zur Refl exion indivi-
dueller wie gesellschaftlicher Verhaltensweisen, The-
men und Prozesse bieten.

  Der ZDF-Familienkanal kann sich hierbei auf ein 
breites Fundament erstklassiger Fernsehfi lme und 
Spielfi lme stützen, die für seine Zuschauer zum Teil 
allein deshalb „Premieren“ sind, weil sie im ZDF-
Hauptprogramm zu Sendezeiten laufen, die mit dem 
Lebensrhythmus dieser Altersgruppe nicht kompati-
bel sind oder auch, weil sie von ihnen gar nicht im 
ZDF-Hauptprogramm vermutet werden. Einen ganz 
eigenen Akzent will der ZDF-Familienkanal auch bei 
der Entwicklung und Pfl ege des fi lmischen Nach-
wuchses setzen und dabei an die gelebte Tradition des 
„Kleinen Fernsehspiels“, der Filmredaktion 3sat 
sowie der Innovationswerkstatt „Quantum“ anknüp-
fen. Gefragt sind Sendungen, die den Dingen des täg-
lichen Lebens auf den Grund gehen und ihren Wert in 
einer ganz praktischen Alltags- und Lebenshilfe 
haben. Auch die fi ktionalen Serien können modell-
hafte Lebensbewältigung und Persönlichkeitsent-
wicklung mit vielfältigen Facetten über einen langen 
Zeitraum begleiten und damit realitätsnahe Problem-
bewältigungsstrategien vermitteln. Im Rahmen des 
Vorabendprogramms sollen deshalb beispielsweise 
„Familienserien“ zum Einsatz kommen, die den All-
tag junger Menschen mit all seinen Brüchen, Wider-
sprüchen und Reibungsfl ächen zum Thema haben.

  Mit eigenen Formatentwicklungen soll der ZDF-
Familienkanal zur Entwicklungsplattform und zum 
Innovationsmotor für die ZDF-Programmfamilie 
werden. Systematisch sollen von Beginn an Formate, 
Genres und Protagonisten getestet werden, die bei 
Erfolg auch im Hauptprogramm Verwendung fi nden 
können. Auf diese Weise profi tiert nicht nur der ZDF-
Familienkanal von den Erfahrungen und Programm-
vorräten des Hauptprogramms, sondern auch das 
Hauptprogramm und die ZDF-Partnerkanäle von den 
Entwicklungen des digitalen Kanals.

  Das Programmschema orientiert sich am Tagesablauf 
der 25- bis 50-Jährigen, vor allem der jungen Fami-
lien. Eine besondere Herausforderung für die Pro-
grammierung ist der unregelmäßige, zum Teil nicht 
planbare Tagesablauf sowie die Parallelität mehrerer 
individueller Tagesverläufe gerade in jungen Fami-
lien, die das Programmschema durch zeitversetzte 
Wiederholung zentraler Sendungsangebote über den 
ganzen Tag berücksichtigen wird.

  In der Hauptsendezeit wird die Zuschaueransprache 
und Schemagestaltung des ZDF-Familienkanals von 
folgenden Leitgedanken geprägt:

 –  Die Vorabend-Zeit zwischen 17.00 Uhr und 21.00 
Uhr ist dezidierte Familienzeit: In knapp 26 % der 
Familien-Haushalte wird zwischen 17.00 Uhr und 
20.15 Uhr gemeinsam ferngesehen – und dies, 
obwohl 44 % der Kinder einen eigenen Fernseher 
besitzen. 82 % der Eltern hätten die gemeinsame 
Fernsehzeit gerne häufi ger; es fehlen entsprechende 
Programmangebote zur richtigen Zeit. Und es feh-
len – gerade mit Blick auf die Kinder – werbefreie 
Fernsehangebote.

 –  Im Zentrum des Programmschemas steht der Pri-
metime-Beginn um 21.00 Uhr. Er trägt der Tatsa-
che Rechnung, dass für die meisten Eltern erst jetzt 
eine eigene „Freizeit“ beginnt, aber auch die 
25-50-Jährigen ohne Kinder können um diese Uhr-
zeit fernsehen (der Höhepunkt in der Fernsehnut-
zung von Eltern liegt um 21.30 Uhr, bei Erwachse-
nen ohne Kinder um 21.00 Uhr).

  Bei dem ZDF-Familienkanal handelt es sich nicht um 
ein klassisches Vollprogramm. Das Programmschema 
des ZDF-Familienkanals verdeutlicht vielmehr, dass 
mit dem ZDF-Familienkanal ein Spartenprogramm 
geplant ist, das sich auf eine bestimmte Zielgruppe 
im Fernsehmarkt fokussiert, ähnlich wie auch der 
Kinderkanal sich unter Anwendung zahlreicher Gen-
res an eine bestimmte Zielgruppe wendet. Im neuen 
ZDF-Familienkanal werden im Unterschied zu klas-
sischen Vollprogrammen keine regelmäßigen Nach-
richtensendungen, keine festen Programmplätze für 
Sport und keine Boulevard-Showsendungen im 
Schema Eingang fi nden.

  Das ZDF wird in allen Genres die öffentlich-rechtli-
chen Qualitätsansprüche einlösen. Die Unterhaltung 
ist Teil des Konzeptes, weil das ZDF beabsichtigt, 
auch im Genre Unterhaltung neuartige Formate zu 
erproben und im Familienkanal zu pilotieren.

  Der ZDF-Familienkanal soll gerade jüngere 
Zuschauer, d. h. die Altersgruppe der etwa 25 bis 
50jährigen, ansprechen. Dazu soll insbesondere im 
Ratgeberbereich das Publikum mit neuen Ausdrucks- 
und Programmformen und einer gegenüber dem 
Hauptprogramm selbständigen Art der Ansprache 
durch informierende und orientierende Programme 
gewonnen werden.

  Die Unterhaltungsangebote sollen dabei ein spezifi sch 
öffentlich-rechtliches Profi l aufweisen. Dazu werden 
sie einerseits berücksichtigen, dass Entspannung und 
Anregung Zuschauerbedürfnisse sind. Zugleich kön-
nen aber auch Unterhaltungsangebote Information 
und Orientierung vermitteln. Der ZDF-Familienkanal 
wird in seinen Unterhaltungsangeboten insbesondere 
auch die jüngeren Zuschauer ansprechen und ihnen 
die Auseinandersetzung mit Themen aus dem Alltag, 
dem Wissensfundus der Gesellschaft und der Kultur 
ebenso ermöglichen wie die Refl exion von Themen 
unserer Zeit. Er soll also die Zuschauer für Qualität, 
Information und Orientierung gewinnen.

  Der Sender wird sich bereits dadurch von anderen 
Programmen, vor allem kommerziellen Sendern, 
abheben, weil er zu rund 80 % mit Wiederholungen 
aus dem ZDF-Hauptprogramm (darunter insbeson-
dere Sendungen, die beim jüngeren Publikum erfolg-
reich sind) bestückt wird. Von den meisten kommer-
ziellen Digital-Spartenkanälen unterscheidet er sich 
außerdem dadurch, dass er nicht monothematisch 
angelegt ist. Anders als diese verfolgt der ZDF-Fami-
lienkanal nämlich einen dem öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk gemäßen Ansatz. Er leistet mit einer gro-
ßen Bandbreite an Themen, Genres und Handschrif-
ten, mit Mehrheiten- und Minderheitenprogrammen 
einen Beitrag zum Zusammenhalt der Gesellschaft. 
Im Gegensatz zu monothematischen Kanälen ermög-
licht er dem Zuschauer, sich durch Vielfalt und 
Unterschiedlichkeit ein differenziertes Weltbild zu 
verschaffen. Von den bestehenden öffentlich-rechtli-
chen Programmen unterscheidet sich der Familienka-
nal aufgrund seiner spezifi schen Programmmischung 
und Zielgruppenausrichtung deutlich.

  Strukturell wird sich der ZDF-Familienkanal von 
den bestehenden kommerziellen Digitalfernsehange-
boten durch das Fehlen von Werbung und Sponsoring 
abheben. Er wird sich darüber hinaus dadurch unter-
scheiden, dass keine Konzentration auf Inhalte statt-
fi ndet, die sich gewinnbringend vermarkten lassen. 
Das Programm steht – wie alle Angebote des ZDF – 
nicht im Dienst des kommerziellen Erfolgs und ver-
zichtet daher auf Sendungen, die vor allem dem 
Zweck dienen, Begleitdienste und -produkte (etwa 
Downloads, CDs, DVDs) abzusetzen oder durch die 
Beteiligung der Zuschauer an Abstimmungen o.ä. 
Erlöse zu erzielen.
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  Der ZDF-Familienkanal ist damit ein durch und 
durch öffentlich-rechtliches Programmangebot, das 
als klar unterscheidbare Alternative zu den privaten 
Programmen positioniert werden soll.

  Der Auf- und Ausbau des ZDF-Digitalkanals erfolgt 
– parallel zur wachsenden technischen Verbreitung – 
in zeitlich gestaffelten Ausbaustufen. In der ersten 
Stufe ab 2009 profi tiert das Programmschema vom 
Rückgriff auf den breiten Fundus des Programmar-
chivs sowie von aktuellen Übernahmen aus dem 
ZDF-Hauptprogramm. Erste Programminnovationen 
dienen der Positionierung auf dem Fernsehmarkt und 
der Etablierung des neuen Kanalprofi ls. Das beson-
dere Augenmerk wird dabei auf der Erzeugung einer 
großen Zuverlässigkeit im Angebot von hochwertigen 
Dokumentationen und Reportagen, thematisch rele-
vanten Wissens- und Ratgeberformaten, entspannen-
den, anregenden und dem realen Alltag junger Fami-
lien affinen unterhaltenden Sendungen sowie einem 
breiten, inhaltlich diskursiven Spektrum in Form von 
Programmschwerpunkten liegen. Beginnend mit 2010 
werden einige Wiederholungsleisten durch weitere 
Programm-Innovationen ersetzt, die auch die Auf-
gabe haben, das Profi l des Senders zu schärfen. In der 
dritten Ausbaustufe ab 2012 soll der ZDF-Familien-
kanal in einer synergetischen Mischung aus Verwer-
tung des ZDF-Programmvorrats und vermehrt eigen-
produzierter bzw. erworbener Programmware sein 
eigenständiges Programmprofi l festigen und verstär-
ken.

5.  Empfangbarkeit

  Der ZDF-Familienkanal wird ausschließlich digital 
verbreitet und ist über Kabel, Satellit und Antenne 
empfangbar. Angestrebt wird dabei eine 24 Stunden-
Verbreitung über DVB-T, die bisher aus Kapazitäts-
gründen noch auf eine Sendezeit zwischen 21.00 Uhr 
und 6.00 Uhr beschränkt ist. Eine sendungsbezogene 
Programmbegleitung im Rahmen des Online-Angebo-
tes des ZDF sowie das Bereitstellen von Sendungen in 
der ZDF-Mediathek sind ebenfalls vorgesehen. 
Gerade für jüngere Zuschauer ist das Zusammenspiel 
der Medien von entscheidender Bedeutung. Vertie-
fende Informationen und Hintergründe zu den im 
Familienkanal angebotenen Themen im online-
Bereich sind deshalb essentiell für die angestrebte 
Publikumsbindung. Insbesondere bei Programm-
schwerpunkten und Themenabenden soll diese Ver-
knüpfung von Fernsehen und Internet zum Tragen 
kommen. Bei der Entwicklung von Programminnova-
tionen sollen zudem die Möglichkeiten der crossmedi-
alen Verbindung berücksichtigt werden.

V. Finanzierung

Die Zusatzangebote werden in der Gebührenperiode ab 
2009 aus dem Bestand fi nanziert. Auch für die Gebüh-
renperiode ab 2013 hat sich das ZDF verpfl ichtet, keine 
gesonderten Mittel anzumelden, sondern die Zusatzan-
gebote aus dem Bestand zu fi nanzieren.

 

Anlage

(zu § 11 c Abs. 3 Nr. 3
des Rundfunkstaatsvertrages)

Programmkonzept DRadio Wissen

1. Ausgangslage

  Der Eintritt ins digitale Zeitalter geht einher mit 
Unsicherheiten künftiger Mediennutzung, von denen 
auch die Qualitätsangebote im Hörfunk betroffen 
sind. Wer eine junge anspruchsvolle Zielgruppe errei-
chen will, muss ein an den inhaltlichen und formalen 
Ansprüchen sowie den Rezeptionsgewohnheiten die-
ser Zielgruppe orientiertes Radioformat entwickeln.

  Gerade die Zielgruppe der jungen Erwachsenen, die 
mit DRadio Wissen vorrangig angesprochen werden 
soll und die durch andere anspruchsvolle Angebote 
nicht angemessen erreicht wird, zeichnet sich durch 
ein großes Informationsbedürfnis aus und ist durch 
das Internet an hohe Aktualitätsstandards gewöhnt. 
Ausgehend von der Zielgruppe junger Erwachsener 

wird das Programmangebot von DRadio Wissen sei-
nen Inhalten entsprechend generationsübergreifend 
und integrativ angelegt.

  Ein erfolgreiches Radioprogramm muss ein breites 
Interessenspektrum seiner Zielgruppe befriedigen, 
um Hördauer und langfristige Hörerbindung und 
damit Akzeptanz am Markt zu erreichen.

  Erfolgreiches Radio muss sich durch ein einprägsa-
mes, leicht „erlernbares“ Sendeschema und kreative 
Programmformen auszeichnen.

  Der Hörfunkrat des Deutschlandradios hat am 11. 
September 2008 den „Bericht über programmliche 
Leistungen und Perspektiven des Nationalen Hör-
funks 2008-2010“, (HR 5/2008) verabschiedet. Er ver-
pfl ichtet das Deutschlandradio darin auf Qualitäts-
standards, die für den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk verbindlich sein sollten. Dies betrifft u. a.

 – einen hohen Anteil an Eigenproduktionen,

 – ein verlässliches Nachrichtenraster,

 – Innovationsfähigkeit und

 –  die Eigenentwicklung von Formaten für die spezifi -
schen Bedürfnisse der jeweiligen Hörerschaft.

  Repräsentative Hörerumfragen belegen, dass die 
Deutschlandradio-Programme sich wegen dieser 
Merkmale einer hohen Akzeptanz bei der Hörerschaft 
erfreuen. Ein Drittel der insgesamt 4,8 Millionen 
Hörer der 22 gehobenen Programme in Deutschland 
werden allein durch die beiden Angebote des Natio-
nalen Hörfunks Deutschlandfunk und Deutschland-
radio Kultur generiert – und dies trotz unzureichen-
der bundesweiter Frequenzausstattung.

  Der hohe Anteil der Hörerschaften legt nahe, dass ein 
erfolgreiches, sich an den vorgegebenen Qualitäts-
merkmalen orientierendes DRadio Wissen die Zahl 
der Hörer dieses anspruchsvollen Programmsegments 
insgesamt erhöhen und damit weiter zur Anerken-
nung öffentlich-rechtlicher Qualitätsleistungen bei-
tragen kann. Insoweit ist das Angebot von strategi-
scher Bedeutung für den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk insgesamt.

  Deutschlandradio Kultur ist es gelungen, mit seinen 
innovativen Angeboten sowohl das jüngste Durch-
schnittsalter der Hörer der sogenannten gehobenen 
Programme (Deutschlandradio Kultur MA 2008 II 50 
Jahre, generell 55 Jahre) als auch ein ausgeglichenes 
Verhältnis von weiblichen und männlichen Hörern zu 
erzielen. Diese Erfahrungen bilden eine tragfähige 
Grundlage für die Entwicklung eines neuen Quali-
tätsangebots, das sich dem Thema Wissen widmet.

  Ein solches Wissensprogramm wird weder öffentlich-
rechtlich noch kommerziell angeboten. Es entspricht 
von seinen Inhalten dem Kern des öffentlich-rechtli-
chen Auftrags. Es tritt nicht in Konkurrenz zu beste-
henden Angeboten. Der Nationale Hörfunk ist der 
angemessene Veranstalter, weil er wegen seiner über-
regionalen Struktur und seiner Präsenz in allen 
 Ländern über enge Kontakte zu den Bildungs- und 
Wissenschaftseinrichtungen verfügt, zum Teil schon 
jetzt mit ihnen zusammenarbeitet und ihnen eine 
bundesweite publizistische Aufmerksamkeit ver-
schaffen kann. Dies ist nicht nur von medienpoliti-
scher, sondern auch von wissenschafts- wie gesell-
schaftspolitischer Bedeutung. DRadio Wissen ist ein 
publizistischer Integrator in der föderalen Wissen-
schafts- und Bildungslandschaft.

  Inhaltlich und formal wird sich DRadio Wissen als 
ein wortorientiertes Programm an den vorgegebenen 
Qualitätsstandards ausrichten.

2.  Zielgruppe und inhaltliches Angebot

  Deutschlandradio wird mit DRadio Wissen ein digi-
tales, werbefreies Vollprogramm veranstalten. Es ver-
knüpft die Verlässlichkeit der Marke Deutschlandra-
dio mit Kürze und Fasslichkeit der Darbietung sowie 
einem eindeutigen Nützlichkeitsversprechen. Es soll 
neben Deutschlandfunk und Deutschlandradio Kul-
tur treten, prinzipiell alle Altersgruppen ansprechen, 
sich aber vor allem an die Zielgruppe „junge Erwach-
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sene“ richten. Das Profi l „Wissen“ ist jugendaffin. 
Jungen Leuten ist bewusst, dass Bildung, Ausbildung 
und Wissenserwerb Voraussetzungen für soziale 
Sicherheit, gesellschaftliche Anerkennung und beruf-
lichen Aufstieg sind.

  Der Wissensbegriff ist weit gefächert. Er umfasst 
Forschungsergebnisse aus den Natur- und Geistes-
wissenschaften, Bildung und Beruf, Geschichte und 
Literatur, Gesundheit und Ernährung, Umwelt und 
Verbraucherschutz, Religion und Web-Wissen. Ein 
Programmangebot „Wissen“ steht im Einklang mit 
der von Politik, Wirtschaft, Gewerkschaften und 
allen kulturellen Institutionen getragenen Überzeu-
gung, dass die Zukunftssicherung unseres Landes 
davon abhängt, in welchem Maße es gelingt, die 
Gesellschaft zu einer „Wissensgesellschaft“ zu for-
men. Ein digitales Wissens-Angebot, bei dem das 
Internet als Plattform gleichberechtigt neben das 
lineare Programm tritt, kommt den medialen Nut-
zungsgewohnheiten des jüngeren Publikums entge-
gen. Es fördert außerdem die dringend benötigte 
Akzeptanz digitaler Verbreitungswege für das Radio.

  Das neue Programm basiert nicht auf der Parallel-
Ausstrahlung von auf anderen Kanälen zeitgleich 
gesendeten Formaten. DRadio Wissen ist ein innova-
tives Vollprogramm. Es kann auf eine Fülle von 
Inhalten aus Deutschlandfunk und Deutschlandradio 
Kultur zurückgreifen. Die beiden Programme zeich-
nen sich durch einen unvergleichlich hohen Anteil an 
Eigenproduktionen/Erstsendungen aus (über 60 Pro-
zent). Wissensangebote unterschiedlicher Genres sind 
in hohem Maße vorhanden. Viele können unverändert 
übernommen, andere müssen umformatiert werden. 
Als Beispiele für Sendungen deren Inhalte für DRa-
dio Wissen aufbereitet werden könnten, dienen etwa: 
Forschung aktuell, Campus & Karriere, PISAplus und 
Elektronische Welten.

  Der bereits generierte Stoff muss durch einzelne, spe-
ziell für DRadio Wissen produzierte Beiträge ergänzt 
werden. Geeignete Inhalte aus den Programmen der 
Landesrundfunkanstalten der ARD sind über den 
vertraglich vereinbarten Programmaustausch (Koope-
rationsvereinbarung zwischen ARD und Deutsch-
landradio vom 06.12.1994 auf der Grundlage von § 5 
Deutschlandradio-Staatsvertrag) verfügbar und wer-
den das Angebot bereichern. Deutschlandradio hat 
darüber hinaus interessierte Landesrundfunkanstal-
ten eingeladen, innovative Formate zu entwickeln, 
die sie in den eigenen Programmen ausstrahlen und 
für das nationale Wissensprogramm bereitstellen 
können. Diese Sendungen können in DRadio Wissen 
integriert werden. Das Volumen der durch den Pro-
grammaustausch zur Verfügung gestellten Inhalte 
und die daraus zu gewinnenden Synergien beeinfl us-
sen das von Deutschlandradio für DRadio Wissen zu 
planende Budget.

3.  Programmstruktur

  Eine besondere Herausforderung ist die Strukturie-
rung des Programms. Es muss ebenso aktuelle Infor-
mationen aus allen Wissensbereichen wie vertiefende 
Berichterstattung anbieten. Es wird aus den von 
Deutschlandfunk und Deutschlandradio Kultur über-
nommenen, von anderen zugelieferten oder aus neu 
produzierten Beiträgen in Modulen gebündelt. Dieses 
Strukturprinzip gilt vornehmlich für die Hauptsende-
zeiten von 07.00 Uhr bis 20.00 Uhr.

  Ein wissensaffines Publikum erwartet eine klare und 
verlässliche Nachrichtenstruktur mit hoher Frequenz. 
Deutschlandradio kann sich dabei auf eine von ihm 
in Auftrag gegebene Nutzerstudie stützen (Ergebnisse 
einer Elitenbefragung unter Politikern, Journalisten, 
Wirtschaftsmanagern und Führungskräften aus dem 
Bereich Kultur in Deutschland. Juni 2008, tns emnid). 
In dieser repräsentativen Studie setzen achtzig Pro-
zent der Befragten ausführliche Nachrichtensendun-
gen an die erste Stelle des von ihnen erwarteten ide-
altypischen Inhaltsprofi ls eines bundesweiten 
Informations- und Kulturprogramms. So wird DRa-
dio Wissen zwischen 07.00 Uhr und 20.00 Uhr ein 
durch Nachrichtenblöcke strukturiertes Programm 
nach der Stundenuhr anbieten. In einem 15- bis 

20-minütigen Rhythmus werden aktuelle politische 
Nachrichten, Wissens- und Kulturnachrichten die 
Stunde gliedern. Für die Flächen zwischen den Nach-
richtenblöcken werden themenbezogene Beitragsmo-
dule erstellt. Thematisch folgt dies den Beschreibun-
gen unter Punkt 2. Bildungspolitische und 
bildungspraktische Themen zum Primär-, Sekundär- 
und Tertiär-Bereich werden wegen des hohen Nutz-
werts für die Zielgruppe eine herausragende Rolle 
spielen.

  Wissen bedeutet auch, fi t zu sein für den Tag. Inso-
weit wird DRadio Wissen im Rahmen dieser Beitrags-
module auch auf wichtige, politische, wirtschaftliche 
oder kulturelle Tagesereignisse einstimmen, zentrale 
Themen und Begriffe der Agenda erläutern und auf 
geeignete Sendungen von ARD, ZDF, arte und 3sat 
hinweisen und damit auch zum Programmführer für 
Wissenssendungen im öffentlich-rechtlichen Fernse-
hen werden. Für den aktuellen Bereich werden Eigen-
produktionen nötig sein. Dabei kann auch die Form 
des Interviews gewählt werden, zumal dramaturgi-
sche Abwechslung innerhalb der Stundenuhr geboten 
ist. Die inhaltlichen Blöcke werden über den Tag 
rotieren, um den individuellen Nutzungsgewohnhei-
ten und -möglichkeiten der berufl ich gebundenen 
Hörerschaft entgegenzukommen. Die aktuellen Nach-
richtensendungen sowie die Formatierung der Module 
setzen den Einsatz sachkundigen Personals voraus.

  Nach der schon zitierten Studie liegen kulturelle und 
politische Features (neben Interviews) mit sechzig 
Prozent an zweiter Stelle des von den Nutzern 
gewünschten Inhaltsprofi ls. Die Zeit nach 20 Uhr 
kann und wird unter Zurückstellung des engen Nach-
richtentaktes Raum für Features und Dokumentatio-
nen sowie für längere Gesprächsformen bieten. Bis 
auf ein (eingeschränktes) aktuelles Nachrichtenange-
bot wird die Nachtstrecke vornehmlich für Wiederho-
lungen genutzt. Die Programmgestaltung des 
Wochenendes wird durch entsprechende längere For-
men dominiert.

  Im Bereich von Features und Dokumentationen kann 
Deutschlandradio auf einen Fundus eigener Beiträge 
und im Rahmen des Programmaustausches auch auf 
Sendungen der Landesrundfunkanstalten zurückgrei-
fen. Gerade im Wissensbereich muss eine genaue Prü-
fung erfolgen, ob die in den Sendungen gemachten 
Aussagen noch dem aktuellen Kenntnisstand entspre-
chen. Dies kann die Nutzung dieses Repertoires ein-
schränken und es setzt einen entsprechenden Perso-
nalaufwand für Auswahl, Bearbeitung und 
Kommentierung voraus.

  DRadio Wissen bildet das lineare digitale Audio-Pro-
grammangebot. DRadio Wissen gelangt ausschließlich 
auf digitalem Weg zu den Hörerinnen und Hörern. 
Die Verbreitungswege werden der Satellit, das Kabel, 
die digitale Terrestrik und der über das Internet ver-
breitete Livestream sein. Neben der Rotation inhalt-
lich bestimmter Module läßt sich mit der gezielten 
und zeitunabhängigen Nutzung des Internets eine 
Verstärkung der Nachhaltigkeit erreichen. Das Inter-
net soll eindeutig sendungsbezogen auch als Platt-
form für Interaktion und Partizipation genutzt wer-
den. Dafür sollen neue Formate erprobt werden. So 
bieten sich chats mit Redakteuren und Experten aus 
den verschiedenen Wissensgebieten an. Mit seinem 
„Blogspiel mit Radioanschluss“ hat Deutschlandra-
dio Kultur bereits wertvolle Erfahrungen mit inter-
aktiven Programmformaten gesammelt.

4.  Kooperationen und Crossmedialität

  DRadio Wissen arbeitet crossmedial. Die Inhalte des 
linearen Programms werden als audio, zum Teil ver-
schriftet im Internet angeboten. DRadio Wissen ver-
weist mit Programmtips, Interviews mit Autoren und 
Redakteuren von ARD, ZDF, arte und 3sat im Rah-
men seiner Themenmodule auf anspruchsvolle Fern-
sehsendungen. Es erweitert damit sein eigenes inhalt-
liches Angebot und gibt den Hörern Hinweise auf 
ergänzende und vertiefende Informationen im öffent-
lich-rechtlichen Fernsehen und unterstreicht damit 
dessen Rolle als Qualitätsproduzent.
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  Deutschlandradio arbeitet schon heute im Rahmen 
seines Informations- und Kulturauftrages mit einer 
Reihe von Stiftungen, Wissenschafts- und Bildungs-
institutionen zusammen, z. B. mit der Bundeszentrale 
für politische Bildung (Veranstaltungen zum Prager 
Frühling), mit dem Goethe-Institut, der Berlin-Bran-
denburgischen Akademie der Wissenschaften (ZEIT-
Forum der Wissenschaft) oder mit dem Deutschen 
Museumsbund (Regionalmuseen-Sendereihe über 1 ½ 
Jahre). Diese Kooperationen beziehen sich auf ein-
zelne Sendungen, auf Reihen und öffentliche Veran-
staltungen. DRadio Wissen wird diese Kooperationen 
ausbauen und kann unter Nutzung von Veranstaltun-
gen dieser Institutionen neue auf dem Wissensmarkt 
vorhandene Informationen generieren und für sein 
Programm nutzen. Das Interesse dieser Institutionen 
an einer Zusammenarbeit mit dem Nationalen Hör-
funk ist erkennbar groß. Bislang konnte nur ein über-
schaubares Angebot von Kooperationswünschen 
berücksichtigt werden. Bei DRadio Wissen ergeben 
sich für beide Seiten und zum Nutzen der Hörerziel-
gruppen neue erweiterte Möglichkeiten der Zusam-
menarbeit.

  Deutschlandradio arbeitet schon zur Zeit intensiv mit 
Printmedien zusammen. Aufgrund der bisherigen 
Konzentration der Programme auf Information (Poli-
tik, Wirtschaft) und Kultur beschränkte sich die 
Zusammenarbeit weitgehend auf die Politik-Ressorts 
und das Feuilleton. Fachkundige Redakteure der 
Printmedien kommen im Deutschlandfunk und 
Deutschlandradio Kultur zu Wort. Beiträge aus den 
Programmen des Nationalen Hörfunks werden in den 
Printmedien abgedruckt. DRadio Wissen bietet die 
Möglichkeit, diese Kooperation auf die Ressorts 
Natur und Technik, Wissenschaft, Wissens-Seiten 
und auf entsprechende Periodika auszudehnen. Dabei 
können die bereits jetzt genutzten Kooperationsmo-
delle auf die Themengebiete von DRadio Wissen 
übertragen werden.

5.  Wettbewerbssituation

  DRadio Wissen ist als sinnhafte Ergänzung der medi-
alen Angebots-Palette projektiert. Neben den Perio-
dika bieten eine Reihe von Zeitungen Wissenssupple-
ments oder zumeist wöchentlich erscheinende 
Wissens-Seiten an. In den meisten Fällen wird Wissen 
mit Forschung übersetzt. Auch im öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk fi nden sich Sendungen und Rubriken 
mit Wissenscharakter. Hingegen existiert ein täg-
liches umfassendes Wissensangebot weder im Print-
bereich noch in den elektronischen Medien (Voll-
programm). DRadio Wissen tritt also zu keinem 
vergleichbaren Angebot in Konkurrenz und ist ein 
Unikat. Es kann durch Kooperationen dazu beitra-
gen, die Themen der Wissensgesellschaft stärker in 
der Öffentlichkeit zu verankern und den Bildungsins-
titutionen und ihren Nutzern ein kontinuierliches 
Angebot zur Orientierung und zur Wissenserweite-
rung zu bieten. Dies ist auch von hohem Nutzwert für 
Bildungsinstitutionen (Schulen, Volkshochschu-
len, Universitäten, Weiterbildungseinrichtungen).
Deutsch landradio schafft public value und nimmt 
öffentlich-rechtliche Verantwortung wahr.

6.  Finanzierung und Verbreitung

  Das neue, digitale Programm soll im Kölner Funk-
haus des Nationalen Hörfunks produziert und von 
dort aus gesendet werden. Die Entscheidung für den 
Standort Köln wurde deshalb getroffen, weil hier 
aufgrund der baulichen Gegebenheiten nur geringe 
Aufwendungen für die Schaffung von Büro- und Stu-
dioraum anfallen werden und weil hier die größten 
Synergiegewinne zu erzielen sind. In Köln sitzt die 
Zentrale Nachrichtenredaktion von Deutschlandra-
dio. Auch der Web-Auftritt von Deutschlandradio 
wird in Köln produziert. Deutschlandradio Kultur, 
das Berliner Programm, wird wichtige Stoffelemente 
zuliefern.

  Als fi nanzieller Rahmen wird für DRadio Wissen die 
Summe von rund 6 Mio. € p.a. kalkuliert. Als Start-
termin ist der 1. Januar 2010 vorgesehen. Ab diesem 
Zeitpunkt werden die Kosten in voller Höhe anfallen. 
Das Programm soll über das bestehende DAB-Netz, 

über digitales Kabel und digitalen Satellit sowie als 
Internet-Livestream verbreitet werden.

 

Anlage

 (zu § 11 d Abs. 5 Satz 4
 des Rundfunkstaatsvertrages)

Negativliste öffentlich-rechtlicher Telemedien

 1.  Anzeigenportale, Anzeigen oder Kleinanzeigen,

 2.  Branchenregister und -verzeichnisse,

 3.   Preisvergleichsportale sowie Berechnungsprogram-
me (z. B. Preisrechner, Versicherungsrechner),

 4.   Bewertungsportale für Dienstleistungen, Einrich-
tungen und Produkte,

 5.  Partner-, Kontakt-, Stellen-, Tauschbörsen,

 6.  Ratgeberportale ohne Sendungsbezug,

 7.  Business-Networks,

 8.   Telekommunikationsdienstleistungen im Sinne von 
§ 3 Nr. 24 des Telekom-munikationsgesetzes,

 9.   Wetten im Sinne von § 762 des Bürgerlichen Gesetz-
buches,

10.   Softwareangebote, soweit nicht zur Wahrnehmung 
des eigenen Angebots erforderlich,

11.  Routenplaner,

12.   Verlinkung ohne redaktionelle Prüfung; Verlinkun-
gen sollen ausschließlich der unmittelbaren Ergän-
zung, Vertiefung oder Erläuterung eines Eigenin-
halts (auch von Beteiligungsunternehmen) dienen 
und nicht unmittelbar zu Kaufaufforderungen füh-
ren,

13.   Musikdownload von kommerziellen Fremdprodukti-
onen,

14.  Spieleangebote ohne Sendungsbezug,

15.  Fotodownload ohne Sendungsbezug,

16.   Veranstaltungskalender (sendungsbezogene Hinwei-
se auf Veranstaltungen sind zulässig),

17.   Foren, Chats ohne Sendungsbezug und redaktionelle 
Begleitung; Foren, Chats unter Programm- oder 
Sendermarken sind zulässig. Foren und Chats dür-
fen nicht inhaltlich auf Angebote ausgerichtet sein, 
die nach den Nummern 1 bis 16 unzulässig sind.

Protokollerklärungen:

Protokollerklärung aller Länder zum 12. Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag

Die Länder bekräftigen den Zweck dieses Staatsvertra-
ges, den Auftrag für den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk zu konkretisieren. Sie stellen fest, dass mit Aus-
nahme des Hörfunkprogramms „DRadio Wissen“ des 
Deutschlandradios dieser Staatsvertrag keinerlei Beauf-
tragungen enthält, die über den Bestand von Angeboten 
im Sinne der KEF-Systematik hinausgehen. Die Länder 
begrüßen die Klarstellungen von ARD, ZDF und der 
KEF, dass aus diesem Grunde auch über 2012 hinaus die 
Finanzierung der digitalen Zusatzangebote und der Tele-
medien aus dem Bestand erfolgen wird.

Hinsichtlich der dem Drei-Stufen-Test unterliegenden 
neuen oder veränderten Angebote erwarten die Länder 
von den zuständigen Rundfunkgremien eine umfassende 
und unabhängige Bewertung, die insbesondere eine kos-
tenbewusste Würdigung etwaiger Auswirkungen auf die 
Höhe der Rundfunkgebühren einschließt.

Die Länder fordern die Rundfunkanstalten weiter auf, 
zukünftig durch Rationalisierungsmaßnahmen erreich-
bare Einsparungen verstärkt zugunsten der Gebühren-
zahler einzusetzen, um damit eine Stabilisierung der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkfi nanzierung zu errei-
chen.
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Protokollerklärung aller Länder zu § 6 des Rundfunk-
staatsvertrages

Die Länder bekräftigen ihre Auffassung, dass der öffent-
lich-rechtliche Rundfunk im Bereich Film- und Fern-
sehproduktionen Unternehmen sowie Urhebern und 
Leistungsschutzberechtigten ausgewogene Vertrags-
bedingungen und eine faire Aufteilung der Verwertungs-
rechte gewähren soll. Sie fordern die öffentlich-recht-
lichen Rundfunkanstalten auf, dazu in ihren 
Selbstverpfl ichtungen nähere Aussagen zu treffen.

Protokollerklärung aller Länder zu § 11 c des Rundfunk-
staatsvertrages

Die Länder sind sich einig, dass im Falle einer Fortent-
wicklung des terrestrischen digitalen Hörfunks die Pro-
grammzahlbegrenzung gemäß § 11 c Abs. 2 dergestalt 
angepasst wird, dass allen in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten eine angemessene 
Entwicklungsmöglichkeit zusätzlich eingeräumt wird.

 
– GV. NRW. 2009 S. 199

Gesetz
über die Feststellung eines Nachtrags

zum Haushaltsplan
des Landes Nordrhein-Westfalen

für das Haushaltsjahr 2009
(Nachtragshaushaltsgesetz 2009)

Vom 2. April 2009

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
über die Feststellung eines Nachtrags

zum Haushaltsplan
des Landes Nordrhein-Westfalen

für das Haushaltsjahr 2009
(Nachtragshaushaltsgesetz 2009)

Artikel 1

Das Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des 
Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2009 
(Haushaltsgesetz 2009) vom 17. Februar 2009 (GV. NRW. 
S. 64) wird wie folgt geändert:

 1.   In § 1 wird die Zahl „52 717 741 600“ durch die Zahl 
„55 212 866 400“ ersetzt.

 2.   In § 2 Abs. 1 wird die Zahl „3 146 500 000“ durch 
die Zahl „5 790 900 000“ ersetzt.

 3.   In § 6 Abs. 1 HG entfallen in der Überschrift und in 
Satz 1 die Wörter „und Stellen für beamtete Hilfs-
kräfte“.

 4.   In § 6 Abs. 4 Satz 3 HG werden die Wörter „Stellen 
für beamtete Hilfskräfte“ ersetzt durch „Planstellen 
zur Übernahme geprüfter Beamtenanwärterinnen/
Beamtenanwärter sowie Stellen für“.

 5.   In § 6 Abs. 8 Satz 1 HG werden die Wörter „beamte-
ten Hilfskräften und“ gestrichen.

 6.   Nach § 7 Abs. 3 Satz 1 wird folgender Satz 2 ange-
fügt:

  „Die Einnahmen aus dem Rahmenvertrag zur Perso-
nalbereitstellung mit der Deutschen Telekom AG – 
Vivento – (Einzelplan 20 Kapitel 20 020 Titel 282 10) 
dürfen zur Verstärkung der Ansätze für die Perso-
nalausgaben bei Titeln der Obergruppe 42 sowie der 
Ansätze für Zuschüsse an Landesbetriebe herange-
zogen werden.“

 7.   In § 22 Abs. 3 Nummer 2 wird die Zahl „150 000 000“ 
durch die Zahl „350 000 000“ ersetzt.

 8.   In § 26 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „223 001 600“ 
durch die Zahl „693 001 600“ ersetzt.

 9.   Der dem Haushaltsgesetz 2009 beigefügte Gesamt-
plan (Haushaltsübersicht, Finanzierungsübersicht 
und Kreditfi nanzierungsplan) wird durch den die-
sem Nachtrag beigefügten Gesamtplan ersetzt.

10.   Der dem Haushaltsgesetz 2009 beigefügte Haus-
haltsplan wird nach Maßgabe des diesem Gesetz bei-
gefügten Nachtrags geändert.

Artikel 2
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2009 in 
Kraft.

 

Düsseldorf, den 2. April 2009

 

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Minister
für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Finanzminister

Dr. Helmut  L i n s s e n

Die Ministerin
für Wirtschaft, Mittelstand und Energie 

Christa  T h o b e n

Der Innenminister 

Dr. Ingo  W o l f

Der Minister 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

Barbara  S o m m e r

Der Minister
für Bauen und Verkehr

Lutz  L i e n e n k ä m p e r

Die Justizministerin

Roswitha  M ü l l e r - P i e p e n k ö t t e r

Der Minister 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Eckhard  U h l e n b e r g

Der Minister
für Generationen, Familie,

Frauen und Integration 

Armin  L a s c h e t

Der Minister 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien

Andreas  K r a u t s c h e i d
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Anlage zum
Haushaltsgesetz

Haushaltsplan
des Landes Nordrhein-Westfalen
für das Haushaltsjahr

2009

Gesamtplan

Haushaltsübersicht (§ 13 Abs. 4 Nr. 1 LHO)

Finanzierungsübersicht (§ 13 Abs. 4 Nr. 2 LHO)

Kreditfinanzierungsplan (§ 13 Abs. 4 Nr. 3 LHO)
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Haushaltsübersicht

Einzelplan Einnahmen Einnahmen Ausgaben Verpflich- Ausgaben
tungsermäch-

tigungen
2009 2008* 2009 2009 2008*

(TEUR) (TEUR) (TEUR) (TEUR) (TEUR)

01 Landtag 220,5 1 570,5 96 049,6 7 330,0 92 487,3

02 Ministerpräsident 3 774,4 3 750,4 302 908,3 124 842,5 297 756,8

03 Innenministerium 288 446,2 257 168,4 4 557 832,1 268 984,6 4 378 815,1

04 Justizministerium 1 063 183,4 1 063 183,4 3 373 832,5 48 666,0 3 270 500,6

05 Ministerium für Schule und Weiterbildung 173 060,2 149 312,5 13 366 048,8 211 996,8 12 660 388,0

06 Ministerium für Innovation, Wissenschaft,
Forschung und Technologie

498 509,5 468 496,9 5 581 971,6 425 350,7 5 348 565,5

08 Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und
Energie

241 262,7 324 061,7 855 004,5 559 928,0 1 134 708,2

10 Ministerium für Umwelt und Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz

303 672,6 339 552,9 751 645,0 323 759,6 790 391,7

11 Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 1 453 245,6 1 646 193,9 2 883 957,1 207 544,0 3 077 208,6

12 Finanzministerium 735 848,7 775 084,7 1 856 425,7 99 125,0 1 778 745,3

13 Landesrechnungshof 276,4 302,0 37 430,3 — 36 591,8

14 Ministerium für Bauen und Verkehr 1 792 074,3 1 717 576,0 3 023 683,5 904 400,0 2 814 287,6

15 Ministerium für Generationen, Familie, Frauen
und Integration

191 728,4 193 114,5 1 615 456,5 120 560,0 1 493 491,4

20 Allgemeine Finanzverwaltung 48 467 563,5 45 073 197,8 16 910 620,9 432 620,0 14 838 627,7

Zusammen 55 212 866,4 52 012 565,6 55 212 866,4 3 735 107,2 52 012 565,6

* Stand: 3. Nachtragshaushalt 2008 (einschl. Umsetzungen im Haushaltsvollzug = Vorjahresvergleichszahl)

Hinweis:
Die Abweichungen in den Summen ergeben sich durch kaufmännisches Runden.
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F I N A N Z I E R U N G S Ü B E R S I C H T

( Mio EUR )

I. HAUSHALTSVOLUMEN 55.212,9

II. ERMITTLUNG DES FINANZIERUNGSSALDOS
1. Ausgaben 55.085,6

(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt,
Zuführungen an Rücklagen und für Fehlbeträge aus Vorjahren
und haushaltstechnische Verrechnungen)

2. Einnahmen 49.417,1
(ohne Einnahmen aus Kreditmarktmitteln,
Entnahmen aus Rücklagen und Überschüssen aus Vorjahren
und haushaltstechnische Verrechnungen)

3. Finanzierungssaldo -5.668,5

III. ZUSAMMENSETZUNG DES FINANZIERUNGSSALDOS

4. Nettoneuverschuldung am Kreditmarkt

4.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt (brutto) 20.200,5
4.2 abzüglich Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 14.409,6
4.3 Nettoneuverschuldung am Kreditmarkt 5.790,9
5. zuzüglich Entnahmen aus Rücklagen —
6. abzüglich Zuführung an Rücklagen 122,5
7. zuzüglich Überschüsse aus Vorjahren 0,1
8. abzüglich Fehlbeträge aus Vorjahren —
9. Finanzierungssaldo -5.668,5

IV. NACHRICHTLICH
ERMITTLUNG DER KREDITERMÄCHTIGUNG FÜR KREDITMARKTMITTEL

Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt (netto) 5.790,9
zuzüglich Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 14.409,6
Kreditermächtigung (brutto) 20.200,5

K R E D I T F I N A N Z I E R U N G S P L A N

( Mio EUR )

I. EINNAHMEN AUS KREDITEN
bei Gebietskörperschaften, Sondervermögen usw. —
vom Kreditmarkt (brutto) 20.200,5

Zusammen 20.200,5

II. TILGUNGSAUSGABEN FÜR KREDITE
bei Gebietskörperschaften, Sondervermögen usw. 177,9
am Kreditmarkt 14.409,6

Zusammen 14.587,5

III. NETTO-NEUVERSCHULDUNG insgesamt
bei Gebietskörperschaften, Sondervermögen usw. -177,9
am Kreditmarkt 5.790,9

Zusammen 5.613,0
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